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Liebe Leserinnen und Leser,

erneut hat das Land Bremen an Beschäftigung gewonnen – genau genommen waren es 7.851 Stellen, die 
in erster Linie in Bremen, in kleinem Umfang auch in Bremerhaven entstanden sind. Doch während in den 
vergangenen Jahren häufig mehr Teilzeit- als Vollzeitjobs entstanden sind, waren es in 2016 mehr Voll-
zeitstellen. Das ist ausgesprochen erfreulich und hat nicht zuletzt damit zu tun, dass auch in der Industrie 
wieder Arbeitsplätze hinzugekommen sind. Dieser Sektor zeichnet sich aus durch eine hohe Vollzeitquote, 
eine verbreitete Tarifbindung und dementsprechend hohe Löhne, wie auch das Kapitel zu den Verdiens-
ten zeigt. Ganz anders ist die Situation im Dienstleistungsbereich, der deutlicher geprägt ist von atypischen 
Beschäftigungsformen – von Teilzeit, Minijobs und in zunehmendem Maße auch von Werkvertragsarbeit 
und  Leiharbeit.
  Die Arbeitnehmerkammer berichtet jährlich über die Lage der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im Land Bremen. Viele Entwicklungen zeigen sich allerdings nur in der mittel- oder lang fristigen 
 Perspektive. Daher ergänzen wir, wo immer dies angemessen erscheint, Betrachtungen über mehrere 
Jahre. Sieht man sich unter diesem Gesichtspunkt die Entwicklung der Erwerbstätigkeit an, so zeigt sich 
ein ebenso bedenklicher wie kontinuierlicher Abstand zum Durchschnitt der übrigen westlichen Bundes-
länder. Das Land Bremen befindet sich nach wie vor im Strukturwandel. Wie in der gesamten Bundes-
republik haben sich die wirtschaftlichen Aktivitäten, insbesondere der Aufbau von Beschäftigung, zum 
Dienstleistungssektor verschoben. Bremens industrielle Kerne sichern dem Stadtstaat zwar eine hohe, 
oft überdurchschnittliche Wirtschaftsleistung, mittel- bis langfristig entstehen Arbeitsplätze jedoch im 
 Dienstleistungssektor. Und dies in Bremen weniger dynamisch als anderswo. 
  Politische Aufmerksamkeit gebührt daher aus unserer Sicht nicht nur den bedeutenden industriel-
len Kernen der bremischen Wirtschaft, sondern auch dem Dienstleistungssektor. Haben wir uns im letzten 
Bericht intensiv mit den sogenannten wissensintensiven Dienstleistungen beschäftigt, so sind es in diesem 
Jahr die Kontraktlogistik und die Pflege, denen wir eigene Kapitel widmen. Dass von den Betriebsräten in 
der Logistik die Einführung des Mindestlohns als ‚segensreich‘ bezeichnet wird, sagt einiges über die dort 
herrschenden Lohnstrukturen. Aus unserer Sicht ein Grund, genauer hinzugucken und sich im Rahmen 
von politischen Gesprächen mit Betriebsräten über mögliche Verbesserungen auszutauschen. In der Pflege 
 stehen zunächst andere Themen im Vordergrund: Der Fachkräftemangel ist hier – trotz erhöhter Ausbil-
dungszahlen – deutlich ausgeprägter als im restlichen Bundesgebiet. Und nach wie vor fehlt es an einer 
ernst gemeinten politischen Strategie, die Pflegeberufe aufzuwerten. Hierzu sind aus unserer Sicht bundes-
weite Verabredungen über Personalbemessungen notwendig wie auch endlich eine auskömmliche Finan-
zierung durch die diversen Kostenträger. 

Vorwort 
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—  Vorwort

  Eine Entwicklung innerhalb der Branchen beschäftigt die Arbeitnehmerkammer ganz besonders und 
somit auch in diesem Lagebericht: die Digitalisierung. Auch wenn wir die Szenarien über den massenhaften 
Abbau von Arbeitsplätzen nicht teilen, werden doch erhebliche Veränderungen der Arbeitswelt damit ein-
hergehen. Für den Bericht haben wir eine Befragung ausgewertet, die Bremer Betriebsräte nach dem Grad 
der Digitalisierung und nach den Auswirkungen befragt. In diesem Bericht begrenzt sich die Auswertung 
auf den Bereich der Dienstleistungen – nicht zuletzt, weil vielerorts davon ausgegangen wird, dass nur die 
Industrie von den neuen Entwicklungen betroffen sein wird. Dass dem nicht so ist, zeigt für Bremen auch 
diese Befragung: Auch wenn die Auswirkungen insgesamt noch überschaubar sind – in einzelnen Branchen 
ist die Veränderung der Arbeit bereits weit fortgeschritten, dazu gehört der Einzelhandel, die Logistik und 
auch der Bankensektor. 
  Liebe Leserin und lieber Leser, Sie finden in diesem Bericht noch viele weitere Artikel und Themen, 
mit denen wir uns intensiv beschäftigt haben. Dazu gehören die sich ebenfalls aus der Digitalisierung er -
gebenden neuen Anforderungen an den Arbeitsschutz, die nahezu stagnierende Zahl der Langzeitarbeits-
losen, die Entwicklung des Ausbildungsgeschehens, aber auch das Thema einer wachsenden und familien-
freundlichen Stadt. Wir hoffen in jedem Fall auf Ihr Interesse, freuen uns jederzeit über Rückfragen und 
Anmerkungen und diskutieren gerne auch persönlich über unsere Schlussfolgerungen. 

Peter Kruse
Präsident der 
Arbeitnehmerkammer Bremen

Ingo Schierenbeck
Hauptgeschäftsführer der  
Arbeitnehmerkammer Bremen
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01
Finanzen /  
Wirtschaft /
Beschäftigung



  Nach Jahren der politischen Auseinander-
setzung ist es Ende 2016 auf Basis des Vorschlags 
der Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsiden-
ten gelungen, eine Einigung über die Reform des 
Länder finanzausgleichs zu erzielen. Nach der grund-
sätzlichen Zustimmung des Bundes könnten die 
letzten notwendigen Konkretisierungen nun zügig 
abgearbeitet werden, um den Gesetzesentwurf früh 
im Wahljahr 2017 durch den parlamentarischen 
Prozess zu bringen. Für die öffentlichen Haushalte 
hieße das Planbarkeit und Verlässlichkeit.

Vorgesehen ist eine gravierende Umstellung: Statt 
des zweistufigen Verfahrens aus sogenanntem 
Umsatzsteuervorwegausgleich und dem Länder-
finanzausgleich im engeren Sinne erfolgt ein Aus-
gleich der Finanzkraft zukünftig im  Wesent lichen 
bereits im Rahmen des Länderanteils an der Um -
satz steuer. Das heißt: „Arme“ Länder bekommen 

mehr, „reiche“ Länder weniger von der Umsatz-
steuer ab. Direkte Zahlungen zwischen den Ländern 
entfallen – und damit auch die Etikettierung als 
„Nehmer-“ oder „Geberland“. Dazu gibt der Bund 
vier Milliarden Euro seines Anteils am Umsatzsteuer-
aufkommen ab, die dann zusätzlich zur Verteilung 
unter den Ländern zur Verfügung stehen. Außer-
dem steigen die Ergänzungszuweisungen, die der 
Bund zur Angleichung der finanziellen Möglichkei-
ten bezahlt: Die sogenannten allgemeinen Bundes-
ergänzungszuweisungen schließen die Finanzkraft-
lücke zwischen den Ländern zusätzlich, daneben 
stellt der Bund weitere Gelder für „Sonderbedarfe“ 
bereit. Hier fehlt zwar eine klare Systematik ebenso 
wie die verfassungsrechtlich geforderte zeitliche 
Befristung, um eine Zustimmung aller Länder er -
reichen zu können, wurde dies jedoch bewusst in 
Kauf genommen.

Durch die vollzogene „Vertikalisierung“ im Länder-
finanzausgleich – schon vom Bund zu den Ländern 
fließt das Geld bedarfsorientiert – und den Weg-
fall der „horizontalen“ Zahlungsströme unter den 
 Ländern, sinkt die Streitanfälligkeit zwischen den 
Ländern, die Solidarität bleibt gleichwohl gewahrt 
und die Transparenz wird erhöht. Das ist eine Ver-
besserung im Vergleich zur noch bis einschließ-
lich 2019 bestehenden Regelung. Positiv zu bewer-
ten sind auch einige weitere Elemente der Einigung: 
So soll die Finanzkraft der Kommunen zu  künftig 
stärker in den Länderfinanzausgleich einbezogen 
werden, was nicht nur sachlich begründbar ist, 
da Länder- und Gemeindeebene unweigerlich zu -
sammengehören, sondern auch zusätzliches Geld 
für Bremen bedeutet – zulasten der süddeutschen 
Länder mit ihren einnahmestarken Kommunen. Das 
Bundesprogramm im Rahmen des Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) wird fortgeführt 
und die Einwohnerwertung, die die strukturelle 
Anders artigkeit der Stadtstaaten anerkennt, bleibt 

In aller Kürze:

Bund und Länder haben sich auf eine Reform des Länderfinanzaus-
gleichs geeinigt. Durch eine Umstellung des Systems werden direkte 
Zahlungen unter den Ländern hinfällig, der Ausgleich erfolgt allein 
über die Verteilung der Umsatzsteuer. Der Bund erhält erweiterte 
Kompetenzen, die Länder bekommen im Gegenzug mehr Geld. Auch 
Bremen gewinnt deutlich und erhält zudem ab 2020 ebenso wie das 
Saarland jährlich 400 Millionen Euro als Sanierungshilfe. Das er öff-
net nicht nur eine finanzpolitische Perspektive, sondern auch zusätz-
lichen Ausgabenspielraum, den es weitsichtig zu nutzen gilt. Neben 
Maßnahmen, die die soziale und wirtschaftliche Basis Bremens und 
Bremerhavens stärken, wird ein Teil des Geldes – wie mit dem Bund 
verabredet – in die Schuldentilgung fließen. Alle Ausgabenwünsche 
wird man hierzulande auch zukünftig nicht erfüllen können, falls der 
Konsolidierungspfad beibehalten werden soll. Dann hat der Stadt-
staat Bremen allerdings eine echte Chance, selbst gesteckte Haus-
haltsziele tatsächlich erreichen zu können.

Tobias Peters – Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

Reform des  
Länderfinanzausgleichs – 
was heißt das für Bremen?
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—  Bericht zur Lage 2017 

2  Den sich aus den ausgeweiteten Bundesergänzungs-

zuweisungen (+75 Millionen Euro), den weiter laufenden 

Finanzierungshilfen der Hafenlasten  

(+11 Millionen Euro) und dem GVFG-Bundes pro gramm 

(+6 Millionen Euro) bei Mindereinnahmen durch die 

Zusammenlegung von Umsatzsteuerverteilung und Län-

derfinanzausgleich im engeren Sinne (-5 Millionen Euro) 

ergebenden Mehreinnahmen von 87 Millionen Euro, die 

oftmals für 2020 in Bremen ausgewiesen werden, sind 

die Einnahmen aus dem GVFG (6 Millionen Euro), die 

Seehafenhilfen  

(11 Millionen Euro) und die sogenannten Entflechtungs-

mittel (ca. 30 Millionen Euro), die in Umsatzsteueran-

teile umgewandelt werden, gegengerechnet, da diese 

Gelder auch zurzeit schon gezahlt werden (nach aktu-

eller Gesetzeslage vor der Reform jedoch 2019 auslau-

fen würden) und insofern keine echten Mehreinnahmen 

in 2020 darstellen.

3 Das heißt: Wenn die Steuereinnahmen – beispiels-

weise wegen guter konjunktureller Lage oder aufgrund 

der allgemeinen Preisentwicklung – deutschlandweit 

ansteigen, steigen die bremischen Mehr     ein nahmen nicht 

im selben Maße, sondern lediglich unterproportional, 

da eben ein Teil, ins besondere die Sanierungshilfen, als 

Festbetrag ausgestaltet ist.1 Berechnungsgrundlage: Steuerschätzung Mai 2016.

auch der Höhe nach unangetastet. Die anhängige 
Klage, die die Regierungen Bayerns und  Hessens vor 
dem Bundes verfassungsgericht eingereicht  hatten 
und die sich insbesondere gegen die  fiskalische 
 Ab  sicherung der Stadtstaaten gerichtete hatte, ist 
durch die langfristig angelegte Reformverein barung 
hinfällig. All dies ist gut für das Land  Bremen. 
 Kritisch zu sehen ist, dass der Bund im  Gegenzug 
zu seinen finanziellen Zugeständnissen an die 
 Länder weitere Kompetenzen an sich zieht. Seinen 
Einfluss baut er so deutlich aus: Von der Bundes-
autobahngesellschaft, mit der ein – wenn auch für 
Bremen von untergeordneter Bedeutung – massiver 
Personalübergang von den Ländern auf den Bund 
verbunden ist, über die Regelungsbefugnisse bei der 
Steuerverwaltung bis hin zu Steuerungsrechten bei 
gewährten Finanzhilfen, beispielsweise im Bereich 
der kommunalen Bildungs infrastruktur und damit 
auf einem klassischerweise von den Ländern be -
stelltem Politikfeld. Durch diese Mitbestimmung  
des Bundes werden die Selbstbestimmungsrechte 
der Länder und ihrer Parla mente, die verständ-
licherweise auf die finanziellen  Hilfen aus Berlin 
nicht verzichten wollen,  weiter be  schnitten.

Gute Haushaltszahlen und 
Sanierungs hilfen – Chance  
für  Bremen

Dennoch ist Bremen zweifellos ein Gewinner der 
Verhandlungsergebnisse. Strukturell kann das Land 
mit Mehreinnahmen von 87 Millionen Euro im 
 Vergleich zur bislang ab 2020 gültigen Gesetzes-
grundlage rechnen. Das entspricht einem Plus von 
131 Euro je Einwohner und damit mehr als im 
Bundes durchschnitt (plus 106 Euro je Ein wohner) 
und mehr als in jedem anderen westdeutschen 
Bundes land. 1 Allerdings: Diese Zahlen kommen  
nur zustande, wenn der Vergleich zur bisher ab 
2020 angenommenen Situation gezogen wird. 
Einige Zahlungen des Bundes sind noch bis Ende 
2019 befristet (Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz, Seehafenhilfen, Entflechtungsmittel) – eine 
nun verabredete Verlängerung stellt dann aber 
keine Mehreinnahme in 2020 gegenüber 2019 dar. 
Die tatsächlichen zusätzlichen Spielräume (im Ver-
gleich zur aktuellen Situation bis 2019) fallen daher 
weitaus geringer aus: Die Einnahmen erhöhen sich 
von 2019 auf 2020 nicht um 87 Millionen Euro, 
sondern lediglich um ungefähr die Hälfte dieses 

Betrags. 2 Zudem sind die Mehreinnahmen größten-
teils nicht dynamisiert, steigen also langsamer als 
die allgemeine Entwicklung der Steuereinnahmen. 3 
Und: Noch ist der bremische Haushalt nicht struktu-
rell ausgeglichen, wie ab dem Jahr 2020 zugesagt. 
Die noch verbleibende Finanzierungslücke muss 
also zunächst einmal geschlossen werden.

Besonders wichtig für Bremen sind die  zusätzlich 
vereinbarten Sanierungshilfen. Ab 2020 soll die 
Hansestadt ebenso wie das Saarland jährlich 400 
Millionen Euro erhalten, die die aktuell – bei 
Einhal tung der Sparvereinbarungen – gezahlten 
Konsolidierungshilfen in Höhe von 300 Millionen 
Euro pro Jahr ablösen. Strittig war bis zuletzt noch 
die genaue Ausgestaltung der Hilfen samt möglicher 
Befristung und Verwendungsauflagen. Die Regelung 
sieht nun keine explizite Befristung vor, die Ver-
einbarung läuft mindestens 15 Jahre. Und für die 
Schuldentilgung gebunden ist  lediglich ein  kleiner 
Teil: jährlich 50 Millionen Euro als Pflicht- Sockel, 
zusätzlich variabel im Durchschnitt 30  Millionen 
Euro pro Jahr. So ergibt sich eine verabredete 
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—  01  Finanzen / Wirtschaft / Beschäftigung

„Eine hohe Wirtschaftskraft stärkt den 
Standort – aber investive Maßnahmen 
 lohnen sich für den bremischen Haushalt 
kaum. So scheint Schuldentilgung fiskalisch 
die nachhaltigste Option zu sein.“

Finanzpolitische Perspektive durch 
zusätzliche Mittel: städtische Basis 
stärken, investieren, tilgen

Hierzulande stellt sich dadurch die Frage, wie das 
zusätzliche Geld verwendet werden soll. Die Ant-
wort kann nur ein Dreiklang sein, durch den die 
soziale Basis Bremens und Bremerhavens gestärkt, 
nötige Investitionen getätigt und das Schulden-
problem angegangen wird. 

Zum einen können die Spielräume genutzt werden, 
um städtische Leistungen zu erhalten und auszu-
bauen. Zukünftig steht mehr Geld zur Verfügung, 
um die Primärausgaben auf einem stadtstaaten-
adäquaten Niveau und Lebensverhältnisse in 
 Bremen gleichwertig mit denen in anderen deut-
schen Großstädten zu realisieren. Das macht es 
auch möglich, politisch wieder Schwerpunkte zu 
setzen und nicht allerorts den Rotstift ansetzen zu 
müssen. Die soziale Infrastruktur in Bremen und 
Bremerhaven könnte dadurch sicherlich gestärkt 
werden.
 Ein Teil der zusätzlichen Mittel könnte auch  
in sinnvolle Investitionsprojekte gehen, für 
die  bislang kein Geld zur Verfügung stand. So 
 würden nicht nur die Auflagen des Bundes, näm-
lich die  Wirtschafts- und Finanzkraft zu stärken, 
erfüllt,  sondern auch bleibende Werte geschaf-
fen. Der zweifel los vor han dene Investitionsstau 
in die materielle und immaterielle Infrastruktur 
könnte dadurch teils aufgelöst und die Lebens- und 

Schuldentilgung von jeweils 400 Millionen Euro in 
fünf Jahren, was einem Fünftel der Gesamtsumme 
der ergänzenden Hilfen entspricht. Zudem wurde 
von Bremer Seite die Zusage gemacht, wirtschafts- 
und finanzkraftstärkende Maßnahmen zu ergreifen. 
Sanktionen bei Nichteinhaltung sind nicht vorge-
sehen. Dass der Bund die besondere  Situation aner-
kennt und die Verwendung der Mittel weitestge-
hend in die Hände der beiden Länder legt, ist ein 
großer Verhandlungserfolg für Bremen und das 
Saarland.
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—  Bericht zur Lage 2017 

Arbeitsbedingungen im Zwei-Städte-Staat ver- 
bessert werden. Eine hohe Wirtschaftskraft stärkt 
den  hiesigen Standort, trägt zur Schaffung und 
Sicherung von Arbeitsplätzen bei und ist wichtig 
für das Selbstverständnis Bremens als Großstadt. 
Die neuste Abrechnung des Länderfinanzausgleichs 
zeigt auch, dass hier eine Trendumkehr herbeige-
führt  werden muss: Bremens Finanzkraft im Ver-
gleich zu den übrigen Ländern ist abermals gesun-
ken. Es ist allerdings auch Teil der Wahrheit, dass 
die finanzielle Basis des Stadtstaates durch Investi-
tionen nicht grundlegend verbessert werden kann. 
Für ein  kleines Bundesland sind die fiskalischen 
Rückflüsse zu gering. Das heißt, selbst wenn in-
vestive Maßnahmen die Wirtschaftskraft erhöhen, 
lohnt sich dies für den Bremer Haushalt oft kaum. 
Even tuelle Steuermehreinnahmen werden zudem 
im Rahmen des Länderfinanzausgleichs wieder um-
verteilt. Die Idee, durch Investitionen entstandene 
Schulden über höhere Einnahmen wieder tilgen zu 
können, ist in Bremen nicht neu, war bislang aber 
nicht von übermäßigem Erfolg gekrönt. Ansonsten 
bestünde heute nicht der hohe Schuldenstand bei 
gleichzeitig hohem Investitionsbedarf.

So scheint die Schuldentilgung die fiskalisch nach-
haltigste Option darzustellen. Aktuell fallen nur 
gut drei Prozent Zinsen auf die bremischen Schul-
den an. Damit hat Bremen heute weniger Zinsaus-
gaben zu tragen als Mitte der 1990er-Jahre – trotz 
eines Anstiegs des Schuldenstandes von unter acht 
auf über 20 Milliarden Euro. Zwar gibt es keine 
 Indizien für einen baldigen Anstieg des Zinsniveaus, 
mittelfristig bleibt dieses Risiko aber bestehen. Und 
eine Änderung der durchschnittlichen Zinssätze im 
bremischen Schuldenportfolio von drei auf nur vier 
Prozent würde zusätzliche Ausgaben von über 200 
Millionen Euro verursachen. Gegen dieses Risiko ist 
die beste Vorbeugung ein sinkender Schuldenstand. 
Eine geringere Verschuldung trägt auch zur gesamt-
wirtschaftlichen Stabilität bei. Daher besteht der 
Bund darauf, einen Teil der von ihm gewährten 
Sanierungshilfen für die Schuldentilgung zu ver-
wenden. Die entsprechenden Haushaltsüberschüsse 
sollten ab 2020 erreicht werden – die im Laufe der 
Zeit dann sinkenden Zinsausgaben stehen wiederum 
anderweitig zur Verfügung.

Letztlich besteht wohl breiter Konsens, dass die  
Verwendung der zusätzlichen Ausgabenspielräume 
sich in diesem Dreiklang widerspiegeln muss. 
Gleichwohl kommt es auf die Gewichtung der mög-
lichen Alternativen an. Diese Debatte wird die 
 Bremer Politik noch einige Zeit begleiten. Nach ent-
sprechenden Haushaltsberatungen wird am Ende 
die Bremische Bürgerschaft entscheiden, wohin die 
 Mittel konkret fließen.

Den Rückenwind nachhaltig nutzen

Die Spielräume im bremischen Haushalt werden 
durch die Reform des Länderfinanzausgleichs stei-
gen. Finanzpolitisch wird dem Land wieder eine 
Perspektive geboten – auch vor dem Hintergrund 
der überraschend guten Haushaltszahlen für 2016, 
in dem (inklusive der Konsolidierungshilfen) durch 
höhere Steuereinnahmen, mehr Geld vom Bund 
und aus dem Länderfinanzausgleich, geringere Zins-
zahlungen und niedrigere Ausgaben für ge  flüchtete 
Menschen gar ein kleiner Überschuss erzielt  werden 
konnte. Dennoch bleibt die Einhaltung des Konso-
lidierungspfades, die für 2016 gesichert ist, eine 
Heraus forderung. Ein Einbruch von Konjunktur 
und Steuereinnahmen, ein überraschender Anstieg 
des Zinsniveaus oder Steuersenkungspläne des 
 Bundes könnten sich negativ auf Bremens finanzi-
elle  Situation auswirken. Insofern sollte der an ge-
tretene Sparkurs nicht leichtfertig über Bord gewor-
fen  werden. Alle Ausgabenwünsche werden auch 
zukünftig nicht befriedigt werden können, sonst 
wird das Geld abermals nicht reichen. Insbeson-
dere dauerhafte Ausgabeverpflichtungen sollten nur 
mit Vorsicht eingegangen werden. Bei aller berech-
tigten Freude über die – in der Tat sehr erfreu-
liche – Einigung zum Länderfinanzausgleich und 
den Sanierungshilfen darf nicht vergessen werden, 
dass die Zugeständnisse auch eine „letzte Chance“ 
für Bremen sein könnten. Der Bund und die ande-
ren Länder dürften nun erwarten, dass Bremen bis 
2020 den Konsolidierungspfad weiterhin bestreitet 
und ab 2020 einen ausgeglichenen Haushalt vor-
legt und darüber hinaus die Tilgungsvereinbarun-
gen einhält. Es liegt im eigenen Interesse, dieses 
entgegengebrachte Vertrauen nicht zu enttäuschen 
– auch, um eventuell über die garantierten 15 Jahre 
die gefundenen Regelungen beizubehalten. Nach-
dem in  Bremen zu Recht auf die hohen strukturel-
len Vor belastungen insbesondere in Form von Zins-
ausgaben hingewiesen und auf dieser Basis Hilfen 
eingefordert wurden, sollte nun auch glaubwürdig 
der Kern des Problems – der hohe Schuldenstand – 
angegangen und ein substanzieller Teil der Sanie-
rungshilfen neben der konsumtiven und investiven 
Verwendung auch in die Tilgung geleitet werden. 
Dies würde den Haushalt mittelfristig krisenfester 
machen. Insofern gilt es nun, den Rückenwind zu 
nutzen, um Bremen und seine Haushalte zukunfts-
fähig aufzustellen.
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In aller Kürze:

Wie in den Vorjahren war die wirtschaftliche Entwicklung auch 2016 
in Deutschland stabil. Aufgrund der guten Binnenkonjunktur ist die 
Wirtschaft mit real 1,9 Prozent stärker als im Vorjahr und stärker 
als in der übrigen Eurozone gewachsen. Auch die Zahl der Erwerbs-
tätigen hat einen neuen Höchststand erreicht. Damit scheint die 
Wirtschaft auf den ersten Blick zwar auf einem stabilen Wachstums-
pfad zu sein, allerdings stehen für die mittelfristige Entwicklung 
2017 entscheidende Weichenstellungen an: die Unsicherheit über 
die amerikanische Wirtschafts- und Handelspolitik, der zunehmende 
Protektionismus in der Welt, der Höhenflug des Dollars und nicht 
zuletzt die nach wie vor ungelösten Probleme in der Eurozone, ver-
stärkt durch den sogenannten Brexit. All diese Entwicklungen ber-
gen erhebliche Risiken für die zukünftige Entwicklung und bedürfen 
der politischen Gestaltung. Gerade Bremen als stark exportorien-
tiertes Bundesland ist von diesen Entwicklungen betroffen. Zudem 
zeigt die langfristige Betrachtung, dass das Land Bremen sich bei 
der Arbeitsplatz entwicklung immer stärker von der Entwicklung der 
„alten“ Bundesländer abkoppelt – trotz starker Wachstumsraten 
beim Wirtschaftswachstum. 

Jörg Muscheid

Wirtschafts- und 
 Beschäftigungsentwicklung 
in Bremen

Aufschwung setzt sich fort – 
Rahmen bedingungen werden 
 schwieriger

  Die deutsche Wirtschaft setzt wie in den Vor-
jahren den Aufschwung fort – trotz Brexit und 
anderer internationaler Turbulenzen. Mit einem 
 realen Wirtschaftswachstum von 1,9 Prozent wurde 
sowohl das Vorjahresergebnis (+1,7  Prozent) 
als auch der langjährige Mittelwert (+1,4 Pro-
zent) deutlich übertroffen. Mit diesem Ergebnis 
hat Deutschland nach wie vor eine Sonderrolle 
in Europa. Das positive Wachstum im vergange-
nen Jahr wurde wiederum in erster Linie von den 

Konsumausgaben der privaten Verbraucher ge -
tragen. Neben den positiven Tarifabschlüssen und 
der niedrigen Inflationsrate hat auch die sinkende 
Arbeitslosigkeit zu diesem Ergebnis beigetragen. 
Aber auch die Konsumausgaben des Staates haben 
mit einem Plus von 4,0 Prozent deutlich zugelegt. 
Daneben sind auch positive Wachstumsraten bei 
den Investitionen zu verzeichnen: Die Ausrüstungs-
investitionen (in Maschinen und Geräte) nahmen 
um 1,1 Prozent zu, die Bauinvestitionen – vor allem 
getragen durch den Wohnungsbau – sogar um  
3,0 Prozent. Von der außenwirtschaftlichen Seite 
her wurde die Wirtschaftsentwicklung 2016 aller-
dings leicht gebremst. Der Anstieg der Importe 
überstieg leicht die Entwicklung der Exporte; der 
Außenbeitrag als Saldo dieser Größen war daher 
2016 geringer und hatte eine leicht dämpfende 
Wirkung auf das Wachstum des Bruttoinlands-
produkts. 1 
 
Doch zugleich markiert das Jahr 2016 einen histo-
rischen Termin in der wirtschaftspolitischen Ent-
wicklung. Neben der Unsicherheit über den zukünf-
tigen wirtschafts- und handelspolitischen Kurs 
der USA und den anstehenden Wahlen in mehre-
ren europäischen Ländern, ist allem voran der so-
genannte „Brexit“ zu nennen – also der geplante 
Ausstieg Großbritanniens aus dem EU-Binnen-
markt. Mit dem Ausgang des Referendums vom 
23. Juni hat die langjährige Politik der europä-
ischen Einigung einen unerwarteten Rückschlag 
erhalten. Die konkreten Austrittsverhandlungen 

1 Vgl. DIW Wochenbericht 50/2016: Grundlinien der 

Wirtschaftsentwicklung im Winter 2016; IAB 2017: 

 Aktuelle Berichte, Einschätzung des IAB zur wirtschaft-

lichen Lage; Statistisches Bundesamt: Ausführliche 

Ergebnisse zur Wirtschaftsleistung im 4. Quartal 2016.
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2 Vgl. DIW Wochenbericht 50 / 2016; Grundlinien der 

Wirtschaftsentwicklung im Winter 2016.

„Die Wirtschaftsforschungsinstitute gehen davon aus, 

dass sich die mit dem Brexit verbundene Unsicher-

heit aktuell niederschlägt. Vor allem international 

agierende Unternehmen könnten deutlich weniger 

investieren.“

werden 2017 erst beginnen und angesichts der 
hohen Bedeutung Großbritanniens für den Binnen-
markt und seiner Rolle als wichtiger Beitragszah-
ler für den EU-Haushalt werden die Verhandlungen 
lange und schwierig. Doch schon jetzt gehen die 
Wirtschaftsforschungs institute davon aus, dass sich 
die mit dem Brexit verbundene Un sicherheit aktu-
ell niederschlägt. Vor allem international agierende 
Unternehmen könnten deutlich weniger investie-
ren, so die Befürchtung. Die mittelfristigen Folgen 
sind dagegen mit hoher Un  sicherheit behaftet. Wirt-
schaftsförderer aus Hamburg und Bremen überlegen 
zwar, gezielt auf Unternehmen aus den USA und 
Asien mit Sitz in Großbritannien zuzugehen, die 
um ihren künftigen Zugang zum europäischen Bin-
nenmarkt  fürchten. Doch es gibt auch Gefahren: So 
plant die  britische Regierung, nach dem Verlassen 
der EU durch einen Steuerwettbewerb andere euro-
päische Länder zu unterbieten und Unternehmen 
zu halten be ziehungsweise in Großbritannien anzu-
siedeln. Das birgt das Risiko einer Renationalisie-
rung der Wirtschaftspolitik. Wenn eine solche Poli-
tik ent sprechende Reaktionen anderer Länder nach 
sich zieht, wird Europa deutlich geschwächt.

In diesem Zusammenhang findet auch seit Ende 
2016 die Entwicklung in Griechenland wieder mehr 
Beachtung – ein Problemfall, der vor dem Hinter-
grund der Flüchtlingszuwanderung lange aus der 
öffent lichen Wahrnehmung verschwunden ist. Die 
nach wie vor gespaltene konjunkturelle Entwick-
lung in Europa mit hoher (Jugend-)Arbeitslosigkeit 
und harten Einschnitten in die jeweiligen Sozialsys-
teme bilden im Zusammen wirken mit dem  Brexit 
und der Unsicherheit über die zukünftige Politik  
der US-Regierung ein ris kantes Szenario für die 
nächsten Jahre, von dem besonders die Export-
nation Deutschland – und hier insbesondere auch 
das am stärksten exportorientierte Bundesland 
 Bremen – betroffen sind. 

Die aktuelle Lage verstärkt erheblich die  Risiken 
der zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung. 
Zudem fehlen weltwirtschaftliche Impulse, die zu 
einer Stabilisierung beitragen könnten. Unklar ist 
auch, in welche Richtung sich die Inflationsraten 
be  wegen werden. Der langjährige Rückgang der In -
flation hatte 2015 mit 0,3 Prozent seinen Tiefpunkt 
erreicht. Im Jahresverlauf 2016 stiegen die Verbrau-
cherpreise wieder deutlich an – eine Entwicklung, 
die für die realen Einkommen der Arbeitnehmer 
von entscheidender Bedeutung ist. Allerdings wird 
nicht mit einem gravierenden Anstieg der Verbrau-
cherpreise gerechnet, da vor allem die Verteuerung 
des Öls 2016 das Preisniveau in die Höhe getrie-
ben hat. Die „Kerninflation“ – also die Inflations rate 
ohne die stark schwankenden Preisentwicklungen 
bei Energie und Lebensmitteln – bewegte sich auch 
2016 kaum.

Vor diesem Hintergrund sind die Prognosen für das 
laufende Jahr etwas zurückhaltender. Unbestritten 
gestalten sich infolge der oben skizzierten Entwick-
lungslinien die Rahmenbedingungen für die nächs-
ten Jahre schwieriger, doch für 2017 und 2018 
wird im Wesentlichen von Kontinuität bei Konsum, 
Exporten und Investitionen ausgegangen, sodass die 
Wachstumsraten weiter auf einem ähnlichen Niveau 
wie in den Vorjahren liegen. 2 
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Abbildung 1: 
Wirtschaftswachstum 2009 bis 2016 in Prozent

Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; eigene Darstellung
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3 Aktuellere Daten zum BIP lagen bis Redaktions-

schluss nicht vor.

37 Prozent der Betriebsräte bezeichnen die  aktuelle 
wirtschaftliche Lage ihres Betriebes als „gut“, eben-
falls rund 37 Prozent zumindest als „befriedigend“. 
27 Prozent der Betriebsräte be  werten die derzeitige 
Geschäftslage ihres Betriebes als „eher schlecht“ 
oder „schlecht“ (Stand: Februar 2016). Noch im 
Jahr davor war die überwiegende Mehrheit der 
Betriebsräte der Meinung, dass sich die wirtschaft-
liche Lage ihres Betriebes 2015 „etwa gleichblei-
bend“ entwickelt – doch 2016 ist der Anteil von 
rund 70 Prozent auf 40 Prozent zurückgegangen. 
Gleichzeitig haben sowohl die negativen als auch 
die positiven Stimmen deutlich zugenommen: eine 
Polarisierung der Einschätzungen hinsichtlich der 
zukünftigen wirtschaft lichen Entwicklung. Auch die 
Statistik belegt, dass die Wirtschaftsentwicklung bis 
zur Jahresmitte 2016 3  deutlich stärker als im Vor-
jahr ist. Nach dem  massiven Einbruch im Jahr 2009 
und einem leichten Rückschlag 2013 ist daher in 
der mittelfristigen Betrachtung ein positiver Trend 
zu erkennen.

Entwicklung im Land Bremen

Im Land Bremen hat sich auch 2016 die positive 
Einschätzung der wirtschaftlichen Lage durch die 
Betriebsräte fortgesetzt – ungeachtet der nach wie 
vor schwierigen Rahmenbedingungen. Insgesamt 
wird die aktuelle Situation als stabil eingeschätzt. 
Bei der Beurteilung der zukünftigen wirtschaft-
lichen Perspektiven gehen die Meinungen aller     dings 
stark auseinander: 
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Abbildung 2: 
Entwicklung der Erwerbstätigkeit in den Bundesländern 2016 in Prozent
Erwerbstätige am Arbeitsort; Veränderung zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Arbeitskreis „Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder“;  

eigene Darstellung

Abbildung 3: 
Entwicklung der Erwerbstätigkeit 2009 bis 2016 in Prozent

Quelle: Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder“;  

eigene Darstellung
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Das Ergebnis für das erste Halbjahr 2016 ist aller-
dings mit Vorsicht zu interpretieren. Mit einem 
Wachstum von 2,5 Prozent expandierte die Wirt-
schaft anscheinend deutlich stärker als im Bundes-
durchschnitt. Aber die Erwerbstätigenzahlen –  
hier liegen Ende Januar 2017 bereits die Ergeb-
nisse für das Gesamtjahr 2016 vor – zeigen ein 
anderes Bild: Mit rund 422.700 Erwerbstätigen ist 
2016 zwar ein neuer historischer Höchststand zu 
verzeichnen, doch die Entwicklung Bremens liegt 
hinter der Entwicklung im Bundesgebiet zurück: 
 Bremen konnte 2016 ein Wachstum von  lediglich 
0,7 Prozent erzielen, im Bundesgebiet dagegen 
lag das Plus mit 1,0 Prozent wie schon im Vorjahr 
 deutlich höher.

Auch im Hinblick auf die Entwicklung der Erwerbs-
tätigenzahlen setzt sich also 2016 der Trend der 
Vorjahre fort. Abbildung 3 gibt einen Überblick 
über die Entwicklung in Bremen und im Bundes-
gebiet seit 2009.

Zu den Erwerbstätigen in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen zählen alle Personen, die als 
Arbeitnehmer (einschließlich Beamte und gering-
fügig Beschäftigte) oder als Selbstständige bezie-
hungsweise als mithelfende Familienangehörige 
eine auf wirtschaftlichen Erwerb gerichtete Tätig-
keit ausüben, unabhängig vom Umfang dieser Tätig-
keit. Von den 422.700 Erwerbstätigen im Land 
 Bremen waren 319.041 sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt – 7.851 mehr als 2015. Erfreulich ist, 
dass in 2016 im Land Bremen mehr Vollzeitstellen 
(4.791) als Teilzeitstellen (3.093) entstanden sind.
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Abbildung 4: 
Langfristige Entwicklung der Erwerbstätigkeit

Erwerbstätige am Arbeitsort; 1991=100

Quelle: Arbeitskreis „Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder“; eigene Berechnungen
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Wählt man eine langfristige Perspektive und 
blendet dabei die „neuen“ Bundesländer aus, 
die sich jeher deutlich schwächer als die „alten“ 
Bundesländer entwickeln, wird deutlich: Bremen 
hat sich bei der Arbeitsplatzentwicklung deutlich 
von Westdeutschland abgekoppelt. Die Zahl der 
Arbeitsplätze ist zwar seit 1991 um rund 26.000 
(+ 6,6 Prozent) auf jetzt 422.700 gestiegen. Das 
ist auf den ersten Blick beachtlich, doch im 
Vergleich zu den „alten“ Bundesländern nicht 
viel: Statt der 6,6 Prozent zusätzlicher Arbeits-
plätze in Bremen sind in den übrigen „alten“ 
Bundesländern im selben Zeitraum 17,7 Prozent 
mehr Arbeitsplätze entstanden. Wie der Rück-
blick zeigt, hat das erste Sanierungsprogramm 

1994 – 2004 mit seinen erheblichen  In  vesti tionen 
– vor allem aber auch der Wachstumsschub 
durch die Wiedervereinigung – die Abkopp-
lung Bremens zunächst begrenzen können. 
In der ersten Dekade des neuen Jahrtausends 
ver ringerte sich vor diesem Hintergrund die 
Abkopplung zunächst und erreichte einen Tief-
stand 2006 mit einem Abstand von 6,4 Prozent-
punkten zur Entwicklung in den „alten“ Bun-
desländern. In den nächsten Jahren hat sich die 
Abkopplung  Bremens kontinuierlich vertieft – 
trotz guter Wachstumsraten beim Bruttoinlands-
produkt. Der Rückstand Bremens gegenüber der 
Ent wicklung in den „alten“ Bundesländern liegt 
2016 bei rund 11 Prozentpunkten.

Exkurs
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Im aktuell abgelaufenen Jahr 2016 lagen Licht und 
Schatten bei der wirtschaftlichen Entwicklung im 
Land Bremen eng beieinander:

 In Bremerhaven wurden die Erwartungen, die 
mit dem Einstieg der asiatischen Genting Group 
bei der Lloyd Werft im September 2015 ver-
bunden waren, 2016 enttäuscht. Hier hatte man 
zunächst mit bis zu 1.000 neuen Arbeitsplät-
zen für Bremerhaven gerechnet. Mittlerweile 
geht man von einem weiteren Stellenabbau bei 
der Lloyd Werft aus (dazu ausführlich der  Artikel: 
Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung in 
 Bremerhaven).

 Die Windenergiebranche in Bremerhaven ist 
im Moment im Wesentlichen von Un  sicherheit 
über die weitere Entwicklung gekenn zeichnet. 
So hatte sich Siemens als Marktführer im 
Offshore-   Windenergiebereich 2015 entschie-
den, sein geplantes Turbinenwerk in  Cuxhaven 
anzusiedeln. Damit stieg die Skepsis, wie an -
gesichts dieser Entscheidung die Zukunftsper-
spektiven Bremerhavens sind – insbesondere 
wie es mit dem zum Siemens-Konzern gehö-
renden Turbinenwerk Adwen in Bremerha-
ven mittelfristig weitergeht. Zum  anderen hat 
das Ver waltungsgericht Bremen auf Antrag 
des Bundes für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) im Mai 2016 einen Bau-
stopp für den Offshore-Terminal Bremerhaven 

(OTB) erwirkt. Der Versuch der Beteiligten, 
über eine sogenannte „Sprungrevision“ zum 
Bundesverwaltungs gericht eine möglichst rasche 
Klärung zu er  reichen, scheiterte im Sommer 
2016. Ein jahre langer Weg durch die Instanzen 
ist damit programmiert.

 Hinsichtlich der Stahlbranche bestand 2016 
ebenfalls erhebliche Sorge. Das überraschende 
Aus des bremischen Stahlverarbeiters Brach, 
wo Anfang des Jahres rund 160 Arbeitsplätze 
verloren gingen, hat die schwierige Situation 
der Stahlbranche schlaglichtartig beleuchtet. 
Die zunehmende Konkurrenz durch Stahl zu 
Dumping preisen aus China führte in den ver-
gangenen Jahren zu massiven Wettbewerbs-
ver zerrungen; verstärkt noch durch – im 
 Unterschied zu China – hohe Umwelt auf-
lagen in Europa. Auch die temporär durch die 
EU- Kommission angesetzten Importzölle von 
 maximal 22 Prozent haben bei Weitem nicht 
ausgereicht, einen annähernd fairen Wettbe  werb 
herzustellen. Vor diesem Hintergrund wurden 
und werden europaweit sowohl bei den Her-
stellern wie auch bei der verarbeitenden Indust-
rie weitere Standortschließungen befürchtet. Im 
Hinblick auf das zum Mittal-Konzern gehörende 
bremische Unternehmen ArcelorMittal bestand 
die Sorge, dass hier rund 3.500 eigene Arbeits-
plätze und rund 1.000 fremde Arbeitsplätze 

—  18



—  01  Finanzen / Wirtschaft / Beschäftigung

so großen Dienstleistungssektor sind 4.974 neue 
Arbeitsplätze entstanden, das ist ein deutlich 
geringeres Wachstum von 2,1 Prozent. Einer der 
größten Gewinner im Dienstleistungsbereich ist 
– wie schon im Vorjahr – allerdings die „Arbeit-
nehmerüberlassung“ mit einem Plus von 811 
Arbeitsplätzen im Land Bremen. Da die Leih-
arbeit vor allem in der Industrie stattfindet, rela-
tiviert diese Zahl die Dynamik des Struktur-
wandels; sie macht aber zugleich einen zweiten 
Aspekt dieses Strukturwandels deutlich: Leihar-
beit wie auch Werkverträge nehmen seit Jahren 
an Bedeutung zu. So zeigt die aktuelle Betriebs-
rätebefragung 2016 eine Stabilisierung auf 
hohem Niveau:

  Die Zahl der Betriebe, in denen Leihar-
beitnehmer eingesetzt werden, nahm nach 
 Jahren eines kontinuierlichen Aufwärts-
trends leicht ab. In rund 49 Prozent aller 
Betriebe sind Leiharbeitnehmer im Einsatz.

  Auch nach der Einschätzung der Betriebs-
räte führt Leiharbeit zu einer Zwei-Klassen-
gesellschaft im Betrieb: Als häufigste Motive 
für den Einsatz von Leiharbeitnehmern wird 
„Ersatz für Stammbelegschaft“ beziehungs-
weise „Ergänzung der Stammbelegschaft“ 
genannt.

  Ist Leiharbeit ein Sprungbrett hin zu einer 
regulären Festeinstellung? Von Einzelfällen 
abgesehen ist das eher die Ausnahme. Nur 
in jedem fünften Unternehmen kommt eine 
Übernahme von Leiharbeitnehmern häufiger 
vor; in rund 31 der Unternehmen gar nicht.

  Werkverträge gelten als das „Nachfolge-
modell“ der Leiharbeit. Hier besteht zudem 
eine große Gefahr der Umgehung von Tarif-
vereinbarungen und Arbeitnehmerrechten. 
Auch hier ist in diesem Jahr – wie bei der 
Leiharbeit – der Anteil der Unternehmen, 
bei denen Werkverträge zum Einsatz kom-
men, leicht zurückgegangen. Innerhalb der 
Unternehmen, die Werkverträge nutzen, ist 
aber eher von einer Zunahme als von einer 
Abnahme der Werkverträge auszugehen.

direkt bedroht sind sowie Arbeitsplätze im 
Bereich der unternehmensnahen Dienstleistun-
gen. Durch eine Vielzahl von bundes weiten 
Aktionen haben die IG Metall und die Beleg-
schaften der deutschen Stahlwerke auf diese 
Gefahren aufmerksam gemacht. Im Jahresver-
lauf kam dann – zumindest für Bremen – eine 
positive Entwicklung. Durch die Entscheidung 
der Unternehmensführung, für rund 40 Millio-
nen Euro den Hoch ofen 2 des Bremer Werkes  
ab Oktober 2017 zu modernisieren, ist mittler-
weile der Standort für die nächste Zukunft ge -
sichert.

 Strukturwandel und Qualität der Arbeit: 
Nach wie vor auf Hochtouren läuft die Pro-
duktion im Mercedes-Benz-Werk Bremen, wo 
mittler weile zehn Modelle des Konzerns her-
gestellt werden. Zusätzliche Arbeitsplätze 
 wurden hier auch 2016 geschaffen. Besonders 
positiv war die Meldung im Frühjahr, dass rund 
250 der rund 700 Leiharbeitnehmer in Fest-
anstellung übernommen werden. Mit den ins-
gesamt rund 12.500 Beschäftigten sowie der 
starken Bedeutung für die Zulieferbetriebe und 
die nachgelagerten Dienstleistungsbe reiche 
war und ist Mercedes ein stabiler  Faktor der 
regio nalen Wirtschaft. Die seit Jahren  positive 
Entwicklung bei Mercedes war in den Vor-
jahren allerdings nicht typisch für das verar-
beitende Gewerbe, wo eher der generelle Trend 
zum Beschäftigungsabbau zu verzeichnen war. 
Beispiel haft zeigt sich dies 2015 an der Ent-
wicklung in der Nahrungs mittelindustrie. Im 
 aktuell abgelaufenen Jahr 2016 war der Trend 
im verarbeitenden Gewerbe positiv – trotz 
 schlechter Nachrichten in einer Reihe von 
Betrieben wie die Lebens mittelkonzerne Mon-
delez,  Kellogg oder Coca Cola. Von den ins-
gesamt 7.851 sozial  versicherungspflichtigen 
Arbeitsplätzen, die 2016 im Land  Bremen neu 
entstanden sind, 4 ent   fallen auf das produzie-
rende Gewerbe 5 2.874 neue Arbeitsplätze – das 
ist ein Plus von vier Prozent. Im rund dreimal 

4 Plus 2,5 Prozent gegenüber dem Vorjahresstichtag; 

Stand: 30.6.2016.

5 Zum produzierenden Gewerbe gehören neben der 

Industrie (+2.293 Arbeitsplätze) noch das Baugewerbe 

(+556 Arbeitsplätze) und die Energiewirtschaft (+25 

Arbeitsplätze).
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 Innenstadtentwicklung vor neuer Heraus-
forderung: Nach der Insolvenz des Einkaufs-
zentrums Haven Höövt in Bremen-Nord 2012 
hatte es 2015 die Innenstadt Bremens ge  troffen: 
Mit seinem Rückzug vom geplanten City- Center 
hatte der portugiesische Projektentwickler 
Sonae Sierra Bremen überrascht; die aktuellen 
Zwischennutzungen machen zwar zur Über-
brückung Sinn, notwendig wird aber ein neues 
Konzept sein, das den Lloydhof im  Zentrum 
Bremens als attraktiven Standort für den Ein-
zelhandel ent wickelt. Angesichts der Planun-
gen der Sparkasse Bremen, sein in unmittel barer 
Nähe ge  legenes historisches Gebäude zu ver-
lassen und in den Technologiepark zu  ziehen, 
stellt sich jetzt die Frage, ob hier ein über-
greifendes  Konzept entwickelt werden kann. 
Gerade vor dem Hinter grund des Bedeutungs-
wandels von Innenstädten für den Konsum und 
sich ver schärfender Rahmen bedingungen hätte 
ein  solches Konzept zentrale Bedeutung für den 
Standort Innenstadt.

Beschäftigungsentwicklung in der 
Stadt Bremen 

Die positive Entwicklung im Land Bremen wurde 
2016 wie bereits im Vorjahr im Wesentlichen 
von der Zunahme der Beschäftigung in der Stadt 
 Bremen getragen. Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplätze stieg von 260.430 auf 
267.500. Mit diesem Plus von 7.070 Arbeits plätzen 
(+2,7 Prozent) liegt die Zunahme  deutlich über 
dem Niveau des Vorjahres. Damit liegt die Stadt 
Bremen auch deutlich über dem Wachstum in 
Bremer haven; auch in dieser Hinsicht setzt sich der 
Trend aus dem Vorjahr fort.

Während sich in Bremerhaven der Arbeitsplatzab-
bau in der Industrie weiter fortgesetzt hat, konnte 
die Stadt Bremen entgegen dem langfristigen Trend 
ein Plus von 2.440 Arbeitsplätzen (+5,3  Prozent) 
erzielen. Die Stabilisierung im Bereich „Energie- 
und Wasserversorgung, Energiewirtschaft“, wo 
2014 noch ein Minus von 7,2 Prozent zu verzeich-
nen war, hat sich nach 2015 auch 2016 fort gesetzt 
mit einem leichten Wachstum. Im Baugewerbe war 
die Entwicklung wie im Vorjahr deutlich positiv mit 
einem Plus von 2,2 Prozent. Diese drei Be  reiche des 
produzierenden Gewerbes umfassen in der Stadt 
Bremen insgesamt 62.745 Arbeitsplätze. Insge-
samt wurde damit ein Wachstum im produzieren-
den Gewerbe von 2.708 Arbeitsplätzen ge  schaffen. 
Die übrigen neuen Arbeitsplätze entstanden – von 
einigen Ausnahmen abgesehen – vor allem im 
Dienstleistungssektor. Hier hat sich nicht zuletzt 

die Flüchtlingszuwanderung (Wirtschaftsabteilung 
„Sozialwesen“) niedergeschlagen. Ab  bildung 5 gibt 
einen Überblick über die Entwicklung der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung im vergan-
genen Jahr. 6 

Profitiert von der Beschäftigungsentwicklung haben 
anders als im Vorjahr vor allem die  Männer mit 
einem Plus von 3,2 Prozent (Frauen:+2,1  Prozent). 
Nach Altersgruppen differenziert lag der stärkste 
Anstieg – ebenfalls wie in den Vorjahren – bei 
der höheren Altersgruppe. Die über 55-Jährigen 
 konnten rein rechnerisch um 6,1 Prozent zulegen 
(absolut:+2.771 Arbeitsplätze). Ein Gutteil dieses 
Zuwachses ist allerdings auf demografische Effekte 
zurückzuführen. In den Altersgruppen der unter 
25-Jährigen und „25 bis unter 55 Jahre“ konnte nur 
ein deutlich geringerer Zugewinn von 4,6 Prozent 
beziehungsweise 1,5 Prozent erzielt werden.

Bei der Entwicklung der geringfügig ent lohnten 
Arbeitsplätze hat sich der Vorjahrestrend  weiter 
fortgesetzt. Nach dem leichten Rückgang 2015 um 
266 Arbeitsplätze war 2016 ein deutlich stärke-
rer Rückgang um 1.426 Arbeitsplätze (-2,4 Pro-
zent) zu verzeichnen. Dieser Trend zeigt sich auch 
bundesweit und ist im Wesentlichen auf die Ein-
führung des bundesweiten Mindestlohns Anfang 
2015 zurückzuführen, der in vielen Fällen zu einer 
Umwandlung von Minijobs in sozialversicherungs-
pflichtige Teilzeitarbeitsplätze geführt hat.

6 30.6.2016 im Vergleich zu 30.6.2015 nach Wirt-

schaftsabschnitten und Geschlecht (Sonderauswertung 

der Bundesagentur für Arbeit). Aufgrund der Geheim-

haltungsvorschriften werden für einige Wirtschaftsab-

schnitte wie zum Beispiel „Herstellung von Kraftwagen“ 

keine Daten ausgewiesen.

„Die positive Entwicklung im Land Bremen 
wurde 2016 wie bereits im Vorjahr im We-
sentlichen von der Zunahme der Beschäfti-
gung in der Stadt Bremen getragen.“
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Abbildung 5: 
Beschäftigungsentwicklung in der Stadt Bremen nach Wirtschaftsabschnitten Juni 2016

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Veränderung zum Vorjahr; Stand: jeweils 30. Juni.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit; eigene Darstellung
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  Im Lagebericht der Arbeitnehmerkammer 
 Bremen wird üblicherweise das Ergebnis für die 
Jahresmitte des vergangenen Jahres dargestellt: 
Danach verdienten die bremischen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer 2016 im Durchschnitt 
3.755 Euro brutto 1 und damit leicht über dem 
Bundes durchschnitt. Hinter diesen Durchschnitts-
werten verbergen sich allerdings deutliche Unter-
schiede bei den Einkommen, sowohl zwischen 
Männern und Frauen als auch nach den unter-
schiedlichen „Leistungsgruppen“: Arbeitnehmer in 
leitender Stellung verdienen mit rund 6.449 Euro 
mehr als dreimal so viel wie ungelernte Arbeit-
nehmer, die im Schnitt nur 1.922 Euro erzielen.

Abbildung 1: 
Arbeitnehmereinkommen 2016

Vollzeitbeschäftigte, 2. Quartal 2016, ohne Sonderzahlungen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2016

In aller Kürze:

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten für die Ein-
kommen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben 
sich in den vergangenen Jahren kontinuierlich ver bessert. 
Auch 2016 hat sich diese Entwicklung fortgesetzt; die 
Löhne sind nominal wie auch real erneut gestiegen. Der 
Anstieg der Reallöhne ist auf ein Bündel von Entwick-
lungen zurückzuführen, in einzelnen Branchen zeigt sich 
die  positive Wirkung des gesetzlichen Mindestlohns. Und 
trotzdem: Der Niedriglohnsektor bleibt ein Problem.

Jörg Muscheid

Entwicklung der  
Arbeitnehmereinkommen: 
gute Zeiten für Arbeitnehmer

1 Soweit nicht anders vermerkt, beziehen sich alle 

Angaben auf das Bruttoeinkommen der Vollzeitbeschäf-

tigten für das 2. Quartal ohne Sonderzahlungen.
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Quelle: Statistisches Landesamt Bremen 2015 und 2016

Fachkräfte bilden den Kern der Belegschaft in den 
meisten Unternehmen. Sie verdienen in  Bremen 
im Durchschnitt 3.287 Euro. Damit liegt Bremen 
deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 3.060 
Euro und im Bundesländervergleich knapp hin-
ter Baden-Württemberg (3.363 Euro) und  Hamburg 
(3.298 Euro) an der Spitze der Bundesländer. 
 Bremens Position im Bundesländervergleich spiegelt 
die industrielle Stärke Bremens mit seinen Groß-
unternehmen im Fahrzeugbau sowie der Luft- und 
Raumfahrttechnik wider. Vor  diesem Hintergrund 
verwundert es nicht, dass auch bei den Fach kräften 
sich die Arbeitnehmereinkommen je nach  Branche 
stark unter scheiden. Vor allem im  ver ar  bei tenden 
Gewerbe werden hohe Ein kommen erzielt – in 
 erster Linie wegen der Automobilindustrie, die 
den Schnitt nach oben zieht. Im Durchschnitt über 
alle Einzelbranchen lag der Brutto monatsverdienst 
bei 3.932 Euro für Fachkräfte im verarbeitenden 
Gewerbe und damit deutlich über dem der Fach-
kräfte im gesamten Dienstleistungsbereich, wo 
Fachkräfte 2016 ein Durchschnittseinkommen von 

3.135 Euro er zielten. Neben dem Fahrzeugbau 
(4.885 Euro)  findet sich der Maschinenbau (3.774 
Euro) an der Spitze der Branchen, gefolgt von ein-
zelnen Dienstleistungsbranchen: Die Kommuni-
kationsbranche (3.747 Euro), das Verlagswesen 
(3.506 Euro) und der Finanzdienstleistungsbereich 
(3.703 Euro) sind  Beispiele für „markbestimmte“ 
Dienstleistungs branchen mit guten Einkommen.  
Am anderen Ende der Skala dagegen stehen mit 
dem Gastgewerbe (1.979 Euro) und dem Einzel-
handel (2.500 Euro) typische „Frauenbranchen“ 
sowie der gesamte Bereich der sogenannten „nicht 
markt bestimmten“ Dienstleistungen (Gesundheits-
wesen, Erziehung etc.). Hier verdienen Fachkräfte 
durchschnittlich 2.986 Euro.

Vergleicht man das Ergebnis 2016 mit dem Vorjahr, 
fällt der leichte Rückgang (von 3.776 Euro 2015 
auf  3.755 Euro 2016) auf, der zunächst im Wider-
spruch zur oben gemachten Aussage der steigenden 
Löhne steht. Bei näherer Betrachtung löst sich die-
ser Widerspruch durch die starken Schwankungen 

bei den Quartalsergebnissen im Land Bremen auf, 
die der (fehlenden) Größe Bremens geschuldet sind. 
Der Trend jedenfalls ist trotzdem aufwärtsgerichtet, 
auch die jüngsten Ergebnisse für das dritte Quartal 
2016 belegen diese Aussage.

Abbildung 2: 
Entwicklung der Bruttomonatslöhne seit dem 2. Quartal 2015
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2 Reallohnindex =  

Nominallohnindex * 100  /  Verbraucher preisindex

Reallöhne steigen weiter

Schon in den vergangenen Jahren hat die Arbeit-
nehmerkammer Bremen darauf hingewiesen, dass 
die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
günstig für die Arbeitnehmereinkommen gewesen 
sind. Neben der stabilen Konjunkturentwicklung 
haben hier vor allem die niedrige Inflation und gute 
Tarifabschlüsse dazu geführt, dass der Trend bei 
der realen Lohnentwicklung nach der  schwachen 
Entwicklung in der ersten Dekade des neuen Jahr-
tausends wieder nach oben zeigt. Das heißt, selbst 
nach Abzug der Preissteigerungen haben Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer nun tatsächlich 
wieder mehr Geld in der Tasche, die Kaufkraft ist 
ge  wachsen. Abbildung 3 zeigt die Entwicklung 
 zwischen 2010 und 2015 für das Land  Bremen 
sowie den Zusammen hang der nominalen und 
 realen Löhne auf.

Am stärksten war in diesem Zeitraum die Lohnent-
wicklung im produzierenden Gewerbe mit einem 
Anstieg der nominalen Löhne von 17,5 Prozent 
2015 gegenüber 2010. Unter Berücksichtigung der 
inflationsbedingten Preissteigerungen von 7,5 Pro-
zent (2015 gegenüber 2010) stieg daher das reale 
Lohnniveau um insgesamt 9,3 Prozent. 2 Leicht 
schwächer war dagegen die Entwicklung im Bereich 
der „marktbestimmten“ Dienstleistungen; bei den 
„nicht marktbestimmten“ Dienstleistungen war 
2013 und 2014 sogar ein leichter Rückgang der 
 realen Löhne zu verzeichnen; erst 2015 drehte die 
Entwicklung wieder ins Plus.

2010=100
Reallohn- 

index
Nominal-
lohnindex

Reallohn- 
index

Nominal-
lohnindex

Reallohn- 
index

Nominal-
lohnindex

Verbraucher-
preisindex

Produzierendes Gewerbe
Marktbestimmte  
Dienstleistungen

Nicht marktbestimmte 
Dienstleistungen 2010=100

2011 102,5 105,1 100,2 102,7 98,9 101,4 102,5

2012 103,3 108,1 102,8 107,5 101,8 106,5 104,6

2013 105,5 111,8 103,0 109,2 100,0 106,0 106,0

2014 106,8 113,6 104,6 111,4 99,6 108,2 107,1

2015 109,3 117,5 106,5 114,5 102,0 109,7 107,5

Abbildung 3:
Entwicklung der Real- und Nominallöhne im Land Bremen

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen; eigene Berechnungen

Alles in allem ist für die vergangenen Jahre eine 
stabile Trendwende bei den Lohneinkommen zu 
konstatieren. Neben der stabilen Konjunktur in 
Deutschland und guten Tarifabschlüssen in den 
vergan genen Jahren hat auch die niedrige In  flation 
zum Anstieg der Reallöhne beigetragen. Auch 
2016 verlief die Entwicklung der gesamtwirtschaft-
lichen Rahmendaten positiv; neben einer Vielzahl 
von Tarifabschlüssen mit einem Plus um die Zwei- 
Prozent-Marke war auch die Inflation weiterhin auf 
niedrigem Niveau und wird voraussichtlich in der 
Größenordnung von 0,5 Prozent liegen. Vor diesem 
Hintergrund stiegen auch 2016 die realen Löhne 
weiter an.
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„Rund 40.000 Vollzeitbeschäftigte und damit 
jeder fünfte Arbeitnehmer im Land Bremen 
arbeitete 2015 für einen Niedriglohn.“

Der Mindestlohn stabilisiert  
das Lohnniveau

Welche Rolle hat in diesem Zusammenhang der 
gesetzliche Mindestlohn, der seit dem 1.1.2015 in 
Deutschland gilt? Hier ist zunächst anzumerken, 
dass sich die Befürchtungen der Arbeit geberseite, 
der Mindestlohn würde zum Abbau von Arbeits-
plätzen führen, nicht bestätigt haben. Der Arbeits-
markt zeigte sich 2016 wie schon im Vorjahr in 
äußerst stabiler Verfassung mit einem  deutlichen 
Zuwachs an Arbeitsplätzen. Arbeitsplatzgewinne 
gab es dabei auch in Branchen, die von der  
Ein führung des Mindestlohns besonders betrof-
fen sind, so zum Beispiel im Gastgewerbe. Eine 
 aktuelle  Studie der Arbeitnehmerkammer Bremen 
zur  Einkommenssituation im gesamten Jahr 2015 
zeigt, dass insbesondere Teilzeitbeschäftigte 2015 
bei der Lohnentwicklung profitieren konnten: Sie 
lagen mit einem Lohnzuwachs von 3,1 Prozent 
über dem Durchschnitt. Dass der Mindestlohn sein 
Ziel erreicht hat, bestätigt sich auch, wenn man die 
Branche betrachtet, in der für gewöhnlich geringe 
Löhne erzielt werden: das Gastgewerbe. Eine Aus-
wertung der Stundenlöhne zeigt, dass Teilzeit-
beschäftigte hier einen Lohnzuwachs von 8,7 Pro-
zent im Jahr 2015 erzielten. Hier wurden auch 
vielfach Minijobs in sozialversicherungs pflichtige 
Beschäftigung umgewandelt. Zudem  profitierten 
über alle Branchen hinweg insbesondere unge-
lernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer: Sie 
erzielten drei Prozent mehr Lohn statt der durch-
schnittlichen 2,6 Prozent. Da davon auszugehen ist, 
dass gerade Ungelernte häufig im untersten Ein-
kommensbereich zu finden sind, ist dies ein deut-
licher Aufwärtstrend. Es gibt von daher eine ganze 
Reihe von  Indizien, die die positiven Auswirkun-
gen des Mindest lohns belegen – auch wenn aktu-
elle Berichte über die mangelhafte Umsetzung des 
Mindest lohns in vielen Betrieben belegen, dass hier 
die Kontrolldichte noch viel zu gering ist. 

40.000 Vollzeitbeschäftigte arbeiten 
für einen Niedriglohn

Und trotzdem bleibt der Niedriglohnsektor ein 
Problem. Nach der Definition der OECD gilt als 
Beschäftigter im „unteren Entgeltbereich“, wer bei 
einer Vollzeittätigkeit weniger als zwei Drittel des 
Medianentgelts aller sozialversicherungspflichtig 
Vollzeitbeschäftigten erzielt. Für Westdeutschland 
liegt er für das Jahr 2015 bei 2.146 Euro brutto 
monatlich. Zum Vergleich: Mit dem aktuell gelten-
den Mindestlohn von 8,50 Euro erhält ein Vollzeit-
beschäftigter bei einer 40-Stunden-Woche brutto 
1.473 Euro. Nach wie vor ist der Anteil der Beschäf-
tigten im Niedriglohnsektor, die also weniger als 
zwei Drittel des mittleren Entgeltes aller Vollzeitbe-
schäftigten verdienen hoch, wie die oben genannte 
Studie der Arbeitnehmerkammer deutlich macht: 
Rund 40.000 Vollzeitbeschäftigte und damit jeder 
fünfte Arbeitnehmer im Land Bremen arbeitete 
2015 für einen Niedriglohn. Ein besonders hohes 
Niedriglohn-Risiko haben Beschäftigte ohne Berufs-
abschluss – mehr als 45 Prozent sind betroffen. Und 
gut die Hälfte aller Beschäftigten in Helfertätigkei-
ten erhält trotz Vollzeit nur einen Lohn unterhalb 
der Niedriglohnschwelle. Unter den einzelnen Bran-
chen ist nach wie vor das Gastgewerbe besonders 
auffällig: In der Gastronomie arbeiten rund 2.200 
der insgesamt rund 2.900 Vollzeitbeschäftigten für 
einen Niedriglohn (75,4 Prozent). Aber auch in der 
Leiharbeit sind 6.700 der insgesamt 10.300 Voll-
zeitbeschäftigten (65,2 Prozent) von einem nied-
rigen Lohn betroffen. Eine weitere Branche ist das 
Gesundheitswesen: Jede/jeder Vierte arbeitet hier 
für einen Niedriglohn.
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Leichter Anstieg der sozial-
versicherungspflichtigen 
 Beschäftigung 

  Zwischen 2015 und 2016 ist die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten in Bremer-
haven weiter leicht angestiegen – und zwar von 
50.760 auf 51.541 beziehungsweise um 781 Ar -
beits plätze oder 1,5 Prozent. Mit 647 zusätz lichen 
Stellen – das entspricht einem Plus von 2,3 Prozent 
– haben die Männer stärker vom Beschäftigungs-
zuwachs profitiert als die Frauen. Für Arbeitnehme-
rinnen sind im selben Zeitraum 134 Stellen ent-
standen (+0,6 Prozent). Während zwischen 2014 
und 2015 mehr Frauenarbeitsplätze geschaffen 
wurden und der Anteil der weiblichen Beschäftig-
ten dadurch gestiegen ist, hat sich dieser Trend 
im aktuellen Betrachtungszeitraum wieder umge-
kehrt (siehe Abbildung 1). Damit läuft die Bremer-
havener Entwicklung dem gesamtdeutschen Trend 
ent gegen. Hier haben Männer und Frauen gleicher-
maßen vom Beschäftigungszuwachs profitiert: Die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Be  schäftigten 
ist für beide Geschlechter um zwei Prozent an ge-
stiegen. In Bremer haven sind 554 Vollzeit- und 
245 Teilzeitstellen entstanden. Auch diese Entwick-
lung verlief in Deutschland anders. Im Bundesgebiet 
sind mehr Arbeitsplätze in Teilzeit als in Vollzeit 
geschaffen worden. Von dem Zuwachs an Vollzeit-
stellen haben in Bremerhaven ausschließlich die 
Männer profitiert. Unter den Arbeitnehmerinnen ist 
diese Beschäftigungsform weiter rückläufig. Für sie 
sind ausschließlich im Teilzeitbereich Zuwächse zu 
verzeichnen. Im Zuge des leichten Beschäftigungs-
aufbaus ist die Einpendlerquote von 46,9 Prozent 
im Jahr 2015 auf 47,4 Prozent im Jahr 2016 ange-
stiegen. 

 

Dr. Marion Salot

Wirtschafts- und 
 Beschäftigungsentwicklung 
in Bremerhaven

In aller Kürze:

Auch zwischen 2015 und 2016 hat sich der Arbeitsplatzzuwachs in 
Bremerhaven weiter fortgesetzt. Mittlerweile sind 51.541 sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte hier tätig. Während in den  ersten 
Jahren des Strukturwandels vor allem in der Offshore-  Wind-
energiebranche und im Hafen zusätzliche Arbeitsplätze entstanden 
sind, haben sich gerade für die maritimen Wirtschaftsbereiche die 
Rahmenbedingungen inzwischen verschlechtert. Auch die  Hoffnungen 
auf zusätzliche Arbeitsplätze im Schiffbau sind geschwunden, die 
2016 mit dem Engagement der Genting Group an der Lloyd Werft 
verbunden waren. Die maritime Wirtschaft wird wohl auch künftig 
kaum spürbar Beschäftigung aufbauen. Im vergangenen Jahr sind 
die meisten zusätzlichen Stellen im Tiefbau, im Sozialwesen und in 
der Gastro nomie entstanden. Dass die Einpendlerquote weiter ge -
stiegen ist und mittlerweile bei 46,9 Prozent liegt, ist ein Indiz dafür, 
dass weiter an der Verbesserung der Lebensqualität gearbeitet wer-
den sollte. Die Themen „Familienfreundlichkeit“ und „Bildung“ soll-
ten dabei eine zentrale Rolle spielen. Trotz des Beschäftigungszu-
wachses und des Rückgangs der Arbeitslosigkeit insgesamt ist die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen in Bremerhaven angestiegen und 
weiter hin hoch. Deshalb ist der Vorstoß der Landesregierung, wieder 
in  größerem Umfang für öffentlich geförderte Beschäftigung zu sor-
gen, zu begrüßen. In Bremerhaven sollte darüber hinaus aber über 
die langfristige Etablierung eines öffentlich geförderten Beschäfti-
gungssektors nachgedacht werden
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Abbildung 1: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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Während die Zahl der sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsplätze in Bremerhaven leicht ange-
stiegen ist, sind die geringfügig entlohnten Beschäf-
tigungsverhältnisse zurückgegangen – wenn auch 
nur in geringem Umfang. Am 30. Juni 2016 waren 
10.738 Menschen in Bremerhaven in Minijobs tätig. 
Das sind 38 weniger als ein Jahr zuvor. Bei den aus-
schließlich geringfügig Beschäftigten war  zwischen 
2015 und 2016 ein Rückgang um 115 Stellen oder 
1,5 Prozent zu beobachten, bei den gering fügig 
Beschäftigten im Nebenjob hingegen ein  leichter 
Zuwachs (+77 Stellen oder 2,5 Prozent). Dieser 
beschränkt sich weitgehend auf die männlichen 
Minijobber. 

Differenziert nach Altersgruppen fällt auf, dass 
gerade unter den Menschen, die jünger als 25 Jahre 
sind, die Beschäftigung mit -3,7 Prozent rück läufig 
war, während sie für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer über 25 Jahren zugenommen hat, 
insbesondere bei den über 55-Jährigen. Von dem 
Arbeitsplatzrückgang waren die jungen Frauen 
besonders betroffen (-5,7 Prozent). Deutlich ab -
genommen hat auch die Zahl der weiblichen Aus-
zubildenden (um 122 oder -11 Prozent). Unter den 
männlichen Auszubildenden betrug der Rückgang 
„nur“ 7,1 Prozent (das waren 91 Auszubildende 
weniger als 2015). Insbesondere für die jungen 
Frauen stellt sich die Situation auf dem Arbeits-
markt weiterhin deutlich schwieriger dar als für 
Männer. Differenziert nach Qualifikation fällt aller-
dings auf, dass Frauen mit akademischem Abschluss 
überproportional vom Beschäftigungszuwachs profi-
tiert haben – und zwar sowohl in absoluten Zahlen 
gemessen (+137 Stellen gegenüber 105 Stellen für 
Männer) als auch prozentual (+6,4 Prozent statt 
3,9 Prozent für Männer). 
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Abbildung 2: 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Bremerhaven

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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Die Zahl der Arbeitslosen ist 
 weiterhin auf hohem Niveau

Im Jahresdurchschnitt waren 2016 8.537 Menschen 
ohne Beschäftigung. Das sind 221 weniger als 2015. 
Davon entfielen 1.129 auf den SGB-III-Bereich 
und 7.409 auf den Rechtskreis SGB II (zum Ver-
gleich: Im Jahr 2015 waren es 1.257 beziehungs-
weise 7.501 Arbeitslose in den jeweiligen Rechts-
kreisen). Nachdem zwischen 2014 und 2015 die 
Zahl der SGB-II-Empfänger durch die hohe Zuwan-
derung aus Bulgarien angestiegen ist, war sie 2016 
wieder rückläufig (Abbildung 2). Insgesamt ist die 
Arbeitslosenquote von 15,1 Prozent auf 14,6 Pro-
zent gesunken. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist 
allerdings weiterhin auf hohem Niveau. Sie ist von 
2015 auf 2016 von 3.653 auf 3.744 angestiegen.

Beschäftigungsentwicklung nach 
Wirtschaftsabschnitten

Bezogen auf die verschiedenen Wirtschaftsab-
schnitte sind die meisten Arbeitsplätze im Tiefbau 
entstanden. Hier werden Beschäftigungszuwächse 
im Straßen-, Brücken und Tunnelbau erfasst. Auch 
im Sozialwesen hat die Zahl der Stellen zugenom-
men. In diesen Bereich fällt die Betreuung älterer 
Menschen und die Tagesbetreuung von Kindern. 
Größere Beschäftigungszuwächse gab es auch im 
Maschinenbau, in der Lagerei und im Gastgewerbe 
(Abbildung 3). Mit 189 zusätzlichen Arbeits plätzen 
konzentrierte sich dieser Anstieg zwischen 2015 
und 2016 zwar auf die Gastronomie, aber auch 
das Hotelgewerbe hat in den vergangenen Jahren 
stark expandiert – eine Reaktion auf die im Zuge 
der Eröffnung der Havenwelten erfolgte Profilie-
rung als Tourismusstandort. Alleine zwischen 2007 
und 2015 ist die Zahl der Hotelbetten von 1.274 auf 
2.539 angestiegen. Obwohl sich das Angebot damit 
verdoppelt hat, blieb die Auslastung mit leichten 
Schwankungen relativ stabil. Inzwischen wird aller-
dings davon ausgegangen, dass der Markt ge  sättigt 
ist und ein weiterer umfangreicher Ausbau der 
Hotellandschaft zu einem Angebotsüberhang  führen 
könnte. Zusätzliche Ansiedlungsprojekte  sollten mit 
Fingerspitzengefühl und nur bei Nachweis eines 
entsprechenden Bedarfs verfolgt werden.  
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Abbildung 3: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach 
Geschlecht, Juni 2015 bis Juni 2016

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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genaue Erhebung des gesamten Einzelhandels-
bestands und führt aus, welche Ansiedlungsprojekte 
attraktivitätssteigernd wirken und welche einen 
Verdrängungswettbewerb auslösen könnten. 

Weiterhin unsichere Perspektiven für 
die Offshore-Windenergieindustrie

Auch wenn die sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung in Bremerhaven insgesamt angestie-
gen ist, waren in einigen Bereichen empfind liche 
Arbeitsplatzverluste zu beklagen. Am stärksten 
betroffen war der Bereich „Herstellung von Metall-
erzeugnissen“. Hier macht sich der 2015 erfolgte 
Konkurs von Weserwind statistisch  bemerkbar. 
Angesichts der Neuauflage des Erneuerbare- 
Energien- Gesetzes (EEG) – insbesondere vor dem 
Hintergrund der reduzierten Ausbauziele für Wind-
kraftwerke auf See – sind die Perspektiven der 
Offshore-Windenergieindustrie nach wie vor un -
sicher (siehe Kasten). In Bremerhaven gibt es dar-
über hinaus aber weitere Unwägbarkeiten: Bereits 
2015 hatte die von Siemens getroffene Entschei-
dung, in Cuxhaven ein Werk zur Herstellung von 
Turbinen für Offshore-Windparks herzustellen, 
die Frage aufgeworfen, wie sich dies auf die hier 
ansässigen Hersteller auswirken würde. Nachdem 

Die Arbeitnehmerkammer begrüßt daher, dass 
die Politik die Empfehlungen des Gutachtens zur 
Hotelsituation der Stadt beherzigt und vorerst von 
 weiteren Neuansiedlungen absieht.

Nachdem der Einzelhandel 2015 durch die Neu-
eröffnung von Ikea der zweitgrößte Jobmotor in 
Bremer haven war, ging die Beschäftigung im ver-
gangenen Jahr hier leicht zurück. Über die  Struktur 
des Einzelhandelsangebots in der Seestadt wird 
bereits seit Längerem diskutiert. In der Innenstadt 
mangelt es an höherwertigen Angeboten und der 
Lebensmittelbereich ist stark geprägt von Discoun-
tern. Trotz einer unterdurchschnittlichen Kauf-
kraft liegt der Anteil der Verkaufsflächen pro Ein-
wohner 30 Prozent über dem Bundesdurchschnitt. 
Der Wettbewerbsdruck ist hier also besonders hoch. 
Eine bedarfsgerechte Einzelhandelsentwicklung 
ist vor diesem Hintergrund für Bremerhaven nicht 
nur deshalb wichtig, weil sie zur Attraktivitäts-
steigerung der Stadtteile beiträgt, sondern so kann 
auch vermieden werden, dass sich der Wettbewerb 
 weiter verschärft und der Druck auf die Arbeits-
bedingungen der Beschäftigten erhöht. Um ent-
sprechende Fehlentwicklungen zu vermeiden, hat 
die Stadt Bremerhaven die Erstellung eines Einzel-
handelskonzepts in Auftrag gegeben, das im Herbst 
2016 beschlossen wurde. Das Konzept umfasst eine 
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1 Areva, der zweite Eigentümer des Bremerhavener 

Turbinenherstellers, hat schließlich entschieden, aus 

dem Windkraftgeschäft auszusteigen und wird seine 

Anteile ebenfalls an Siemens verkaufen.

Siemens den spanischen Windkraftanlagenher-
steller Gamesa übernimmt, stellt sich diese Frage 
erneut mit einer weit stärkeren Dringlichkeit. Da 
Gamesa 50-prozentiger Teilhaber des Bremer-
havener Turbinen herstellers Adwen ist, ist dieser 
mit seinen 700 Beschäftigten nun ebenfalls Teil des 
Siemens-Konzerns. 1 Siemens wird durch die Über-
nahme des spanischen Unternehmens, das vor allem 
im Onshore-Geschäft tätig ist, weltweit zum größ-
ten Hersteller von Windenergie-Anlagen. In Europa 
hat das Unternehmen bereits einen Marktanteil von 
80 Prozent. In Cuxhaven wird Siemens 7-Mega-
watt-Turbinen produzieren. Adwen fertigt aktu-
ell 5-Megawatt-Turbinen und plant ab 2018 in die 
 Produktion von 8-Megawatt- Anlagen einzusteigen, 
für die gegenwärtig in Bremer haven eine Testanlage 

gebaut wird. Ob  Siemens allerdings lang fristig in 
einem Abstand von 50 Kilometern über zwei Werke 
verfügen wird, die für den gleichen Markt produzie-
ren und Adwen seine Produktions linie aufrechter-
halten kann, wird sich erst herausstellen, wenn die 
Übernahme vollzogen ist. 

Insgesamt sind in Bremerhaven aktuell 1.500 Ar -
beits  plätze direkt von der Offshore-Windenergie-
branche abhängig. Die Branche hat also nach wie 
vor eine große Bedeutung für den  Bremerhavener 
Arbeitsmarkt. Da bei Powerblades aufgrund der 
Verlagerung der Rotorblattfertigung nach  Portugal 
bereits jetzt ein Stellenabbau ansteht, ist davon  
auszugehen, dass dieser Bestand nicht gehalten 
 werden kann.

Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel 
gesetzt, bis 2025 40 bis 45 Prozent des Stroms 
in Deutschland durch erneuerbare  Energien zu 
produzieren. 2016 lag dieser Anteil bei etwa 
einem Drittel. Den größten Teil des Öko-Stroms 
liefern bisher Onshore-Windenergieanlagen. Ihr 
Beitrag zur Stromversorgung liegt bei zwölf Pro-
zent. Bislang werden aber nur 1,3 Prozent des 
Stroms durch Offshore-Windenergieanlagen pro-
duziert. Allerdings wird gerade  dieser Energie-
quelle eine große Bedeutung für die Ener-
giewende zugesprochen. Der Grund: Auf See 
kann viel und gleichmäßig Strom erzeugt wer-
den.  Zurzeit ist dies aber noch recht teuer, die 
An  lagen sind teilweise anfällig, der Netzaus-
bau ist immer noch im Rückstand. Aktuell wer-
den jährlich 24  Milliarden Euro für die Energie-
wende aufgewendet, die Finanzierung erfolgt 
über die EEG- Umlage. Diese ist in den vergan-
genen  Jahren kontinuierlich gestiegen und hat 
für viel  Kritik gesorgt. Der Anstieg kam zustande, 
weil den Besitzern von Öko-Strom-Anlagen bis-
her garantierte feste Vergütungen für ihren ein-
gespeisten Strom zugesichert wurden, der 
Strompreis an der Börse aber gefallen ist. Die 

so entstandene Lücke wurde über die EEG-Um-
lage geschlossen und diese wiederum über 
den Strompreis finanziert. Der entsprechende 
Anstieg des Strom preises ging auch zulasten 
privater Konsumentinnen und Konsumenten. 
Umgerechnet auf einen Drei personenhaushalt 
müssen pro Jahr etwa 220 Euro für die EEG-Um-
lage aufgewendet werden. Um die Kosteneffizi-
enz bei der  Förderung erneuerbarer Energien zu 
steigern, wurde das EEG nach 2012 und 2014 im 
vergangenen Jahr erneut grundlegend umge-
staltet. Hiermit geht ein Paradigmenwechsel in 
der Förderpolitik einher:  Während vorher der 
Staat den Preis über die festgelegten Einspei-
severgütungen vorgegeben hat, schreibt er nun 
die erforderlichen  Mengen vor und  überlässt die 
Preisgestaltung dem Markt. Die Zeiten der fest-
gesetzten Einspeisevergütungen sind damit vor-
bei. Betreiber müssen sich in einem Ausschrei-
bungsverfahren um die Windparks bewerben. 
Das günstigste Angebot bekommt den Zuschlag. 
In Ländern, in denen das Ausschreibungsprin-
zip bereits an  gewendet wird, hat dies zu einer 
deutlichen Reduzierung der  Kosten geführt – in 
Dänemark beispielsweise um 40 Prozent. 

Die Energiewende und das EEG  
(Erneuerbare-Energien-Gesetz)
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Die Umstellung auf das Ausschreibungsmodell ist 
aber nicht die einzige Änderung, die im EEG 2017 
festgeschrieben wurde. Es wurden auch die Aus-
bauziele für Offshore-Windparks deutlich redu-
ziert, weil sie nur dort entstehen  sollen, wo der 
Strom auch ins Netz eingespeist  werden kann. 
Aktuell werden jährlich 1.000 Megawatt zuge-
baut. Branchenexperten gehen davon aus, dass 
dies den Kapazitäten der Hersteller entspricht. 
Ab 2020 wird der Ausbau für zwei Jahre auf 500 
Megawatt beschränkt.  Zwischen 2023 und 2025 
erhöht sich das Volumen auf 700 Megawatt jähr-
lich und steigt danach auf 840 Megawatt. Durch 
diese Beschränkung wird die Entwicklung der 
Branche empfindlich ausgebremst: Während den 
neuen Ausbauvorgaben des EEG entsprechend 
innerhalb von fünf  Jahren nur vier Windparks 
gebaut werden können, waren es alleine 2014 
und 2015 elf Windparks. Dem Geschäftsfüh-
rer der Wind energieagentur  Bremen – Bremer-
haven Andreas Wellbrock zufolge liegt die 
unterste Grenze, bei der die Industrie in der 
Lage ist, in die Serienfertigung einzusteigen und 
so  Kostensenkungspotenziale zu erschließen, 
bei 900 Megawatt pro Jahr. Das entspricht dem 
Bau von zwei Windparks. Experten vermuten, 
dass die reduzierten Ausbauziele zu einer wei-
teren Konzentration in der Branche führen, die 
zur Folge hat, dass der Wettbewerb sinkt und die 
Kosten steigen.  Spätestens ab 2023 werden in 
allen Bereichen der Offshore-Windenergiebran-
che Überkapazitäten befürchtet – und zwar 
nicht nur bei den Turbinenherstellern, sondern 
auch bei Hafenanlagen und Errichterschiffen. 2 

Einer von der IG Metall Küste in Auftrag gegebe-
nen Befragung von Betriebsräten aus der Wind-
energiebranche zufolge befürchten 80 Prozent, 
dass die Neuauflage des EEG negative Auswir-
kungen auf die Branche haben wird, 68 Prozent 
der Betriebsräte, deren Unternehmen haupt-
sächlich von der Windenergienutzung leben, 
rechnen mit direkten negativen Auswirkungen 
auf ihren Betrieb. Die Gewerkschaft geht davon 
aus, dass die Offshore- Windenergiebranche 
unter den derzeitigen Bedingungen bereits in 
zwei Jahren keine Aufträge mehr hat.

Kritiker des aktuellen EEG sehen in den redu-
zierten Ausbauzielen ein Entgegenkommen der 
Regierung gegenüber den Regionen, die stärker 
von konventionellen Energieträgern abhängig 
sind. Offensichtlich geht es nicht alleine darum, 
möglichst schnell auf eine umweltverträgli-
che Stromversorgung umzusteigen, sondern 
auch den Interessen der Atom- und Kohlein-
dustrie nachzukommen. Vielfach wird aller-
dings an gemerkt, dass dieser Kompromiss und 
der verlangsamte Ausbau erneuerbarer Energien 
die Vereinbarungen des Weltklimagipfels von 
Paris torpedieren. Ob die Energiewende ohne 
einen massiven Ausbau der Offshore-Wind-
energienutzung zu schaffen ist, wird von vielen 
bezweifelt. Vor diesem Hintergrund bleibt für 
Regionen wie Bremer haven, die im Zuge ihres 
Strukturwandels auf diese Branche gesetzt 
haben, zu  hoffen, dass das EEG nach der Bun-
destagswahl im Herbst erneut überarbeitet wird.

2 Vgl. Hanuschke, Peter: „Der Norden bangt um seine 

Windkraft-Förderung“. In: Weser-Kurier vom 26.05.2016.
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Bau einer Luxusyacht in der Tasche, dieser wird 
aber erst Ende 2017 für Arbeit sorgen. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass sich die Genting-Gruppe 
zu einem Strategie wechsel bei der Lloyd Werft ent-
schieden hat: Sie soll sich von ihrem ursprünglichen 
Kern bereich – dem Reparatur- und Umbaugeschäft 
– verabschieden und dieses nur noch für Kreuz-
fahrtschiffe anbieten. Dafür ist geplant, dass sich 
die Werft auf den Neubau von Yachten konzentrie-
ren soll. Auf diesem Markt haben sich aber Betriebe 
wie Abeking & Rasmussen und die Lürssen Werft, 
die kürzlich Blohm+Voss in Hamburg übernommen 
hat, bereits etabliert. Die Konkurrenz ist hier dem-
entsprechend groß. Unter den aktuellen Bedingun-
gen ist eine Aufrechterhaltung der Belegschaft in 
der gegenwärtigen Größenordnung nicht möglich. 
Derzeit wird daher über einen Sozialplan verhan-
delt. Etwa 100 Arbeitsplätze könnten im Zuge des-
sen abgebaut werden. Wie es mit der Werft weiter-
geht und ob die Genting Group an ihr festhält, ist 
derzeit unklar. 

Wie geht es mit der Lloyd Werft 
 weiter?

Nachdem zum Ende des Jahres 2015 die malaysi-
sche Genting Group die Lloyd Werft übernommen 
hatte und lukrative Neubauaufträge im Kreuzfahrt-
bereich in Aussicht stellte, keimte in ganz Bremer-
haven die Hoffnung auf, dass die Seestadt wieder 
an alte Zeiten als Schiffbauhochburg anknüpfen 
könnte. Im März 2016 gab Genting schließlich die 
Übernahme der drei Werften von Nordic Yards 
in Wismar, Warnemünde und Stralsund bekannt. 
Zunächst war geplant, die Schiffe an den Ostsee-
werften zu bauen und in Bremerhaven auszurüsten 
und fertigzustellen. Auch die Konstruktionsabtei-
lung sollte in der Seestadt angesiedelt sein. Hierfür 
wurde im Mai 2016 ein Design-Zentrum eröffnet, 
das Platz für 250 Schiffskonstrukteure bot. Eben-
falls im Mai hatte der Vorstand der Genting-Gruppe 
schließlich die Verträge über den Bau von sechs 
Flusskreuzfahrtschiffen, drei Ozeankreuzlinern und 
einer Mega-Yacht unterschrieben. Das Auftrags-
volumen umfasst 3,5 Milliarden Euro. Bei Vertrags-
unterzeichnung wurde davon ausgegangen, dass 
3.000 Schiffbauer und Konstrukteure notwendig 
sein würden, um die Aufträge abzuarbeiten. Dies 
hätte in etwa eine Verdopplung der Belegschaft an 
allen Standorten erfordert. Für Bremerhaven wurde 
zwischenzeitlich sogar damit gerechnet, dass die 
Zahl der Mitarbeiter von 450 auf 1.000 anwachsen 
könnte. Bereits im Juli hat der asiatische Konzern 
aber verlauten lassen, die neuen Schiffe ausschließ-
lich an den Ostsee-Werften in der dafür gegründe-
ten Schiffbaugruppe „MV Werften“ mit Sitz in 
 Wismar bauen zu wollen. Im August wurde schließ-
lich noch bekannt gegeben, dass auch die Konstruk-
tionsarbeiten nicht in Bremerhaven erfolgen  sollen. 
Hiermit wurden zwei finnische Ingenieur- Büros 
beauftragt. Von dem erhofften Beschäftigungsauf-
bau in Bremerhaven musste man sich längst ver-
abschieden. Da durch die Aussicht auf den Bau der 
Kreuzfahrtschiffe nicht weiter akquiriert wurde, 
steht die Werft nun mit leeren Auftragsbüchern 
da und musste im Herbst Kurzarbeit anmelden. 
Mittlerweile hat die Werft zwar den Auftrag zum 
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Abbildung 4: 
Umschlagentwicklung in Bremerhaven

Quelle: Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen
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3 TEU (Twenty-foot Equivalent Unit): 20-Fuß- 

Container; Maßeinheit im Containerverkehr.

ins neunte Jahr geht. Nach wie vor prägen massive 
Überkapazitäten den Markt. Weil bei zu geringer 
Nachfrage zu viele Schiffe unterwegs sind, sinken 
die Charterraten. Dies erschwert es den Reedereien, 
ihre Schiffskredite zu tilgen. Insolvenzen (wie die 
der südkoreanischen Reederei Hanjin) und Konzen-
trationsprozesse (beispielsweise die Übernahme 
von Hamburg Süd durch Maersk) sind die Folge. 
Es  bilden sich neue Reederallianzen, durch die der 
Markt neu sortiert wird. Dies wird das Container-
geschäft in den kommenden Jahren prägen und die 
Konkurrenz verschärfen. 

Insgesamt ist aktuell nicht davon auszugehen, 
dass im Hafenumschlag in größerem Umfang 
Arbeitsplätze entstehen werden. Der Kosten-
druck wird aller Voraussicht nach in beiden Berei-
chen eher zu- als abnehmen. Wie sich der Trend 
zur Automatisierung auf die Umschlagplätze in 

Zunehmender Wettbewerbsdruck  
im Hafenumschlag

Während der Hafenumschlag lange Zeit fast jähr-
lich neue Wachstumsrekorde vermelden konnte, 
werden die Zeiten sowohl im Automobil- als auch 
im Containerbereich zunehmend schwieriger. In 
Bremer haven war im vergangenen Jahr ein leichter 
Umschlagrückgang um 0,6 Prozent im Container-
bereich auf 5,489 Millionen TEU 3 zu verzeichnen. 
Im Automobilbereich war der Rückgang deutlich 
größer. Während 2015 noch knapp 2,25  Millionen 
Fahrzeuge verschifft wurden, waren es 2016  
2,07 Millionen und damit 8,3 Prozent weniger. Der 
Rückgang im Automobilumschlag kommt zustande, 
weil Mercedes Exportfahrzeuge zunehmend über 
den slowenischen Mittelmeerhafen Koper  verladen 
hat. Im Containerumschlag macht sich weiterhin 
die Schifffahrtskrise bemerkbar, die mittlerweile 

—  33



—  Bericht zur Lage 2017 

„Ein besonderes Augenmerk sollte auf die Beschäf-

tigungsperspektiven für junge Frauen gelegt  werden. 

Hier gibt es in Bremerhaven immer noch einen 

 großen Nachholbedarf.“

Bremerhaven auswirken wird, ist nur schwer abzu-
schätzen.  Weitere Risiken ergeben sich nicht nur 
durch den sogenannten Brexit, also den Ausstieg 
Groß britanniens aus der Europäischen Union, 
 sondern auch durch den vom US-amerikanischen 
 Präsidenten Donald Trump angekündigten Pro-
tektionismus, denn die Seestadt ist traditionell ein 
 wichtiger Nordamerika-Hafen.

Wissenschaftssektor weiter auf 
Wachstumskurs

Der Wissenschaftssektor gehörte in den vergange-
nen Jahren zu den dynamischsten Wirtschaftsberei-
chen in der Seestadt. Seit 2007 ist die Beschäftigung 
um 85 Prozent gewachsen. Inzwischen sind hier 
1.500 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer tätig. 
2016 sind hier zwar nur in geringerem Umfang 
zusätzliche Arbeitsplätze entstanden, dafür wurde 
in diesem Jahr aber bekannt gegeben, dass sich hier 
das Institut für maritime Sicherheit des Deutschen 
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) mit etwa 
65 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nieder lassen 
wird. Zudem steht 2017 auch die Eröffnung des 
Thünen-Instituts an. Hier werden fast 150 Beschäf-
tigte tätig sein. Der Wissenschaftsbereich wird also 
zukünftig weiter wachsen.
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Vor dem Hintergrund, dass die Hochschule in 
Bremer haven mit ihren aktuell 3.100 Studierenden 
eine zentrale Rolle im Strukturwandel einnimmt, 
sollte auch hier überlegt werden, wie diese  weiter 
wachsen kann. Denkbar wäre beispielsweise die 
Implementierung eines geisteswissenschaftlichen 
Studiengangs, der viele Studierende anspricht. 

Da die Einpendlerquote immer noch steigt, ist es 
wichtig, dafür zu sorgen, dass sich die Lebens-
qualität in Bremerhaven verbessert. Das Thema 
„Familien freundlichkeit“ nimmt dabei eine 
Schlüssel rolle ein. Es ist daher zu begrüßen, 
dass die Stadt 400 Kita-Plätze schaffen wird und 
drei zusätzliche Schulen ins Leben gerufen wer-
den  sollen. Aber auch in den bestehenden Kitas 
und Schulen muss für ausreichend qualifiziertes 
 Personal gesorgt werden.

Ein besonderes Augenmerk sollte außerdem auf die 
Stadtteilentwicklung gelegt werden. Die Arbeit der 
Quartiersmeistereien spielt dabei eine zentrale Rolle 
und sollte verstetigt und bei Bedarf möglichst auch 
auf andere Stadtteile ausgeweitet werden. Die Idee, 
das Goethequartier gezielt auch für studentisches 
Wohnen zu öffnen, sollte weiterentwickelt werden. 

Hinsichtlich des Einzelhandelsangebots, das sich 
ebenfalls positiv auf die Attraktivität der Stadtteile 
auswirken kann, wurde mit der Entwicklung des 
Einzelhandelskonzepts bereits ein wichtiger Schritt 
unternommen, um hier einen Verdrängungswett-
bewerb zu vermeiden und der Ansiedlung eines 
höherwertigen Angebots den Weg zu ebnen. 
 Wichtig ist aber, dass die hier entwickelten Grund-
sätze für die Politik vor Ort auch einen verbindli-
chen Charakter haben.

Eine der größten Baustellen in Bremerhaven ist 
nach wie vor die hohe Langzeitarbeitslosigkeit. Des-
halb ist der Vorstoß der Landesregierung,  wieder 
in größerem Umfang für öffentlich geförderte 
Beschäftigungsverhältnisse zu sorgen, durchaus zu 
be  grüßen. Da aber dennoch die Wahrscheinlich-
keit, auch nach Ablauf der zwei Jahre Zugang zum 
 ersten Arbeitsmarkt zu bekommen, sehr gering ist, 
sollte in Bremerhaven über die langfristige Etablie-
rung eines öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektors nachgedacht werden.

Was ist zu tun?

Die Hafenwirtschaft, der Schiffbau und die 
Offshore-  Windenergieindustrie sind nach wie vor 
wichtige Pfeiler der Bremerhavener Wirtschafts-
struktur. Aufgrund schwieriger Rahmenbedingun-
gen, die vom Land Bremen kaum beeinflusst werden 
können, haben sich die Entwicklungs perspektiven in 
diesen drei Branchen eingetrübt. Zwar  stehen nicht 
in allen Bereichen in großem Umfang Arbeitsplätze 
zur Disposition, allerdings wird hier in Zukunft 
nicht mit einem Beschäftigungsaufbau zu  rechnen 
sein. Da die Arbeitslosigkeit in Bremer haven weiter-
hin hoch und der Strukturwandel kein  Selbst läufer 
ist, besteht hier weiter ein erhöhter Investitions-
bedarf, dem das Land Bremen nachkommen sollte. 
Angesichts der angespannten  Haushaltslage sollte 
aber darauf geachtet werden, dass die Höhe der 
Investitionen in einem ver nünftigen Verhältnis 
zu den zu erwartenden Arbeitsplatzeffekten steht. 
Welche Rolle hier der geplante Offshore- Terminal 
Bremer haven spielen wird, hängt derzeit von der 
anstehenden Entscheidung des Ver waltungsgerichts 
ab. Grundsätzlich sollte aber bei den  zweifellos 
notwendigen Investitionen nicht nur auf die 
 klassischen maritimen Branchen gesetzt werden. 
Zu prüfen wäre beispielsweise, durch welche Maß-
nahmen die Nahrungs- und Genussmittelindustrie 
gefördert werden könnte und auch der expandie-
rende Wissenschaftssektor sollte gezielt unterstützt 
werden, wie es beispielsweise beim Fraunhofer- 
Institut für Windenergie und Energie systemtechnik 
IWES im Zuge der EFRE-Förderung bereits erfolgt. 
Ein besonderes Augenmerk sollte auf die Beschäfti-
gungsperspektiven für junge Frauen gelegt werden. 
Hier gibt es in Bremerhaven immer noch einen gro-
ßen Nachholbedarf, der es erfordert, auch andere, 
weniger männerdominierte Branchen zu fördern. In 
diesem Zusammenhang wäre zu überlegen, ob hier 
die Etablierung eines Kompetenz clusters „Gesund-
heit“ möglich und zielführend ist. Dies könnte auch 
mit einem entsprechenden Studienangebot an der 
Hochschule Bremerhaven unterfüttert werden.
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Regine Geraedts

Endlich dazugehören  
und weiterkommen
 

Sozialer Geleitschutz und Teilhabe für Langzeitarbeitslose

  Der Arbeitsmarkt ist gespalten: Trotz des an hal-
tenden Beschäftigungswachstums ist der Abbau der 
Langzeitarbeitslosigkeit in den vergangenen  Jahren 
bundesweit nicht vorangekommen. Die heute 
größte Herausforderung für die Arbeitsmarkt politik 
– da sind sich alle Arbeitsmarktexpertinnen und 
-experten einig – besteht darin, die Langzeitarbeits-
losigkeit abzubauen. Auch im Land Bremen stag-
niert die Zahl der statistischen Langzeitarbeitslosen 
bei rund 16.000. Sie werden beinahe ausnahmslos 
(96 Prozent) von einem der beiden Jobcenter unter-
stützt. Gleichzeitig ist die Zahl der Bremerinnen und 
Bremer sehr viel größer, die von den beiden Job-
centern im Land Leistungen beziehen. In Bremen 
war zum Jahresbeginn 2017 jeder oder jede Sechste 
betroffen, in Bremerhaven sogar jede/ jeder Vierte.

Langzeitarbeitslosigkeit und lang 
andauernder Leistungsbezug

Als langzeitarbeitslos zählt offiziell, wer  mindestens 
ein Jahr arbeitslos gemeldet ist.  Langzeitarbeits lose 
werden in der öffentlichen Diskussion  häufig als 
die Personengruppe betrachtet, die  be  sondere 
Schwierig keiten am Arbeitsmarkt hat und Hartz- 
IV-Leistungen (SGB II) bezieht. Tatsächlich erhal-
ten sie meist kein Arbeitslosengeld mehr aus der 
Arbeitslosenversicherung (SGB III), weil sich der 
Anspruch in der Regel nach einem Jahr erschöpft.
 Doch die statistische Definition der Langzeit-
arbeitslosigkeit hat ihre Tücken und lässt nur die 
Spitze des Eisbergs sichtbar werden. Denn die Zäh-
lung der Arbeitslosentage beginnt immer dann 
 wieder bei null, wenn die Arbeitslosigkeit kurz-
fristig für mehr als sechs Wochen unterbrochen 

In aller Kürze:

 Die heute größte Herausforderung für die Arbeitsmarktpolitik 
besteht darin, die Langzeitarbeitslosigkeit abzubauen. Im Land 
 Bremen stagniert die Zahl der statistischen Langzeitarbeitslosen 
seit mehreren Jahren. Dabei stellt ihre Zahl nur die Spitze des Eis-
bergs dar. Denn die Zahl der Arbeitslosen, die schon lange ohne 
Arbeit sind, ist tatsächlich noch viel größer. Doch ihre Chance, 
auf dem Bremer Arbeitsmarkt eine Anstellung zu finden, tendiert 
gegen null.

 Menschen, die über längere Zeit aus Erwerbsarbeit ausge-
schlossen sind, haben nur noch sehr eingeschränkte Möglich-
keiten zur materiellen, sozialen und kulturellen Teilhabe. Denn 
in einer Arbeitsgesellschaft sind die Möglichkeiten, am sozialen 
Leben teilzuhaben, ebenso eng mit Erwerbsarbeit verbunden wie 
Anerkennung und gesellschaftlicher Status.

 Der Beitrag setzt sich deshalb für die Gestaltung eines sozialen 
Arbeitsmarkts mit öffentlich geförderten Arbeitsplätzen ein, der 
die Teilhabe und die Verbesserung der Lebenssituation der Betrof-
fenen in den Vordergrund stellt. Es werden Vorschläge unterbrei-
tet, wie eine solche teilhabeorientierte Förderlinie in das Bremer 
Landes programm für öffentlich geförderte Beschäftigung LAZLO 
integriert werden könnte.

 Zugleich wird dafür plädiert, sich vor Ort auch der sozial politischen 
Herausforderung anzunehmen, die soziale Lage von  Menschen 
und Familien im Langzeit- und Dauerbezug von Hartz-IV-Leistun-
gen zu verbessern. Dafür müssen die beiden Kommunen Bremen 
und Bremer haven öffentliche Sozialdienste weiterentwickeln und 
systematisch für Menschen zugänglich machen, die von den Job-
centern unterstützt werden. Denn die arbeitsmarktpolitische För-
derung allein reicht nicht aus, um prekäre Lebenssituationen zu 
überwinden.
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Abbildung 1: 
Leistungsberechtigte und Arbeitslose im SGB II

Datenstand Januar 2017, Langzeitleistungsbezug und Erwerbstätigkeit Datenstand Oktober 2016;  

Darstellung in Anlehnung an Bundesagentur für Arbeit
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1 Vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2017a).

Umgekehrt ist der Bezug von Hartz-IV- Leistungen 
nicht automatisch mit Arbeitslosigkeit  ver bunden. 
Die finanzielle Unterstützung der Jobcenter be-
schränkt sich nämlich nicht auf Arbeitslosigkeit, 
sondern sie ist die letzte Auffanglinie für  Menschen 
und ihre Familien, wenn sie erwerbsfähig und 
bedürftig sind, also kein eigenes Vermögen und 
kein ausreichendes anderes Einkommen haben.
Mehr als 18.000 Menschen, die auf Arbeitslosen - 
geld II angewiesen sind, gehen einer Arbeit nach, 
verdienen aber nicht genug, um damit ihren 
Lebensunterhalt alleine bestreiten zu können. 
Andere zählen deshalb nicht zu den Arbeitslosen, 
weil sie wegen der Versorgung von Kindern oder 
anderen Familienangehörigen dem Arbeitsmarkt 
zunächst nicht zur Verfügung stehen. Insgesamt gibt 
es knapp 72.000 erwerbsfähige Menschen im Land 
Bremen, die auf Unterstützung durch die Jobcen-
ter angewiesen sind. Nur 40 Prozent von ihnen zäh-
len zu den Arbeits losen. Hinzu kommen die nicht 
erwerbs fähigen Familienangehörigen, meist Kinder. 
Insgesamt sind mehr als 100.000 Bremerinnen und 
Bremer auf Unterstützung durch die beiden Jobcen-
ter im Land angewiesen.

wird, beispielsweise weil jemand an einer Arbeits-
fördermaßnahme teilnimmt oder krankgeschrieben 
ist. Das ist eine der Erklärungen dafür, weshalb im 
SGB II auch knapp 13.500 anscheinend Kurzzeit-
arbeitslose gemeldet sind, obwohl viele von ihnen 
schon lange keine Arbeit mehr haben. Ältere ab  
58 Jahren gehen sogar gar nicht mehr in die Ar -
beits  losenstatistik ein, wenn ihnen vom Jobcenter 
ein Jahr lang keine Stelle mehr angeboten wurde.
 Um ein genaueres Bild von der Dimension der 
Problemlage zu bekommen, wird der Arbeitslosig-
keit deshalb statistisch häufig der Langzeitleistungs-
bezug zur Seite gestellt. Darunter fällt, wer inner-
halb der vergangenen zwei Jahre mindestens  
21 Monate beim Jobcenter gemeldet war. Von den 
zuletzt rund 29.000 Arbeitslosen im SGB II zählt 
gut die Hälfte zu den Langzeitarbeitslosen, aber 
etwa zwei Drittel zu den Langzeitleistungsbeziehen-
den. 1 Bei lange anhaltender Arbeitslosigkeit tritt 
der Langzeitleistungsbezug also statistisch deut-
lich  häufiger in Erscheinung als die Langzeitarbeits-
losigkeit.
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Abbildung 2: 
Bestand an erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach bisheriger Verweildauer

Quelle: Sonderauswertung der Statistik der Bundesagentur für Arbeit für die Arbeitnehmerkammer, Hannover, 

Dezember 2016

10 Jahre und mehr

19 % 26 %

23 % 31 %

Männer
Bremen-Stadt

Frauen
Bremen-Stadt

Männer
Bremerhaven

Frauen
Bremerhaven

10 Jahre
und länger

im Leistungsbezug

10 Jahre
und länger

im Leistungsbezug

10 Jahre
und länger

im Leistungsbezug

10 Jahre
und länger

im Leistungsbezug

—  Bericht zur Lage 2017 

Diese Zahlen geben das quantitative Ausmaß der 
SGB-II-Bedürftigkeit im Land Bremen wieder. Doch 
wenn die Abhängigkeit von Unterstützungsleistun-
gen der Jobcenter keine kürzere Episode bleibt, 
 verbindet sie sich zumeist mit problematischen 
Lebenslagen. Dabei ist im Land Bremen der Bezug 
von SGB-II-Leistungen für die Betroffenen häufig 
von sehr langer Dauer.
 Rund 45.000 Menschen oder 60 Prozent 
gehören zu den Langzeitleistungsbezie henden. 
Davon sind knapp 30.000 sogar schon seit mehr 
als fünf Jahren ohne Unterbrechungen auf 

Unterstützungsleistungen angewiesen. Bemerkens-
wert ist, dass im Land Bremen die insgesamt größte 
Gruppe seit zehn Jahren und länger im Dauer bezug 
ist. Abbildung 2 zeigt eine Aufschlüsselung nach 
Jahren jeweils für die Städte Bremen und Bremer-
haven differenziert nach Männern und Frauen. 
Erkennbar wird in dieser Darstellung, dass Frauen 
stärker betroffen sind als Männer. In Bremen ist 
mehr als jede vierte, in Bremerhaven sogar  beinahe 
jede dritte Frau im Leistungsbezug seit mehr als 
einem Jahrzehnt von der Unterstützung der Job-
center abhängig.
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2 Vgl. Beste / Bethmann / Gundert (2014).

3 Vgl. auch Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

(2017b).

„Wer über längere Zeit aus Erwerbsarbeit 
ausgeschlossen ist, hat nur sehr einge-
schränkte Möglichkeiten zur materiellen, 
sozialen und kulturellen Teilhabe.“

Auch in diesem Sinne hat mit der Abschaffung 
der Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe vor zwölf 
Jahren das SGB II die Nachfolge eines  doppelten 
sozial staatlichen Auftrags angetreten – eines 
arbeitsmarkt politischen und eines sozialpolitischen. 
Das SGB II kennt aber nur eine einzige Strategie: 
die Integration in Erwerbsarbeit. Darauf sind alle 
gesetzlich vorgegebenen Eingliederungsleistungen 
ausgerichtet. Sie setzen auf die Aktivierung und auf 
Förderinstrumente zur möglichst schnellen Arbeits-
marktintegration. Aber sie bieten keine Lösungen 
für die Verbesserung der sozialen Lage von Men-
schen im Langzeit- und Dauerleistungsbezug.
Mit dem Ende der Sozialhilfe haben sich auch das 
Land und seine beiden Kommunen in der vergange-
nen Dekade sukzessive aus dieser Aufgabe zurück-
gezogen. Es ist höchste Zeit, sich ihr wieder zu 
stellen. Denn die Jobcenter können diese Heraus-
forderung schon allein deshalb nicht bewältigen, 
weil ihnen der Gesetzgeber wesentlich die arbeits-
marktpolitische Aufgabe übertragen und deshalb 
die Handlungsspielräume der Mitarbeitenden auf 
die Arbeitsmarktintegration beschränkt hat. Die 
sozialpolitischen Antworten für die rund 100.000 
Bremerinnen und Bremer im Leistungsbezug müs-
sen aus den Kommunen kommen.

Keine Chancen auf dem Arbeitsmarkt

In der Rückblende war der Gesetzgeber bei der Ent-
wicklung des SGB II davon ausgegangen, es ginge 
im Kern um das Initiieren kurz- oder mittel fristiger 
Übergänge in den Arbeitsmarkt mithilfe arbeits-
marktpolitischer Interventionen, um damit zugleich 
auch die zentralen sozialpolitischen Probleme in 
Deutschland zu lösen. Besonders prägnant ist  dieser 
politische Ansatz in dem Diktum „sozial ist, was 
Arbeit schafft“ auf den Punkt gebracht, das aus 
vieler lei Gründen hoch umstritten ist. Heute haben 
die Erkenntnisse aus Forschung und Praxis längst 
gezeigt, dass die Rechnung nicht aufgegangen ist. 
Die Langzeitarbeitslosigkeit hat sich bundesweit 
weiter verfestigt. Selbst bei guter Arbeitsmarktent-
wicklung gelingt es nicht, lange Zeit Arbeitslose 
auf der Welle guter Konjunktur mitzunehmen – 
trotz aller Aktivierungsbemühungen. Auch im Land 
 Bremen tendieren ihre Chancen nicht nur sprich-
wörtlich, sondern statistisch gegen null, wieder eine 
Arbeitsstelle zu finden: Bei langzeitleistungsbezie-
henden Arbeitslosen liegen sie seit Jahren konstant 
und zum Teil deutlich unter einem Prozent. 3  

Bei langem Leistungsbezug droht der Verlust der 
sozialen Einbindung in die übliche gesellschaft-
liche Lebensweise und die dauerhafte soziale Ent-
kopplung. Denn die Leistungen zum Lebensunter-
halt sind im SGB II so knapp bemessen, dass es den 
betroffenen Haushalten an vielem fehlt. Das Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung hat in 
einem sogenannten Deprivationsindex abgebildet, 
wie weit die Menschen im Hartz-IV-Leistungsbezug 
vom durchschnittlichen Lebensstandard entfernt 
sind. Die detaillierte Erhebung zeigt die erheblichen 
Begrenzungen des Wohn- und Lebensstandards: 
Die Grundversorgung – Wohnen, Essen, Kleidung 
– ist nicht sicher abgedeckt, nötige Anschaffun-
gen sind nur um den Preis der Verschuldung mög-
lich, auf medizinische Behandlungen mit finanzi-
ellem Eigenanteil wie bei Brillen oder Zahnersatz 
muss häufig verzichtet werden. Auch kulturelle und 
gesellschaftliche Aktivitäten werden radikal ein-
schränkt. 2 Je länger aber der Zustand des mate-
riellen Mangels andauert, umso belastender wird 
die Alltagsbewältigung und umso schwieriger die 
Lebensplanung. Vorhandene Probleme verfestigen 
sich und neue kommen hinzu – von Schulden und 
Gesundheitsproblemen, über psychische Belastun-
gen bis hin zum sozialen Rückzug und der Verein-
samung. 
 Seit Langem ist bekannt, dass sich bei   
Kindern in prekären Lebensverhältnissen die 
Benachteili gungen „von Kindesbeinen an“ im 
 weiteren biografischen Verlauf verfestigten –  
einer der Erklärungs  ansätze für das oft beobach-
tete generationenübergreifende Kontinuum sozi-
aler  Problemlagen. Das war schon in der alten 
Sozialhilfe so, aus der viele Familien durch den 
sozialstaat lichen Paradigmenwechsel 2005 in den 
Rechtskreis SGB II gewechselt sind, und das ist  
auch heute nicht anders.
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 Zunehmend setzt sich vor diesem Hintergrund 
die Erkenntnis durch, dass es Menschen gibt, die 
aufgrund diskriminierender Zuschreibungen vom 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen bleiben oder die 
wegen persönlicher, qualifikatorischer oder gesund-
heitlicher Dispositionen den gestiegenen Leistungs-
anforderungen am Markt nicht (mehr) gerecht 
 werden können.
 Menschen, die über längere Zeit aus Erwerbs-
arbeit ausgeschlossen sind, haben aber nur noch 
sehr eingeschränkte Möglichkeiten zur materiel-
len, sozialen und kulturellen Teilhabe. Denn in 
einer Arbeitsgesellschaft sind die Möglichkeiten, 
am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben, ebenso 
eng mit Erwerbsarbeit verbunden wie Anerkennung 
und Sozialprestige. Deshalb würden viele, die heute 
Arbeitslosengeld II bekommen, gerne arbeiten, 
machen aber immer wieder die Erfahrung, dass sie 
am Arbeitsmarkt ganz am Ende der Warteschlange 
stehen und nicht zum Zuge kommen. 

Vor diesem Hintergrund ist seit einiger Zeit das 
bundesweite Interesse an öffentlich geförderter 
Beschäftigung wieder erwacht. Zuletzt hat auch das 
Land Bremen Mittel für ein modellhaftes Landes-
programm mit dem Namen „LAZLO“ bereitgestellt.

LAZLO – ein Landesprogramm  
für Langzeitarbeitslose mit  
Licht- und Schattenseiten

Dass Bremen sich mit einem Landesprogramm für 
öffentlich geförderte Beschäftigung den Arbeits-
losen im langen Leistungsbezug annimmt, ist ein 
ausgesprochen positives Signal. Ebenso positiv ist 
es, dass LAZLO ein „lernendes Programm“ sein soll. 
Das bedeutet, dass Zwischenergebnisse offen be -
wertet und Rückschlüsse aus Umsetzungsproblemen 
ge  zogen werden, kontinuierlich nachgesteuert und 
konzeptionell verbessert werden soll.
 Nach der allerersten Zwischenbilanz zu Beginn 
des Jahres 2017 erscheint ein solcher offener Imple-
mentierungsprozess als weise Entscheidung. Denn 
die bisherigen Ergebnisse können noch nicht über-
zeugen. Dabei mögen die grundsätzlichen, im Pro-
gramm angelegten Zielkonflikte eine entscheidende 
Rolle spielen.
 So setzt LAZLO seinen Schwerpunkt auf Über-
gänge in den ersten Arbeitsmarkt und dies mit 
eben den Zielgruppen, die nachweislich besonders 
chancen los sind: Menschen, denen die Jobcenter 
zuvor mehrere schwerwiegende Vermittlungshemm-
nisse attestieren und schlechte Arbeitsmarktprog-
nosen stellen mussten. Bei den öffentlich geförder-
ten Arbeitsplätzen soll es dennoch zu einem 
wesent lichen Teil um recht anspruchsvolle Tätig-
keiten gehen. Eine begleitende Qualifizierung für 
die Teilnehmenden ist aber nur rudimentär mit-
gedacht, obwohl die Zielgruppe doch für lange Zeit 
überhaupt nicht in Arbeitsprozesse eingebunden 
war.
 Die Aufgabe, die Anforderungsprofile der   
Stellen mit Langzeitarbeitslosen mit möglichst 
 vielen Hemmnissen zur Passung zu bringen, dürfte 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jobcenter 
vor große Herausforderungen stellen. Hinzu kommt, 
dass ein Teil der Arbeitsplätze bei Wirtschaftsbe-
trieben angesiedelt werden soll. Für Expertinnen 
und Experten ist es wenig überraschend, dass sich 
schon die Akquise solcher Arbeitsplätze als außeror-
dentlich schwierig erweist. Denn dass die wenigsten 
Unternehmen bereit sind, Langzeitarbeits losen auch 
nur eine Chance zu geben, ist nicht nur ein Erfah-
rungswert der Praxis, sondern längst auch wissen-
schaftlich belegt. 4 

4 Vgl. Moertel  / Rebien (2013).
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5 Zum Konzept einer funktionellen  Unterscheidung 

öffentlich geförderter Beschäftigung in einen 

 sozial politisch ausgerichteten, teilhabeorientierten 

Ersatz arbeitsmarkt und einen arbeitsmarktpolitisch 

ausgerichteten, vermittlungsorientierten Übergangs-

arbeitsmarkt vgl. auch Geraedts (2016).

6 Vgl. Beste / Bethmann / Gundert (2014).

7 Vgl. Bauer / Fertig / Fuchs (2016) und auch Bauer et al. 

(2016).

8 Vgl. Bundesrat (2013).

 Die Teilhabewirkungen von Modellprojekten in 
anderen Bundesländern mit Schwerpunktsetzung 
auf die sozialpolitische Funktion öffentlich geför-
derter Beschäftigung sind mittlerweile übereinstim-
mend positiv evaluiert. Dabei ist auch deutlich her-
ausgearbeitet worden, dass die programmatische 
Schwerpunktsetzung und inhaltliche Ausgestaltung 
darüber entscheiden, ob die Teilhabedimension 
wirksam werden kann. 7 Für das lernende Landes-
programm LAZLO, das an dieser Stelle deutlichen 
Nachbesserungsbedarf erkennen lässt, könnte dies 
ein wichtiger Anstoß zur Weiterentwicklung sein.

Dabei sein und dazugehören

Soziale Teilhabe lebt davon, dass der Erfahrung, 
wieder dazuzugehören, nicht von vornherein eine 
kurze zeitliche Grenze gesetzt ist. Doch zurzeit 
gilt gesetzlich eine Förderhöchstdauer für sozial-
versicherte öffentlich geförderte Beschäftigung 
von maximal 24 Monaten in einem Fünfjahreszeit-
raum. Das führt dazu, dass der tiefe Fall zurück in 
die Hartz-IV-Abhängigkeit – nach zwei Jahren des 
Gebrauchtwerdens, des Produktivseins, des Aus-
tauschs mit Kolleginnen und Kollegen und auch 
der gewonnenen Unabhängigkeit vom Jobcenter 
– oftmals als besonders hart empfunden wird. Seit 
 Langem wird deshalb gefordert, dass das SGB II die 
längerfristige Förderung von Beschäftigung durch 
eine gesicherte Finanzierung ermöglichen müsste. 
Zuletzt haben deshalb die Bundesländer mit einem 
Bundesratsantrag die Initiative ergriffen, um den 
sogenannten Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) einzu-
führen. 8 Die Grundidee des Passiv-Aktiv-Transfers 
besteht darin, alle Geldleistungen, die eine Arbeits-
lose oder ein Arbeitsloser vom Jobcenter erhält, zu 
einer Grundfinanzierung für eine sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsgelegenheit zusammenzu-
fassen. Die noch verbleibende Finanzierungslücke 
würde mit privaten Mitteln etwa aus Erlösen des 
Arbeitgebers und gegebenenfalls ergänzend – oder 
beim Fehlen von Einnahmen komplett – mit öffent-
lichen Mitteln geschlossen. Dabei stehen den Kosten 
einer solchen geförderten Arbeitsgelegenheit zusätz-
liche Einnahmen der öffentlichen Hand bei Steuern 
und insbesondere in der Sozialversicherung gegen-
über.

 In der Stadt Bremen sind bisher zu wenige Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer auf den insgesamt 
300 Arbeitsplätzen angekommen, die das Land mit 
seinem Programm schaffen will. Bremerhaven hat 
sich von den meisten der beschriebenen program-
matischen Restriktionen frei gemacht und die über 
das Landesprogramm zugeteilten öffentlich ge -
förderten 200 Arbeitsplätze offenbar recht schnell 
 einrichten und auch ganz überwiegend bereits be -
setzen können.

Das größte Manko des Landesprogramms LAZLO 
ist aber, dass es das doppelte Potenzial von sozial-
versicherter öffentlich geförderter Beschäftigung 
nicht gezielt ausschöpft. Denn es handelt sich dabei 
nicht nur um ein arbeitsmarktpolitisches Instru-
ment im Sinne eines Übergangs in ungeförderte 
Beschäftigung. Öffentliche Beschäftigungsförderung 
ist da  rüber hinaus eine sehr wirkungsvolle sozial-
politische Intervention: Indem zusätzliche Arbeits-
plätze in einem öffentlichen Ersatzarbeitsmarkt 
geschaffen werden, um die gegen ihren Willen vom 
Markt Ausgeschlossenen teilhaben zu lassen an 
einer Gesellschaft, deren Dreh- und Angelpunkt die 
Arbeitswelt ist. 5 
 Die Arbeitnehmerkammer hat sich im  Einklang 
mit vielen anderen Expertinnen und Experten 
wieder holt für eine Stärkung dieser sozialpoliti-
schen Funktion von öffentlich geförderter Beschäf-
tigung ausgesprochen. Zumeist wird in diesem 
Zusammenhang von einem „sozialen Arbeitsmarkt“ 
gesprochen, bei dem die Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben und die Verbesserung der Lebens-
situation der Betroffenen im Vordergrund  stehen, 
ohne dass die sich möglicherweise doch noch 
bieten den Chancen auf Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt aus dem Blick verloren werden. Ein 
solcher von arbeitsvertraglicher Beschäftigung aus-
gehender „sozialer Arbeitsmarkt“ ist von der Vor-
stellung des Statuswechsels von der Fürsorgeab-
hängigkeit zur Arbeitnehmerin beziehungsweise 
zum Arbeitnehmer geprägt, der einen Zugewinn 
an Alltagsstabilität, sozialer Einbindung, Zuge-
hörigkeit und Lebenszufriedenheit ermöglicht, mit 
denen Erwerbsarbeit in engem Zusammenhang 
steht. 6  
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Abbildung 3: 
Modellrechnung PAT bei angenommenen 9,00 Euro Stundenlohn brutto  
für eine Vollzeitstelle und eine Singlebedarfsgemeinschaft  9
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Unterkunft/Heizung
375,50 €

Geld-Leistungen
SGB II

Passiv

+ =898,50 € 1.799,92 €901,42 €

Erlöse und / oder 
öffentlicher Zuschuss

an öffentliche Hand
(brutto)

Regelleistungen
409,00 €

Pauschale Kranken- 
und Pflegeversicherung

114,00 €

1.148 €

651,82 €

Steuern
88,89 €Nettolohn 

Arbeitgeber Brutto
bei 9,00 € brutto / Std.

und 39,2 WStd.

Aktiv

Rentenversicherung
285,67 €

Kranken- und 
Pflegeversicherung

277,26 €

Rückfluss

—  Bericht zur Lage 2017 

Der Bundesgesetzgeber ist dem Vorschlag der Bun-
desländer nicht gefolgt. Auch für das Problem der 
restriktiven zeitlichen Begrenzung der öffentlichen 
Beschäftigungsförderung auf 24 Monate innerhalb 
von fünf Jahren hat der Bund bisher keine Lösung 
finden wollen.

Den Passiv-Aktiv-Transfer versuchen seither ver-
schiedene Bundesländer mit eigenen Mitteln zu 
simulieren. Die enge zeitliche Befristung der För-
derungshöchstdauer ließe sich hingegen durch 
die geschickte Verknüpfung von Standardinstru-
menten des SGB II zu Förderketten mit vom Land 

finanzierten Ergänzungselementen überwinden. 
Nach Modellrechnungen der Arbeitnehmer kammer 
bestehen realistische Möglichkeiten, öffentlich 
geförderte Beschäftigungsverhältnisse mithilfe von 
Förderketten und mit einem simulierten PAT über 
einen mehrjährigen Zeitraum hinweg durchgängig 
zu finanzieren. 10 

Das Einverständnis und den Durchsetzungswillen 
aller Mittelgeber vorausgesetzt, ließe sich demnach 
im Landesprogramm LAZLO durchaus eine konti-
nuierliche Förderlinie zur sozialen Teilhabe inte-
grieren.

9 Die Abbildung lehnt sich an eine Infografik der 

 Initiative Pro Arbeit des Evangelischen Fachverbands für 

Arbeit und soziale Integration e. V. (EFAS) an. 10 Vgl. Geraedts (2017).
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Sozialen Geleitschutz ausbauen

Städte wie Bremen und Bremerhaven dürfen sich 
nicht damit abfinden, dass große Gruppen der 
Bevölkerung im Dauerzustand Arbeitslosigkeit 
und in prekären Verhältnissen leben müssen. Die 
 sozialen Folgen für die Betroffenen sind brisant und 
erreichen schon die nächste Generation. Auch die 
Belastungen für den Zusammenhalt unserer Stadt-
gesellschaften sind enorm. Deshalb ist jede Idee zu 
prüfen und jede Chance zu ergreifen, die Gegen-
kräfte mobilisieren kann. Dazu gehört ein öffent-
lich geförderter und teilhabeorientierter sozialer 
Arbeitsmarkt als Aus- und Aufstiegshilfe für die-
jenigen, die gerne arbeiten wollen und es auch 
 können. Doch arbeitsmarktpolitische Förderung 
allein reicht nicht aus.
 Die beiden Kommunen im Land Bremen müssen 
sich der Herausforderung stellen, sozialen Geleit-
schutz für Bürgerinnen und Bürger in schwierigen 
Lebenslagen zu organisieren. Denn Menschen, die 
von den Leistungen der Jobcenter abhängig sind, 
sind nach Jahren in einer materiell prekären und 
psychosozial belastenden Lebenssituation auf eine 
öffentliche Infrastruktur sozialer Dienste vor Ort 
angewiesen. Nicht nur die vom Gesetzgeber den 
Kommunen überantworteten Eingliederungsleistun-
gen im SGB II – wie die Beratung bei Schulden oder 
die psychosoziale Begleitung – müssen mit vernünf-
tigen Konzepten hinterlegt und ausgestaltet wer-
den. Zum sozialen Geleitschutz gehört auch eine 
ziel gerichtete kommunale Gesundheitspolitik, die 
sich mit konkreten Handlungsprogrammen der un -
gleichen Chancen bei Gesundheitsförderung und 
Prävention annimmt, dazu gehört eine Kinder- und 
Bildungspolitik, die benachteiligte Stadtteile mit 
überdurchschnittlichen Ressourcen ausstattet und 
Zugehörigkeit und Teilhabe von Familien mit kos-
tenlosen Freizeitangeboten fördert, und dazu gehört 
schließlich eine Stadtentwicklungspolitik, die für 
gute Wohnverhältnisse sorgt.
 Das Land Bremen hatte einmal den Ruf, eine 
Ideenschmiede für eine emanzipatorische Sozial-
politik und darin eingebettete innovative Konzepte 
öffentlich geförderter Beschäftigung zu sein. An 
diese Traditionen wieder anzuknüpfen, würde sich 
lohnen.
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Axel Weise

Digitalisierung in den 
 Dienstleistungen
 

Befunde und Befragungsergebnisse

Digitalisierung in der Dienstleistung

  „Industrie 4.0“ ist in aller Munde. Nur allzu oft 
wird im Strudel der ambitionierten Diskussionen die 
Tatsache vergessen, dass der Anteil der Industrie-
produktion an der gesamten Wirtschaftsleistung bei 
lediglich gut einem Fünftel liegt. Außerdem  handelt 
es sich bei Industrie 4.0 im Wesentlichen noch um 
eine Zukunftsprojektion. Der weitaus größere Teil 

der Wirtschaftsleistung wird in der Dienst leistung 
erbracht, also zum Beispiel in der Logistik, im 
Gesundheits- und Pflegebereich, in den sogenannten 
wissensintensiven Dienstleistungen oder auch in der 
öffentlichen Daseinsvorsorge. Weitestgehend un -
bemerkt von der öffentlichen Wahrnehmung hat es 
in vielen dieser Bereiche in den vergangenen Jahr-
zehnten schon nennenswerte Digitalisierungs wellen 
gegeben. Werfen wir vorab einen Blick auf den ver-
änderten Stellenwert der Dienstleistung im wirt-
schaftlichen Geschehen.

Dienstleistung gewinnt in den 
 vergangenen zwei Jahrzehnten  
an Bedeutung

Sowohl auf gesamtdeutscher Ebene wie auch im 
bremischen Kontext hat die Bedeutung des Dienst-
leistungsbereiches seit dem Jahr 2000 stetig zu-
genommen. Das Verhältnis zwischen dem soge-
nannten produktiven Bereich und dem Bereich der 
Dienstleistung hat sich kontinuierlich zugunsten 
der Dienstleistung verschoben. Aus Abbildung 1 
wird deutlich, dass – gemessen am Arbeits volumen 
(Summe aller erbrachten Arbeitsstunden) – der 
Anteil des produktiven Bereiches im Jahre 2000 
noch bei einem knappen Drittel lag. Im Jahr 2015 
ist er dann unter 30 Prozent gesunken.

Maßgeblich für diese Veränderungen waren die 
Dienstleistungsbereiche „Finanz-, Versicherungs- 
und Unternehmensdienstleister; Grundstücks- und 
Wohnungswesen“ (2015:+25,6 Prozent) und der 
Bereich „öffentliche und sonstige  Dienstleister, 
Erziehung und Gesundheit, private Haushalte“ 
(2015:+8,1 Prozent). Verlierer dieser Entwicklung 

In aller Kürze:

Ein wesentliches Merkmal des Strukturwandels in der Wirtschaft ist 
die Verschiebung der wirtschaftlichen Aktivitäten vom produktiven 
Sektor hin zum Dienstleistungsbereich. Dieser Trend ist seit Jahr-
zehnten ungebrochen. Der Dienstleistungsbereich ist breit gefächert. 
Er reicht von der Logistik über die öffentliche und private Daseins-
vorsorge bis hin zum Einzelhandel und den Finanzdienstleistungen.
Ähnlich breit und unterschiedlich sind folgerichtig auch die Erfahrun-
gen, die mit der Digitalisierung von Arbeitsprozessen in der Dienst-
leistung gemacht wurden und werden. Aus den Ergebnissen einer 
Befragung von Betriebs- und Personalräten, die von der Arbeit-
nehmerkammer 2016 durchgeführt wurde, lässt sich für  Bremen etwa 
folgendes Bild zeichnen: In einzelnen Branchen ist die Ver änderung 
der Arbeit durch Digitalisierung bereits weit fortge schritten. Hierzu 
gehören zum Beispiel der Einzelhandel, die Logistik und der Banken-
sektor. Betrachtet man den Dienstleistungssektor insgesamt, so vari-
ieren die Ergebnisse je nach Fragestellung: Es wurden eher stärker 
Auswirkungen in puncto Arbeitsstress und Entgrenzung von Arbeit 
identifiziert. Hinsichtlich des Wegfalls von Arbeitsplätzen oder  ganzen 
Tätigkeitsprofilen können die Auswirkungen der Digitalisierung insge-
samt bisher als eher moderat bewertet werden.
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Abbildung 1: 
Anteil der Arbeitsstunden in Deutschland

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGRdL); 

eigene Berechnungen

Abbildung 2: 
Anteil der Arbeitsstunden im Land Bremen

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGRdL); 

eigene Berechnungen

2000 2015

A-T insgesamt 100,0 % 100,0 %

A-F Produktiver Bereich 32,6 % 28,5 %

G-T Dienstleistungsbereiche 67,4 % 71,5 %
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1 Vgl. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der 

Länder (VGRdL).

Betrug der Anteil des Dienstleistungssektors in Bre-
men im Jahr 2000 noch 73,7 Prozent, so stieg er 
bis 2015 auf knapp 80 Prozent (siehe Abbildung 2). 
Welche wirtschaftlichen Bereiche diese Verände-
rung bewirkt haben, verdeutlicht Abbildung 3. 

Ähnlich wie auf der gesamtstaatlichen Ebene haben 
die Bereiche „Finanz-, Versicherungs- und Unter-
nehmensdienstleister; Grundstücks- und Wohnungs-
wesen“ (2015: +38,4 Prozent) und der Bereich 
„öffentliche und sonstige Dienstleister, Erziehung 
und Gesundheit, private Haushalte“ (2015: +7,1 
Prozent) maßgeblich zu dieser Veränderung beige-
tragen. Der produktive Bereich verliert in Bremen 
nahezu ein Fünftel. 2 Die Veränderung im Bereich 
der Finanz- und Unternehmensdienstleistungen fällt 
im Vergleich zur gesamtdeutschen Ebene noch ein-
mal um knapp 13 Prozentpunkte eindeutiger aus. 
Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, dass Bre-
men in den vergangenen Jahrzehnten intensiv in 
die sogenannten wissensintensiven Dienstleistungen 
investiert hat (Jacobs University, Technologiepark 
an der Universität etc.), wenngleich das Niveau 
anderer Städte hier noch nicht erreicht wird. Diese 
Unternehmen und Institute sind zwar zum Teil auch 
in enger Kooperation mit der Industrie tätig (For-
schungskooperationen, staatlich geförderten Netz-
werkprogrammen etc.), gehören aber nicht unbe-
dingt zum Bereich ausgelagerter industrienaher 
Dienstleistungen von Bremer Industriebetrieben. 

waren hingegen der produktive Bereich und die 
Land- und Forstwirtschaft. Sie schrumpften in 
den Jahren 2000 bis 2015 um 10,9 beziehungs-
weise 30,2 Prozent. 1 In der Landwirtschaft wird 
dieser Trend – zumindest im bundesweiten Maß-
stab – mit dem Prozess der weiteren Automatisie-
rung der landwirtschaftlichen Produktion und dem 
damit verbundenen Trend zu größeren Produktions-
einheiten erklärt. Im produktiven Sektor dürfte ein 
wesentlicher Grund in der Auslagerung von ehe-
maligen Industrietätigkeiten aus den  industriellen 
Kernbereichen in den Bereich der industriellen 
Dienstleistungen zu sehen sein. Hierbei geht es 
nicht nur um Logistikdienstleistungen, sondern 
auch um sogenannte wissensintensive Dienstleistun-
gen (zum Beispiel Ingenieur- und IT-Dienstleistun-
gen), die auf dem Markt zugekauft werden. 

Im Bundesland Bremen ist diese Tendenz sogar 
noch deutlicher zu verzeichnen. Vergleicht man 
hier das geleistete Arbeitsvolumen zwischen dem 
Jahr 2000 und dem Jahr 2015, so ergibt sich 
 folgendes Bild:

2000 2015

A-T insgesamt 100,0 % 100,0 %

A-F Produktiver Bereich 26,3 % 21,1 %

G-T Dienstleistungsbereiche 73,7 % 78,9 %

2 Der im Vergleich zu Deutschland (-30,2 Prozent) 

deutlich höhere Wert im Bereich Land- und Forst-

wirtschaft (-64,9 Prozent) kann aufgrund der geringen 

Gesamtbedeutung dieses Bereiches für Bremen ver-

nachlässigt werden. 
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Abbildung 3: 
Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen in Millionen Stunden – Land Bremen

 Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder (VGRdL); eigene Berechnungen

Abbildung 4: 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Wirtschaftszweigen WZ 2008 – 
Land Bremen (Juni 2016)

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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WZ 2008 Wirtschaftsbereich 2000 2015 Veränderung

A-T insgesamt   553,1    560,8  1,4 %

A-F Produktiver Bereich   145,4    118,3  -18,6 %

A Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 1,3  0,5  -64,9 %

B-F Produzierendes Gewerbe   144,1    117,8  -18,2 %

G-T Dienstleistungsbereiche   407,7    442,5  8,5 %

G-J
Handel, Verkehr und Lagerei, Gastgewerbe, Information und 
Kommunikation

  171,7    164,4  -4,2 %

K-N
Finanz-, Versicherungs- und Unternehmensdienstleister; 
Grundstücks- und Wohnungswesen

81,0    112,1  38,4 %

O-T
Öffentliche und sonstige Dienstleister, Erziehung und 
Gesundheit, private Haushalte

  155,1    166,1  7,1 %
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Zusammenfassend lässt sich hinsichtlich der Ent-
wicklung und Struktur der Dienstleistung also fest-
halten.

 Der bundesweit zu verzeichnende Trend der 
wirtschaftlichen Tätigkeiten hin zur Dienst-
leistung ist seit zwei Jahrzehnten ungebrochen.

 Im Land Bremen wird dieser sogar noch über-
troffen, da der Dienstleistungsbereich hier 
mittler weile gut vier Fünftel des Wirtschafts-
geschehens ausmacht.

 Auch die Gewinner und Verlierer dieser Ent-
wicklung heben sich, gemessen am Arbeits-
volumen, deutlich vom Wert für Deutschland 
ab: produktiver Bereich: Bremen -18,6 Prozent, 
Deutschland -10,9 Prozent.

 Die meisten der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten konzentrieren sich mit deutlich 
mehr als einem Fünftel in den Bereichen Er -
ziehung, Gesundheit und Sozialwesen. 

 Den zweiten und dritten Platz nehmen Handel, 
Instandhaltung, Reparatur von Kfz mit 16,1 Pro-
zent und der Bereich Verkehr und Lagerei mit 
14,2 Prozent ein.

Digitalisierung in der Dienstleistung 
– was tut sich in Bremen?

Ebenso vielschichtig wie die Binnenstruktur des 
Dienstleistungssektors dürften auch der Verbrei-
tungsgrad und die Implementierungstiefe von 
Digitali sierungsbemühungen in der Dienstleis-
tung sein. In einigen Bereichen sind die diesbezüg-
lichen Prozesse in den vergangenen Jahrzehnten 
schon recht weit fortgeschritten. Hierzu gehören 
zum Beispiel der Bereich der Logistik (automatische 
Hochregallager, digital gesteuerte Containerstapel-
plätze), der Bereich der Banken und Finanzdienst-
leistungen (Onlinebanking), der Einzelhandel (Bar-
code und Scannerkassen) oder auch der öffentliche 
Personen verkehr (Echtzeit-Fahrplaninformationen 
und Onlinetickets).
 

Betrachtet man zum Vergleich den Anteil der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten im Dienst-
leistungsbereich je 1.000 Einwohner für Bremen, 
so wird der oben beschriebene Eindruck deutlich 
unterstrichen. Waren es im Jahre 2000 noch  
293,5, so stieg der Wert bis zum Jahr 2015 auf 
361,6 Beschäftigte je 1.000 Einwohner, also um  
gut 23 Prozent. 3 

Abschließend soll der Fokus noch auf die Zu -
sammen setzung der Beschäftigten im Bereich der 
Dienstleistungen in Bremen gerichtet werden. Ins-
gesamt waren in diesem Bereich im Juni 2016 
244.960 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 
tätig. Die Abbildung 4 verdeutlicht, dass die Mehr-
zahl mit 53,3 Prozent in drei großen Bereichen  
tätig war:

 Verkehr und Lagerei (Logistik) 14,2 Prozent
 Handel, Instandhaltung,  

Reparatur von Kfz  16,1 Prozent
 Erziehungs-, Gesundheits- und  

Sozialwesen   23,0 Prozent

Alle anderen Bereiche variieren bei Anteilen um 
oder deutlich unter zehn Prozent.

3 Vgl. Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für 

Arbeit, März 2016.

„Der Dienstleistungsbereich macht im Land 
Bremen mittlerweile gut vier Fünftel des 
Wirtschaftsgeschehens aus.“
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Die Finanzdienstleistungen haben eine lange 
Geschichte der Digitalisierung. Digitalisierung ist 
umso leichter, je standardisierter eine Tätigkeit 
ist, und gerade in der Bankenbranche ist dies 
sehr häufig der Fall. So machte die hohe Anzahl 
an Buchungen schon in den 1960er- Jahren Groß-
rechner rentabel. Nach und nach wurden die 
Buchhalter in den Unternehmen weniger, aber 
es entstanden immer noch Arbeitsplätze bei-
spielsweise in den Filialen oder in den Analyse-
abteilungen. Mittlerweile sind in den Banken und 
Sparkassen viele weitere Tätigkeiten automati-
siert. Gibt ein Kunde beispielsweise eine Über-
weisung im Servicebereich oder am eigenen 
Rechner ein, wird die Transaktion ohne weite-
ren Eingriff eines Menschen abgewickelt. Ähn-
liches gilt beispielsweise am Aktienmarkt. Auch 
hier sind die Broker auf dem Parkett der Börse 
längst Geschichte. Ordert eine Kundin oder ein 
Händler Aktien, werden Angebot und Nachfrage 
sowie die notwendige Preisfindung vollautoma-
tisch geregelt und das Aktienpapier landet im 
entsprechenden Depot.

Indirekt wirkt die Digitalisierung auch über 
eine neue Konkurrenz: Onlineanbieter und Fin-
techs. Onlinebanken haben über das Internet 
einen Zugang zu den Kunden, der erheblich kos-
tengünstiger ist als ein ausgebautes Filialnetz. 
 Fintechs sind Start-ups aus der Bankbranche, 
die vor allem mit digitaler Technik arbeiten. Sie 

sind meist sehr innovativ und bieten Finanz-
dienstleistungen auf neuen Wegen an. Beispiele 
sind PayPal im Zahlungsverkehr oder Kick starter 
oder auxmoney im Kreditgeschäft.  Etablierte 
Strukturen, bei der die Bank als Vermittler 
 zwischen Kreditgeber und -nehmer fungiert oder 
Geld überweist, werden ausgehebelt und online 
direkt zwischen den Interessenten angeboten.

Zusätzlich sind die Kunden aus vielen  anderen 
Bereichen wie dem Onlineshopping daran 
gewöhnt, bestimmte Tätigkeiten selber vor-
zunehmen. Dadurch rückt die Bedeutung der 
Filiale in den Hintergrund. Demgegenüber  stehen 
Umfragen, die die hohe Bedeutung von Filialen 
für die Kunden nachweisen. Damit sind die eta-
blierten Banken in einem Dilemma. Die Nutzung 
der Filialen nimmt ab und ihre Kosten sind im 
Vergleich zur Onlinekonkurrenz höher. Bauen sie 
die Filialen aber ab, verschwindet mit der per-
sönlichen Beratung vor Ort das positiv wahr-
genommene Alleinstellungsmerkmal.  Deshalb 
müssen sie den Vorteil dieser individuellen Bera-
tung mit einer hohen Qualität stärker herausstel-
len. Den Beschäftigten wiederum muss ermög-
licht werden, dass sie den neuen An  sprüchen 
gerecht werden können. Entsprechende Weiter-
bildung und die Bewältigung der Digitalisierung 
mit den Beschäftigten ist hier die Aufgabe. 

Steffen Gabriel

Digitalisierung in den  
Finanzdienstleistungen
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Welche Bereiche sind im Einzelhandel bereits 
von der Digitalisierung betroffen?
 Im Einzelhandel spielt das Thema „Digita-
lisierung“ schon seit Längerem eine wichtige 
Rolle. Scannerkassen gibt es hier bereits seit 
Mitte der 1980er-Jahre. Mittlerweile werden sie 
fast überall eingesetzt. Hierdurch können auch 
angelernte Beschäftigte und Hilfskräfte Kassier-
arbeiten übernehmen. Vielfach wird auch gerade 
an der Kasse zunehmend auf Leiharbeits-
beschäftigte zurückgegriffen. In einigen Geschäf-
ten, beispielsweise bei Ikea, gibt es inzwischen 
auch Selbstbedienungskassen. Das Modeunter-
nehmen Zara plant ebenfalls die Einführung der 
Selbstscanner. Der Beruf des Kassierers oder der 
Kassiererin hat im Zuge dieser Entwicklung stark 
an Bedeutung verloren. Im Land Bremen üben 
mittlerweile von mehr als 20.000 Beschäftigten 
nur 1.000 den Kassiererinnen-Beruf aus.
 Durch die Einführung der Scanner kassen 
wurde aber nicht nur der Bezahlvorgang 
beschleunigt, sondern hiermit kann quasi per 
Knopfdruck jederzeit der Kassenstand abgerufen 
werden und auf diesem Wege auch die Abrech-
nung erfolgen.

Einer aktuellen Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zufolge 
können nach derzeitigem Stand der  Technik 
vier von sechs Kerntätigkeiten des Verkäufer- 
Berufs durch den Computer ersetzt werden. 
Hierzu zählen nicht nur das Kassieren und die 
Abrechnung, sondern auch das Verpacken und 
die Warenauszeichnung. Lediglich die Kunden-
beratung und der Verkauf sind interaktive Tätig-
keiten, die nur schlecht durch den Computer 
ersetzt werden können. Allerdings wird auch in 
diesem Bereich experimentiert. So gibt es bei-
spielsweise Ansätze, Einkaufstipps per Smart-
phone an den Konsumenten und die Konsumen-
tin zu übermitteln.

Mit welchen weiteren Digitalisierungsschritten 
ist in naher Zukunft zu rechnen?
 Die nächste Digitalisierungswelle im Einzel-
handel ist in Vorbereitung und wird derzeit 
schon umgesetzt. Die Stichworte sind: „digitale 
Preisauszeichnung“ und „RFID“. Digitale Preis-
schilder lassen sich heute bereits zum Bei-
spiel im Saturnmarkt in Bremen bewundern. 
Die Ratio nalisierungseffekte liegen auch auf der 
Hand: Preisschilder müssen nicht mehr gedruckt 
und mit der Hand in entsprechende Halterun-
gen gesteckt werden. Ein weiterer Vorteil ist: 
Die Preise lassen sich je nach Tageszeit und 
Kunden frequenz dynamisch variieren. Dies lässt 
sich alles über Algorithmen regeln, ohne dass 
Menschen eingreifen müssen. Über die automa-
tische Erhöhung der Preise, beispielsweise für 
bestimmte Produktgruppen in Stoßzeiten um ein 
paar Cent, lassen sich problemlos Extraumsätze 
erlösen, ohne dass man dafür einen besonderen 
Aufwand betreiben müsste. 
 Ein weiterer Quantensprung ist zu  erwarten, 
wenn es zu einem flächendeckenden Einsatz 
des RFID-Chips kommt. RFID steht für Radio 
Frequency Identification. Hierbei handelt es sich 
um eine auf Funkchips basierende Technik, die 
eine lückenlose Überwachung von Waren ermög-
licht. Während Waren, die mit einem RFID-Chip 
ausgezeichnet sind, am Lesegerät vorbeirol-
len, übertragen Funkwellen die auf dem Chip 
gespeicherten Informationen. Die Möglich keiten 
der Warenerfassung, die mit dieser Technolo-
gie verbunden sind, haben weitreichende Fol-
gen für Beschäftigte und Arbeitsplätze. Zurzeit 
sind diese Chips noch zu teuer, um flächen-
deckend eingesetzt zu werden. Sie halten aber 
bereits Einzug im Textileinzelhandel. Hier wer-
den die Waren palettenweise mit dem Chip ver-
sehen. Verdi zufolge wird diese Technologie bis-
her nur in der Warenannahme angewendet, es 
wird aber in anderen Feldern durchaus damit 
experimentiert. Sobald es möglich ist, die Kosten 

Dr. Marion Salot

Exkurs

Digitalisierung im Einzelhandel:  
Was geht? Was kommt?  
Und was ist mit dem Onlinegeschäft?

 

Drei Fragen, drei Antworten

—  49



—  Bericht zur Lage 2017 

In anderen Bereichen wie zum Beispiel in der 
öffent lichen Verwaltung laufen die Prozesse eher 
mit gedämpftem Tempo. In vielen Bereichen ist 
zwar auch hier der Wille da, die Verwaltung in 
Richtung eines modernen E-Government weiterzu-
entwickeln. Es wird allerdings oft übersehen, dass 
die Einführung von digitalen Arbeitsabläufen, ins-
besondere am Anfang, eher zusätzliche Ressourcen 
an Geld und Personal erforderlich macht. 

Die Arbeitnehmerkammer Bremen hat im Spät-
herbst 2016 eine Onlinebefragung unter Betriebs-
und Personalräten durchgeführt, um zu erfahren, 
wie der Fort   schritt der Digitalisierung in den Betrie-
ben einzuschätzen ist. Insgesamt wurden 700 Inte-
ressenvertretungen in Betrieben und Verwaltungs-
dienststellen angeschrieben. 4 Der  Fragebogen 
wurde 183-mal nahezu vollständig beantwortet. 
Dies  entspricht einem Rücklauf von gut 26 Prozent.

Knapp 70 Prozent der befragten Unter  nehmen 
kamen aus dem Bereich der Dienstleistung (inklu-
sive öffentliche Verwaltung, Forschung und 
 Bildung, Erziehung und Soziales, Logistik und Ein-
zelhandel). Das restliche Drittel entfiel auf die 
Bereiche Industrie, Handwerk und Sonstige. In den 
befragten Betrieben sind rund 70.000 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter beschäftigt. Die Auswahl der 
Betriebe und der befragten Interessenver tretungen 
beruhte auf einer sogenannten Zufallsstichprobe.

Die Betriebsgrößen bei den befragten Betrieben 
fokussieren recht deutlich auf den Bereich der KMU 
(kleine und mittlere Unternehmen). Dies verdeut-
licht die Abbildung 5.

KMU: Betriebe mit bis zu 249 Beschäftigten waren 
mit 59,1 Prozent im Befragungsfeld vertreten, 
wobei Klein- und Kleinstbetreibe mit bis zu 49 
Beschäftigten lediglich mit 11,7 Prozent vertreten 
waren, was allerdings auch wenig überrascht, da 
kleinere Betriebe in der Regel auch seltener über 
eine betriebliche Interessenvertretung verfügen.

für den RFID-Chip so weit zu senken, dass die 
Einkaufswagen beim Kassieren im Supermarkt 
nur noch durch einen Tunnel mit Lese gerät 
geschoben werden müssen, könnte die Zeit, 
die für den Bezahlvorgang aufgewendet werden 
muss einer Studie von McKinsey zufolge, um  
40 bis 88  Prozent gesenkt werden. Hierdurch 
wären 75 Prozent der Arbeitsplätze, die der-
zeit im Kassierbereich eingesetzt werden, über-
flüssig.

Welche Folgen hat der Onlinehandel?
 Auch der zunehmende  Wettbewerbsdruck 
durch den Onlinehandel hat Folgen für die 
Beschäftigten im Einzelhandel. Durch das 
Onlinegeschäft wird ein Großteil des Einzel-
handels angebots transparenter. Viele Kundinnen 
und Kunden informieren sich im Internet vorab 
über das Produkt, das sie kaufen  möchten. Der 
Rechner zu Hause übernimmt damit einen Teil 
der Kundenberatung. Über das Internet  erfahren 
Kundinnen und Kunden aber außerdem, wo sie 
das gesuchte Produkt zum günstigsten Preis 
bekommen. Dies erhöht auch in den  Ge  schäften 
vor Ort den Kostendruck. Zudem wird immer 
öfter und massiver gefordert, dass auch der 
 stationäre Einzelhandel länger öffnen soll, da 

im Internet schließlich rund um die Uhr ein-
gekauft werden kann. Längere Öffnungszeiten 
erhöhen aber den Kostendruck zusätzlich. Um 
diesem zu begegnen, streben die Händler eine 
schlanke, flexible und kostengünstige Personal-
struktur an. Gerade in den Randzeiten werden 
Leiharbeits beschäftigte, Teilzeitkräfte und Mini-
jobberinen und Minijobber eingesetzt, während 
im Gegenzug Vollzeitstellen gestrichen werden. 
Verlängerte Öffnungszeiten leisten auch der 
zunehmenden Tarifflucht Vorschub. Viele Einzel-
händler steigen aus der Tarifbindung aus, um die 
 Spät zuschläge einzusparen.

Der Digitalisierungsprozess hat also in dieser 
Branche insbesondere hinsichtlich der Kassier-
tätigkeiten Dequalifizierungstendenzen forciert 
und den Kostendruck erhöht. Dass zukünftig 
– insbesondere infolge eines flächendecken-
den Einsatzes des RFID-Chips – Arbeitsplätze 
gefährdet oder abgebaut werden, ist zu befürch-
ten. Da immerhin im Land Bremen alleine 20.000 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Ein-
zelhandel tätig sind, ist es wichtig, den Prozess 
frühzeitig im Auge zu behalten und durch Quali-
fizierung gezielt gegenzusteuern.

4 Alle in diesem Abschnitt folgenden Zahlen und 

Faken basieren auf den Ergebnissen dieser Befragung 

und eigenen Berechnungen. Auf einen Einzelnachweis 

kann im Folgenden deshalb verzichtet werden. 
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Abbildung 5: 
Unternehmen nach Betriebsgrößenklassen
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5 Sowohl aus Platzgründen als auch aufgrund der 

 Tatsache, dass viele Fragen für den Dienstleistungsbe-

reich nur bedingt oder gar nicht zu beantworten waren, 

können die Ergebnisse der Befragung nachfolgend nur 

auszugsweise präsentiert werden. 

im Unter nehmen bestätigt. Bei einem Drittel die-
ser Betriebe  sollen diese Chips zur Identifikation 
von Beschäftigten eingesetzt werden. Insgesamt 
erscheint dieses Ergebnis für den Dienstleis-
tungsbereich er  wartungsgemäß auszufallen. 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass der 
Logistikbereich bei den Befragungsergebnissen nur 
mit zehn Prozent repräsentiert ist. Lediglich ein 
Drittel der Befragten gibt an, dass es sich bei den 
eingesetzten Geräten um die privaten Geräte der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter handle, während 
mehr als die Hälfte angibt, dass die vom Arbeit-
geber bereitgestellten Geräte auch privat genutzt 
werden dürften. Das in der Öffentlichkeit viel-
fach diskutierte  Prinzip „bring your own device“ 
(BYOD),  welches sowohl von Unternehmen wie 
auch im Bildungsbereich scheinbar einen hohen 
Ver breitungsgrad aufweise, scheint in Unterneh-
men der Dienstleistungsbranche in Bremen fast 
keine Bedeutung zu haben. 

Die Frage, ob im Unternehmen IT-Systeme zum 
Einsatz kommen, die den Arbeitstakt beziehungs-
weise die Arbeitsschritte vorgeben, wird immerhin 
von knapp der Hälfte (47,8 Prozent) der Befragten 
mit ja beantwortet. Die Frage, ob diese oder andere 
Software zur zentralen Planung und / oder Steuerung 
der betrieblichen Prozesse eingesetzt werden, ver-
neinen allerdings über 90 Prozent der Befragten. 
Abschließend interessierte uns in diesem Bereich 
die Frage, welche Daten beim Einsatz digitaler 
Technologien in den Betrieben laufend erhoben und 
dauerhaft gespeichert werden. Abbildung 6 gibt 
 hierüber Auskunft. 

Die Befragung der Interessenvertreter hat folgende 
Fragestellungen in den Mittelpunkt gestellt: 

 Welche digitalen Technologien werden im 
Unternehmen eingesetzt?

 Wie wirkt der Einsatz dieser Techniken sich auf 
die Arbeit aus?

 Wie wirkt der Einsatz dieser Techniken sich auf 
die Beschäftigten aus?

 Wird die Interessenvertretung beim Einsatz 
 digitaler Technologien beteiligt, wenn ja, wie?

Nachfolgend werden die wichtigsten Ergebnisse der 
Befragung erörtert. 5 

Welche digitalen Technologien werden im 
Unternehmen eingesetzt?
Die überwiegende Mehrzahl der Befragten (gut  
80 Prozent) bestätigt, dass digitale Endgeräte im 
Betrieb zum Einsatz kommen. Zum überwiegenden 
Teil handelt es sich dabei um  Smartphones mit  
47,2 Prozent der Nennungen und Tablets mit  
37 Prozent. Handscanner, Datenbrillen und Smart-
watches scheinen im Dienstleistungsbereich eher 
eine äußerst nachgeordnete Rolle zu spielen. 
Ebenso ist der Einsatz von 3-D-Druckern und Robo-
tern im Dienstleistungsbereich nur geringfügig ver-
breitet. Immerhin von gut einem Fünftel der Befrag-
ten wurde allerdings der Einsatz von RFID-Chips 

—  51



—  Bericht zur Lage 2017 

Da bei dieser Frage Mehrfachnennungen zugelassen 
waren, kann davon ausgegangen werden, dass bei 
einer erheblichen Anzahl von Betrieben Daten zur 
Arbeitszeit, Daten im Bereich Log-Daten / Zugangs-
kontrolle und Informationen über externe Daten-
zugriffe mit mobilen Geräten gespeichert werden, 
da sich hierauf circa drei Viertel der Nennungen 
 be  zogen. 

Wie wirkt der Einsatz dieser Techniken sich auf 
die Arbeit aus?
Nahezu zwei Drittel der Befragten gehen zwar 
einerseits davon aus, dass in den vergangenen Jah-
ren vermehrt Fertigungsprozesse und Arbeitsabläufe 
durch IT-Systeme gesteuert werden. Hierzu passt, 
dass 84,6 Prozent der Befragten die Wahrnehmung 
haben, dass der Grad der Digitalisierung im Betrieb 
eher zunimmt. Dass die Systeme hierbei eigenstän-
dig handeln, verneinen allerdings 85 Prozent der 
Befragten. 

Hinsichtlich der Art der Tätigkeiten, die von der 
Digitalisierung betroffen sind, gibt es keine signifi-
kanten Aussagen. Ein gutes Drittel der Befragten 
sagt, dass es sich eher um die einfachen Tätigkei-
ten handle, während ein weiteres gutes Drittel ein-
schätzt, dass eher die komplexeren Tätigkeiten 
betroffen sind. Ein gutes Fünftel schätzt ein, dass 
ehemals getrennte Tätigkeiten und Abläufe durch 
die Digitalisierung kombiniert und zusammenge-
fasst werden können, was zumindest die Vermutung 
nahelegt, dass hiermit eine entsprechende Arbeits-
verdichtung und Entgrenzung von Arbeit verbunden 
sein kann.

Ein gutes Viertel der Befragten gibt an, dass die im 
Betrieb aufgezeichneten Daten zur Leistungs- und 
Verhaltenskontrolle genutzt werden. Dem entspricht 
der Befund bezüglich der gefühlten Intensität der 
Überwachung durch diese Art der Datenaufzeich-
nung und -nutzung. Etwas mehr als ein  Viertel 
 fühlen sich durchgehend (5,1 Prozent) beziehungs-
weise häufig (22,8 Prozent) überwacht. Die rest  -
lichen knapp drei Viertel haben diesen Eindruck  
nur gelegentlich (46,3 Prozent) oder gar nicht  
(25,7 Prozent). 

In knapp zwei Drittel der Unternehmen findet die 
Kooperation mit anderen Standorten oder  externen 
Personen oder Organisationen via Internet statt. 
Erstaunlicherweise gehen 56 Prozent der Befrag-
ten davon aus, dass die Arbeit der Beschäftigten 
hinsichtlich der zeitlichen und organisatorischen 
Rahmen bedingungen eher unverändert bleibt. Ein 
gutes Drittel sagt, dass die Digitalisierung dazu 
führe, dass zunehmend außerhalb der regulären 
Arbeitszeit gearbeitet wird und nur 10,6 Prozent 
gehen davon aus, dass die Arbeit sich an andere 
Orte verlagert. Lediglich 8,2 Prozent bestätigen, dass 
die zeitliche und räumliche Verlagerung von Arbeit 
auch durch sogenannte crowdworking stattfindet.

Wie wirkt sich der Einsatz dieser Techniken auf 
die Beschäftigten aus?
Hinsichtlich der Frage, ob durch die Digitalisierung 
Arbeitsplätze mit höheren oder niedrigen Anforde-
rungen hinzugekommen, gleich geblieben oder weg-
gefallen sind, gehen knapp 75 Prozent der Befrag-
ten davon aus, dass das Niveau gleich geblieben sei. 
Dennoch glauben fast zwei Drittel, dass die Qualifi-
kationsanforderungen an die Beschäftigten  steigen 
werden. Ausreichende Qualifikationsangebote wer-
den nur von gut der Hälfte der Betriebe ange boten. 
Deshalb gehen viele Befragte davon aus, dass sich 
die Beschäftigten auch in ihrer Freizeit mit den 
neuen Qualifikationsanforderungen auseinander-
setzen müssen. 

Knapp 60 Prozent der Befragten gehen davon aus, 
dass die Digitalisierung eine stärkere  zeitliche  
Entgrenzung der Arbeit mit sich bringt. Nach den 
Gründen hierfür befragt, wurden am häufigsten 
„Arbeiten außerhalb der regulären Arbeitszeit“ 
(34,5 Prozent der Nennungen), „Erreichbarkeit in 
der Freizeit“ (36,5 Prozent der Nennungen) und 
„Verlängerung der Arbeitszeit“ (15,3 Prozent der 
Nennungen) genannt. Hierzu passt, dass gut  
80 Prozent der Befragten davon ausgehen, dass  
sich der Leistungsdruck für die Beschäftigten in 
 diesem Zusammenhang erhöht hat. 

Abbildung 6: 
Einsatz digitaler Technologien Bremen

Datenerfassung

Maschinenauslastung und -nutzung 3,8 %

Positionsdaten/Bewegungsprofile 8,9 %

Auslastung und Nutzung von Fahrzeugen 13,4 %

Kommunikation über (mobile) Computer 18,6 %

Log-Daten von Zugangskontrollsystemen 22,0 %

Arbeitszeit 33,3 %

insgesamt 100,0 %
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Abbildung 7: 
Information Interessenvertretung über neue IT-Verfahren
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Der Einsatz mobiler Endgeräte ist zwar weit -
verbreitet, konzentriert sich aber sehr stark auf den 
Bereich klassischer Bürokommunikation (Smart-
phones / Tablets). Die Geräte werden zu einem 
hohen Prozentsatz vom Arbeitgeber gestellt. Sys-
teme zur zentralen Ablaufsteuerung und Organi-
sation der betrieblichen Prozesse haben einen eher 
niedrigen Verbreitungsgrad. Auch die regelmäßig 
im Betrieb gespeicherten Daten finden sich eher in 
klassischen Bereichen wie Arbeitszeit oder Zugangs-
kontrolle. 

Es wird zwar zum überwiegenden Teil davon aus-
gegangen, dass der Grad der Digitalisierung der 
Arbeit auch in der Dienstleistung stetig zunimmt, 
dass die eingesetzten Systeme aber noch keine 
Autonomie über die Beschäftigten erlangt haben. 
Gleiches gilt für die Einschätzung hinsichtlich des 
damit verbundenen Grades der Überwachung. Auch 
bezüglich der durch Digitalisierung betroffenen 
Tätigkeitsniveaus (eher niedrige oder eher kom-
plexe Tätigkeiten) gibt es keine eindeutige Tendenz. 
Ebenfalls hinsichtlich der mit Digitalisierung ver-
bundenen räumlichen Verlagerung von Arbeit (auch 
als „mobiles Arbeiten“ bezeichnet) gibt es keine 
signifikanten Ergebnisse, die das ohnehin bereits 
bekannte Maß überschreiten. Problematischer 
 werden Auswirkungen der Digitalisierung hinsicht-
lich der Entgrenzung von Arbeit und der Erhöhung 
der Arbeitsbelastung durch die Befragten bewertet. 

Im Hinblick auf die notwendige Beteiligung von 
Betriebs- und Personalräten an der Einführung 
neuer digitaler Technologien zeigt die Befragung 
ein uneinheitliches Bild. Ihrer Informationspflicht 
über die Einführung neuer Technologien werden 
viele Unternehmen zwar überwiegend oder oft 
gerecht. Die Qualität der bereitgestellten Informa-
tionen ist in der Mehrzahl der Fälle allerdings eher 
lückenhaft oder schlecht.

Wesentliche Ursache für dieses Gesamtbild ist 
ver mutlich auch, dass ein Großteil des Feldes 
der Befragten den Bereichen öffentlicher Dienst, 
Gesundheit / Soziales, Kultur und Bildung et cetera 
zuzuordnen ist (immerhin 36,5 Prozent der Be -
fragten). Betrachtet man einzelne Teilbereiche der 
Dienstleistung genauer, so ergibt sich ein völlig 
anderes, teilweise sicher deutlich „dramatischeres“ 
Bild (vergleiche die Exkurse zu „Einzelhandel“ und 
„Finanzdienstleistungen“ in diesem Artikel).

Wird die Interessenvertretung beim Einsatz 
digitaler Technologien beteiligt, wenn ja, wie?
Der Frage, inwieweit die betriebliche Interessen-
vertretung über den Einsatz neuer digitaler Tech-
nologien informiert und an den Implementie-
rungsprozessen beteiligt wird, ging der letzte Teil 
der Befragung nach. Abbildung 7 gibt Auskunft 
 darüber, wie oft die betriebliche Interessenvertre-
tung über neue IT-Verfahren informiert wird.

Knapp 60 Prozent der Befragten geben an, dass 
 dieses immer oder meistens der Fall sei. Die hier-
bei durch die Betriebe zur Verfügung gestellten 
Informationen werden allerdings nur in 28  Prozent 
der Fälle als ausreichend angesehen, 58,4 Prozent 
betrachten sie hingegen als lückenhaft. Ein ähn-
liches Bild wie bei der Frage der grundlegenden 
Information ergibt sich hinsichtlich der Beteili gung: 
13,6 Prozent der Befragten werden immer, 31,2 Pro-
zent meistens, 37,6 Prozent manchmal und  
17,6 Prozent nie beteiligt. Immerhin wurden in 
57,3 Prozent der beteiligten Betriebe in den ver-
gangenen drei Jahren Dienstvereinbarungen zum 
Einsatz neuer digitaler Technologien abgeschlossen. 
44,9 Prozent der Betriebsräte geben darüber hinaus 
an, sich im Rahmen ihrer Arbeit mit dem Thema 
Arbeiten 4.0 / Digitalisierung zu befassen. 

Resümee 

Betrachtet man den Bereich der Dienstleistung ins-
gesamt, so kann auf Basis dieser Befragung der 
 Eindruck gewonnen werden, dass die der Digitali-
sierung zugeschriebenen negativen Konsequenzen 
hinsichtlich des kompletten Wegfalls von Arbeits-
plätzen oder Teilen von Branchen noch nicht wirk-
lich spürbar sind. Hinsichtlich der mit der Digitali-
sierung verbundenen Erhöhung des Arbeitsstresses 
und einer stärkeren Entgrenzung von Arbeit sind 
die Folgen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
allerdings schon deutlich wahrnehmbar.

Information  

immer 20,0 %

meistens 39,2 %

manchmal 34,4 %

nie 6,4 %

insgesamt 100,0 %
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1 Vgl. Schwemmer: Top 100 der Logistik 2016 / 2017.

Was ist eigentlich Kontraktlogistik? 

  Die Logistik ist nach der Automobilindustrie 
und dem Handel der Wirtschaftsbereich mit dem 
drittgrößten Umsatz in Deutschland. 2015  wurden 
253 Milliarden Euro mit logistischen Dienstleis-
tungen verdient – so viel wie in keinem  anderen 
Land in Europa. 1 Dass dieser Sektor gerade hier 
eine so herausragende Bedeutung einnimmt, hängt 
zum einen mit der zentralen Lage im Herzen Euro-
pas und der Funktion als Drehscheibe für europä-
ische und weltweite Güterströme zusammen, zum 
 anderen aber auch mit der starken Exportabhängig-
keit der deutschen Wirtschaft. Nur China führt 
 weltweit mehr Waren als Deutschland aus. Die 
inter nationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Industrie steht und fällt aber mit der Leistungs-
fähigkeit der Transportketten. Die Logistikdienst-
leistungen müssen daher immer schneller und 
 besser werden – und dabei möglichst wenig  kosten. 
Viele Unternehmen gehen deshalb immer mehr 
dazu über, ihre Logistik outzusourcen und über 
langfristige Verträge an Dienstleister zu vergeben, 
die nicht nur den Transport und die Lagerung von 
Waren betreffen, sondern auch die Verpackung, 

Qualitätskontrolle oder leichte Montagearbeiten 
umfassen können. Die Logistikdienstleister ent-
wickeln dabei Arbeitspakete, die individuell auf  
die Bedürfnisse der Auftraggeber ausgerichtet sind.  
Die Verträge haben Laufzeiten von mindestens 
einem Jahr, meistens sogar von drei bis fünf  Jahren 
und ein hohes Geschäftsvolumen (mindestens 
500.000 Euro pro Jahr). Diese Form der Partner-
schaft wird als Kontraktlogistik bezeichnet. Auf 
 diesen Bereich entfallen mittlerweile 40 Prozent  
des gesamten Logistikumsatzes in Deutschland. 

Unterschieden wird zwischen der Konsum güter-
Kontraktlogistik und der industriellen Kontrakt-
logistik. In der Konsumgüter-Kontraktlogistik 
 werden die Güter des Einzelhandels abgewickelt. 
Logistiker wie DHL, Fiege und Kühne+Nagel 
 kümmern sich hier um den Transport von Lebens-
mitteln und anderen Gütern des täglichen Bedarfs. 
Häufig umfassen die Arbeitspakete auch die Über-
wachung und Kontrolle von Verfallsdaten, vielfach 
sind erhöhte Hygieneanforderungen zu beachten.  
In der industriellen Kontraktlogistik werden Materi-
alen für die Produktion angeliefert, Vormaterialien 
beschafft und zunehmend auch leichte Montage- 
und Konfektionierungsarbeiten übernommen. Der 
größte Abnehmer ist hier die Automobilindustrie.

Das Outsourcing logistischer Dienstleistungen ist 
ein Ergebnis der Strategie vieler Unternehmen, sich 
auf ihre Kernkompetenzen zu konzentrieren. Die 

Dr. Marion Salot

Kontraktlogistik:  
Entwicklungsperspektiven 
und Arbeitsbedingungen
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„Nicht nur für die Logistikdienstleister, auch 
für die kontraktgebenden Unternehmen ist 
das Outsourcing mit Risiken verbunden.“

Aber nicht nur für die Logistikdienstleister, auch 
für die kontraktgebenden Unternehmen ist das 
Outsourcing mit Risiken verbunden. Es besteht 
die Gefahr, dass sie ihre logistischen  Kompe tenzen 
 verlieren und dieser Bereich zu einer „ Blackbox“ 
wird. Außerdem geht die Kontrolle über die logis-
tischen Abläufe verloren und damit auch die 
Möglich keit, Einfluss zu nehmen und auftretende 
 Fehler zu sanktionieren. Negative Folgen haben 
diese Prozesse aber vor allem für die Beschäftigten 
– und zwar nicht nur für jene, die unmittelbar vom 
Outsourcing betroffen sind, sondern auch für jene, 
die (zunächst) im Betrieb verbleiben. Sie fühlen sich 
häufig stark verunsichert und demotiviert, insbe-
sondere dann, wenn nicht auszuschließen ist, dass 
auch sie in absehbarer Zeit ausgegliedert werden 
könnten. Angesichts der vielfältigen Risiken, die mit 
diesen Prozessen verbunden sind, gehen Branchen-
experten davon aus, dass jedes zweite Outsourcing- 
Projekt im Logistikbereich scheitert. Dennoch wird 
sich  dieser Prozess weiter fortsetzen. Zurzeit sind 
etwa 45 Prozent der Kontraktlogistik-Dienstleistun-
gen ausgegliedert worden. Das „Markt potenzial“ 
liegt in diesem Bereich allein in Deutschland aber 
immer noch bei mehr als 20 Milliarden Euro. 
Die Zahl der Arbeitsplätze, die vom produzieren-
den  Sektor in den Dienstleistungsbereich verlagert 
werden, wird also steigen. Aktuell sind hier etwa 
530.000 Arbeitsplätze in der Kontraktlogistik an-
gesiedelt, von denen mehr als 170.000 bereits out-
gesourct sind. Von den 360.000 Arbeitsplätzen, die 
noch in den produzierenden Unternehmen vorzu-
finden sind, werden Prognosen zufolge pro Jahr bis 
zu 11.000 Stellen ausgelagert. 

Unternehmen versprechen sich hierdurch eine Ver-
besserung der logistischen Dienstleistungen und 
eine Reduzierung der Kosten. Hierbei  spielen die 
Lohnkosten eine wichtige Rolle, denn das Gehalts-
niveau im Logistikbereich ist deutlich  niedriger 
als in der Industrie. Zudem lagert das kontrakt-
gebende Unternehmen auch einen Teil seines 
Geschäfts risikos an den Dienstleister aus – insbe-
sondere dann, wenn dies mit einer Übertragung 
der Verantwortung für die Anmietung von Immobi-
lien (zum Beispiel für große Lager) oder für anste-
hende Investitionen verbunden ist. Aber auch für 
die  Logistiker haben diese Verträge Vorteile: Zum 
einen können in der Kontraktlogistik deutlich 
höhere Renditen erzielt werden als bei standardi-
sierten Logistikdienst leistungen. Zum anderen pro-
fitieren die Logistiker aber auch von den länge-
ren Laufzeiten und der stärkeren Kundenbindung. 
Weil der Logistiker Konzepte entwickelt, die genau 
auf die individuellen Bedürfnisse des Auftraggebers 
zugeschnitten sind, erarbeitet er sich hiermit quasi 
ein Alleinstellungsmerkmal, das auch als Markt-
zutrittsbarriere für Wettbewerber fungiert. Aller-
dings herrscht durch dieses spezielle Konstrukt auch 
eine hohe Abhängigkeit zwischen dem Auftrag-
geber und dem Auftragnehmer. Liefert der Dienst-
leister nicht pünktlich, gerät unter Umständen der 
gesamte Produktionsprozess ins Stocken.  Kündigt 
das kontrakt gebende Unternehmen den Vertrag mit 
dem Logistiker, ist umgekehrt nicht selten die Exis-
tenz des Dienstleisters bedroht, wenn dieser zu hun-
dert Prozent von dem Auftraggeber ab  hängig war. 
Ein Beispiel hierfür ist das Bremer Unter nehmen 
DHL Home Delivery. Das Unter nehmen hat seit 
2013 für Amazon die Kommissionierung, Verpa-
ckung und den Versand von großen, sperrigen Tei-
len übernommen. Weil der Vertrag unter den von 
Amazon vorgegebenen Konditionen nicht  länger 
kostendeckend abzuarbeiten war, hat DHL  diesen 
gekündigt. Der Standort muss nun geschlossen 
 werden und 350 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
verlieren ihren Job.
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Der Logistikstandort Bremen

Bremen gilt als einer der größten Logistikstandorte 
in Deutschland. Insgesamt sind 37.000 Arbeitsplätze 
im Land Bremen von diesem Sektor abhängig. Das 
sind 12,5 Prozent aller sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsplätze. In keinem anderen Bundes-
land sind so viele Beschäftigte der Logistik zuzuord-
nen. Diese herausragende beschäftigungspolitische 
Bedeutung hängt zwar auch mit den Häfen zusam-
men, die meisten Logistikbeschäftigten sind aber in 
der Lagerwirtschaft tätig (siehe Abbildung). 

Insgesamt arbeiten 20.000 Menschen in  diesem 
Bereich, drei Viertel davon als un- und an  gelernte 
Beschäftigte beziehungsweise als Hilfsarbeiter. 
Hinzu kommen 4.200 Leiharbeiterinnen und Leihar-
beiter, die ebenfalls hier tätig sind. In keinem ande-
ren Wirtschaftsbereich ist diese Beschäftigungsform 
stärker als im Lager vertreten. Jede /  jeder vierte 
Leiharbeitsbeschäftigte ist hier angesiedelt. 

Die Kontraktlogistik spielt auch in Bremen eine 
große Rolle. So bedient die BLG Handelslogis-
tik beispielsweise vom Hochregallager im GVZ aus 
alle Vertriebskanäle von Tchibo, also sowohl die 

Belieferung der Filialen als auch die Kommissio-
nierung für das Onlinegeschäft. Auch Fiege, das 
Unternehmen, das sich selber als „Pionier der 
Kontrakt logistik“ bezeichnet, hat einen Stand-
ort in Bremen. 100 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind hier beschäftigt. Das Unternehmen 
aktualisiert Regale in Supermärkten, lagert die 
Lebens mittel ein und reagiert auf die wechselnde 
Nachfrage im Einzelhandel. In der  industriellen 
Kontraktlogistik  ar  beiten rund 2.000 Beschäftigte 
bei Logistikdienst leistern wie Rhenus, Stute, Pfen-
ning oder Schenker. Auftraggeber ist hier vor allem 
die Automobil industrie, aber auch die Luft- und 
Raumfahrt in dustrie und die Stahlindustrie. Die 
Beschäftigten der Logistikdienstleister arbeiten auf 
dem Gelände des kontraktgebenden Unternehmens 
neben den Stammbeschäftigten und führen  häufig 
die  gleichen Tätigkeiten aus, verdienen meistens 
aber  deutlich weniger. In einigen Fällen sieht der 
Tarif vertrag in der Logistik beispielsweise 13 Pro-
zent längere Arbeitszeiten und 30 Prozent weniger 

Abbildung: 
Versicherungspflichtig Beschäftigte im Logistiksektor (September 2015)

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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2 Vgl. Wrobel, Heiko: Vertrieb von Kontraktlogistik-

dienstleistungen – Aktuelle Praxis und Erfolgs faktoren, 

Edition Logistik, Band 14, 1. Auflage 2014, DVV Media 

Group GmbH, Hamburg. 

3 http://www.lvz.de/Mitteldeutschland/Wirtschaft/

Wieder-Streik-bei-Amazon-Leipzig-Unternehmen-

wehrt-sich-gegen-Kritik.

kommt hinzu, dass auch die Aufstiegs- und Entwick-
lungsperspektiven gering sind. Viele  Unter nehmen 
sehen keinen Mehrwert in der Ausbildung und  
Qualifizierung ihrer Mitarbeiterinnen und 
 Mitarbeiter: Ein Problem, das sich durch viele 
Be reiche der Logistik zieht. Das spiegelt sich auch 
in der Bezahlung wider. Dem aktuellen Tarifver-
trag in Nordrhein-Westfalen für die Speditions-, 
Logistik- und Transportwirtschaft zufolge ver dienen 
Be  schäftigte ohne Vorkenntnisse 11,06 Euro pro 
Stunde, nach abgeschlossener Berufsausbildung 
und zweijähriger Berufserfahrung 12,72 Euro und 
damit nur 1,66 Euro pro Stunde mehr. Nicht selten 
wird zudem nach Tätigkeit bezahlt und nicht nach 
 Quali fikation.

Lohn im Vergleich zum IG- Metall-Tarifvertrag 
vor. 2 Ein  Zeichen für das niedrige Gehaltsniveau 
in der Logistik sind auch die anhaltenden Streiks 
bei  Amazon: Verdi versucht, für die Beschäftig-
ten eine Be zahlung entsprechend des Tarifvertrags 
im Einzel handel durchzusetzen, während sich das 
Unter nehmen auf die für die Logistikbranche guten 
Löhne beruft: „Wir bezahlen in unseren Logistik-
zentren am oberen Ende dessen, was für vergleich-
bare Tätigkeiten üblich ist, an allen Standorten 
in Deutschland umgerechnet mindestens 10 Euro 
brutto pro Stunde“, erklärte  Amazon. 3 Am  Beispiel 
der an  dauernden Streitigkeiten um die Be  zahlung 
bei Amazon wird deutlich, dass die Löhne in der 
Logistik sogar noch deutlich unter den im Einzel-
handel gezahlten Einkommen liegen. Er schwerend 
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Arbeitsbedingungen in der 
 Kontraktlogistik

Nicht nur die niedrigen Löhne und der hohe Anteil  
an Leiharbeit prägen die Arbeitsbedingungen der  
Beschäftigten in der Kontraktlogistik. Auch die 
hohen Anforderungen an die Flexibilität und 
Mobili tät machen den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zu schaffen. Wie in vielen Berei-
chen der Logistik ist Wochenend- und Nachtarbeit 
eher die Regel als die Ausnahme. Arbeitnehmer-
vertreter berichten von ausufernden Arbeitszei-
ten, teilweise wird sogar Arbeit auf Abruf gefor-
dert. Die hohen Anforderungen an die Flexibilität 
der Mitar beiter werden oft auch als Grund dafür 
genannt, dass der Anteil der Leiharbeitsbeschäf-
tigten hier weit über dem Durchschnitt liegt. Teil-
weise erreicht er bei einigen Logistikdienstleistern 
sogar 50 Prozent. Die hohe Arbeitsbelastung hat 
auch gesundheit liche Folgen: Einer Befragung der 
Kontraktlogistik- Beschäftigten im Zuge des DGB- 
Index Gute Arbeit zufolge fühlen sich drei Vier-
tel der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus-
gebrannt, 60 Prozent  finden auch in ihrer freien 
Zeit keine Erholung, ebenfalls 60 Prozent befürch-
ten, dass sie ihren Beruf wegen der hohen Belastung 
nicht bis zum Rentenalter ausüben können.  Speziell 
im Lager führt gerade die Kombination aus dem 
hohen Leistungs- und Termindruck auf der einen 
und der Monotonie der Arbeiten auf der anderen 
Seite zu einer starken psychischen Belastung. Keine 
andere Berufsgruppe ist so häufig krank wie die der 
Waren- und Versandfertigmacher, keine bekommt 
so häufig Antidepressiva verschrieben. 4 

Ungeachtet dieser Arbeitsbedingungen steigt die 
Beschäftigung gerade in den Lagerberufen weiter an 
– auch in Bremen. Hier sind alleine seit 2012 mehr 
als 2.600 Arbeitsplätze entstanden, 2.200 dafür 
für un- und angelernte Beschäftigte. Das entspricht 
einem Zuwachs von mehr als 17 Prozent. Die Lager-
wirtschaft ist damit der am stärksten wachsende 
Bereich in der Logistik. Angesichts dieser großen 
Bedeutung wird es immer wichtiger, gerade hier 
für gute Arbeitsbedingungen zu sorgen, auch wenn 
häufig von den Unternehmen signalisiert wird, dass 

man sich „am Ende der Nahrungskette“ befindet 
und die Spielräume für Gehaltssteigerungen deshalb 
als äußerst gering eingestuft werden. Im Rahmen 
eines von Verdi in Hamburg organisierten Work-
shops zum Thema „Gute Arbeit in der Logistik“ 
haben Beschäftigte aus allen Feldern der Logistik 
gemeinsam diskutiert, wie hier für bessere Arbeits-
bedingungen gesorgt werden kann. Da wurde 
 deutlich, dass es in  vielen Bereichen einen großen 
Handlungsbedarf gibt. Vor dem Hintergrund der 
hohen Arbeitsbelastung und dem weit verbreiteten 
Schichtdienst haben sich die Beschäftigten beispiels-
weise eine langfristige Schichtplanung gewünscht, 
um so auch für eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu  sorgen. Auch ein sinnvoller 
Einsatz von technischen Hilfsmitteln ist aus Sicht 
der Beschäftigten not wendig, um die vielfach harte 
körperliche Arbeit zu erleichtern. Einige nannten 
auch das Einhalten von Gesetzen und Verordnungen 
– ein Zeichen dafür, wie gering die Ansprüche teil-
weise sind. Vielfach wurde auch das Führungsver-
halten kritisiert und ein respektvollerer Umgang mit 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gefordert.

Hinsichtlich der Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen in der Logistik sind aber nicht nur die Unter-
nehmen in der Verantwortung, sondern auch die 
Politik. Dass von Betriebsräten in der Logistik  
die Einführung des Mindestlohns als Segen für die 
 Branche bezeichnet wird, sagt einiges über die hier 
herrschenden Lohnstrukturen aus. Das Problem 
„Leiharbeit“ liegt ihnen aber ebenso am Herzen. 
Hier weiter an wirksamen gesetzlichen Maßnah-
men zu arbeiten, ist nach wie vor eine der  zentralen 
Forderungen. Für Gewerkschaften ist es eine der 
großen zukünftigen Herausforderungen, Be  reiche 
zu organisieren, die in hohem Maße von  prekären 
Beschäftigungsverhältnissen geprägt und so stark 
zersplittert sind wie die Logistik, denn nur ein 
hoher gewerkschaftlicher Organisations grad kann 
gewährleisten, dass hier in abseh barer Zeit  besser 
bezahlt wird. Aber auch die Landes politik kann 
einiges tun: Ebenso wie es gegen wärtig für den 
Einzel handel geplant ist, sollte auch für den Bereich 
„Logistik“ ein Branchendialog initiiert  werden, 
um gemeinsam mit Arbeitgebern, Beschäftigten und 
anderen wichtigen Akteuren auszu loten, an welchen 
Stellen die Arbeitsbedingungen ver bessert werden 
können. 

4 Vgl. Bundesamt für Güterverkehr: Marktbeobachtung 

Güterverkehr: Auswertung der Arbeitsbedingungen in 

Güterverkehr und Logistik 2015-II, Berufe der Lagerwirt-

schaft, Fachkräfte für Kurier-, Express- und Postdienst-

leistungen, September 2014 und August 2013.
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Soziale Dienstleistungen:  
Nachzügler in der Digitalisierung

  Wenn der Dienstleistungssektor in Unter-
suchungen und Diskussionen um die Folgen der 
Digitalisierung der Arbeit überhaupt vorkommt, 
geht es um die industrienahen Dienstleistungen 
oder die schon traditionellen digitalen Dienstleis-
tungen der IT-Services. In diesen stark wachsenden 
Tätigkeitsfeldern wird schon seit wenigstens zwei 
Jahrzehnten mit digitalen Arbeitsmitteln zu sam-
mengearbeitet. Der derzeitige Digitalisierungsschub, 
der durch die umfassende Vernetzung von allem mit 
allem (Unternehmen, Server, Maschinen,  Menschen) 
und die zunehmend räumlich ungebundene Arbeit 
ausgelöst wird, ist in diesen Vorreiterbranchen der 
Digitalisierung von Dienstleistungen daher schon 
fast „ein alter Hut“.

Das ist in den personenbezogenen sozialen Dienst-
leistungen anders. Sie sind die „Nachzügler“ tech-
nischer, insbesondere digitaler Entwicklungs-
schritte. Das hat nichts mit genereller Technik- oder 

Modernisierungsfeindlichkeit zu tun. Vielmehr 
unterscheiden sich in diesen sozialen Dienstleis-
tungen Arbeitsprozesse, Arbeitsgegenstände und 
Berufsethik sehr stark von anderen Branchen. Und 
damit trifft auch die aktuelle Digitalisierung der 
Arbeit auf ein Feld, das anders als andere  Branchen 
„tickt“. Denn in den personenbezogenen sozialen 
Dienstleistungen  stehen die Arbeit am Menschen 
und die Zusammenarbeit mit den zu versor genden 
Menschen im Mittel punkt. In der Arbeitsforschung 
spricht man von „Interaktionsarbeit“. 1 Diese kann 
nur gelingen, wenn die Kooperation zwischen den-
jenigen funktioniert, die Dienste leisten, und denen, 
die versorgt und betreut werden. Anders als bei 
einem säch lichen Arbeitsgegenstand (wie die Karos-
serie eines Autos), muss der Arbeits gegenstand 
„Mensch“ bei der Dienstleistung mitmachen. Denn 
dieser ist psychisch und physisch immer am Arbeits-
prozess be  teiligt. Wenn das Band in der Auto pro-
duktion einmal stillsteht, verliert das Unter nehmen 
vielleicht Geld, aber das Auto kann auch am nächs-
ten Tag weitergebaut werden. Der betreuungs- oder 
pflegebedürftige Mensch kann in der Regel nicht 
so lange warten. Er ist auf die laufende Dienstleis-
tung zum Teil existenziell angewiesen. Daher gelten 
in den personalen sozialen Dienstleistungen nicht 
beliebig veränderbare Zeitrhythmen und auch der 
Arbeitsort ist nicht frei wählbar. Er ist dort, wo die 
Klientinnen und Klienten sind.

In aller Kürze:

Im Fokus der Debatte um die Digitalisierung stehen die Entwick-
lungen der Industriearbeit sowie der industrienahen oder der schon 
 traditionell digitalen Dienstleistungen (wie Ingenieurdienstleistun-
gen, IT-Services). Die personenbezogenen sozialen Dienstleistungen 
(wie Pflege, Erziehung, Behindertenhilfe) kommen kaum vor. Dennoch 
schreitet die Digitalisierung auch in diesen Tätigkeitsfeldern voran. 
Das ist für diese lange Zeit relativ technikferne Branche ein großer 
Schritt. Es ist für Politik, Interessenvertretungen und Praxis dringend 
geboten, die Entwicklung auch hier gestaltend zu begleiten.

Peter Bleses und Britta Busse – Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

Digitalisierung in den 
 sozialen Dienstleistungen
 

Das Beispiel der ambulanten Pflege
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2 Eine Ausnahme bildet beispielsweise  Hielscher /  

Nock / Kirchen-Peters (2015).

3 Vgl. Bury / Lademann / Reuhl (2006); Hien (2009); 

 Bleses / Jahns (2016).

4 Vgl. Koalitionsvereinbarung (2015), S. 66.

5 Vgl. Statistisches Bundesamt (2017), S. 13.

6 Vgl. Statistisches Landesamt Bremen (2016), S. 238 f. 

7 Vgl. Rothgang et al. (2016), S. 121.

8 Vgl. Bleses / Jahns (2016); Benedix / Medjedović (2014).

9 Vgl. Bleses / Jahns (2016); Hien (2009).

10 Zu den Einkommen in den Pflegeberufen (auch in 

Relation zu anderen Berufen) vgl. Bogaj et al. (2015); zu 

den Arbeitsbedingungen in der Pflege (im Land Bremen) 

vgl. Benedix / Medjedović (2014).

11 Vgl. Meier-Gräwe (2008): S. 136.

355.600. 5 Im Land Bremen waren Ende 2015 knapp 
5.000 Menschen in 112 ambulanten Pflege diensten 
nach SGB XI beschäftigt und ver sorgten 7.130 Pfle-
gebedürftige. 6 Für die Zukunft wird  aufgrund stark 
steigender Zahlen der Pflegebedürftigen mit einem 
weiter stark wachsenden Bedarf an Pflege kräften, 
vor allem an Pflegefachkräften gerechnet, der aus 
heutiger Sicht nicht näherungsweise gedeckt wer-
den kann. 7 

Pflegekräfte erleben ihre Arbeit im ambulanten 
Bereich meist als sehr sinnerfüllend. Dennoch ist 
ihre Arbeit oft physisch und psychisch stark be -
lastend. 8 Denn der beständige Umgang mit Krank-
heit und Tod ist herausfordernd. Die Auswirkun-
gen der Ökonomisierung der Pflege (Kostendruck) 
und der sich immer stärker auswirkende Fach-
kräftemangel verschlechtern die Situation. Es 
kommt zu wachsender Arbeitsverdichtung mit der 
Folge  psychischer und physischer Überlastungen. 9 

Besondere Kennzeichen der ambulanten Pflege 
sind die Alleinarbeit vor Ort, welche viele Gestal-
tungs- und Entscheidungsspielräume eröffnet, 
dafür aber auch den Verantwortungsdruck stark 
erhöht. Hinzu kommt, dass Hilfe vor Ort von ande-
ren Pflege kräften höchstens in Ausnahmefällen ver-
fügbar gemacht werden kann. Zudem verbringen 
die Pflege kräfte viel Zeit auf den Strecken zu den 
Patien tinnen und Patienten (meist im Auto) und 
sind bei jeder Witterung sowie auch frühmorgens 
und spätabends unterwegs. Selbst geringe Störun-
gen des meist engen Tourenplans können großen 
Zeitdruck auslösen. Hinzu kommen wenig attraktive 
Arbeitsbedingungen (relativ geringes Einkommens-
niveau, Schichtarbeit, häufiges Einspringen) 10. Auf 
diese Situation reagieren Pflegekräfte zunehmend 
mit dem Verlassen des Berufes oder durch „Flucht 
in die Teilzeit“. 11 Dadurch wird der ohnehin vor-
handene demografiebedingte Fachkräftemangel 
weiter verstärkt.

Zwar gibt es seit Jahren weitreichende Zukunfts-
überlegungen zur unmittelbaren Digitalisierung 
betreuender und versorgender Tätigkeiten (etwa im 
Rahmen der Telemedizin oder der technisch assis-
tierten Umgebungen im Haushalt Pflegebedürf ti-
ger). Davon ist bislang aber nicht viel in den prakti-
schen Regelbetrieb übergegangen. Daher lohnt ein 
Blick darauf, was sich im Moment tatsächlich mit 
vergleichsweise geringem Aufwand digitalisieren 
lässt und was auch zunehmend erfolgreich in der 
Praxis digitalisiert wird. Das sind die Organisations- 
und Arbeitsprozesse um die eigentliche Verrich-
tung am Menschen herum (wie die Dokumentation 
und Abrechnung von Leistungen, die Übertragung 
von Patientendaten, die an vielen Orten abrufbar 
werden, Einsatzplanung, Informationsvermittlung, 
Erreichbarkeit). Anders als die Digitalisierung der 
Produktion und der sie begleitenden Dienstleistun-
gen, ist diese Form der Digitalisierung der Arbeit 
in den sozialen Dienstleistungen in den Chancen, 
Anforderungen und Risiken noch vergleichsweise 
wenig analysiert worden. 2 

Die ambulante Pflege: Wachstums-
branche und Besonderheiten

Die Altenpflege und insbesondere die ambulante 
Pflege tauchen erst in jüngerer Zeit nach und 
nach in der Arbeitsforschung auf. 3 Dabei wuchs 
die gesellschaftliche Bedeutung insbesondere 
der ambulanten Pflege sowie ihre Bedeutung als 
Pflege- und Beschäftigungsfeld seit Einführung der 
Pflegever sicherung bereits Mitte der 1990er-Jahre 
kontinuier lich an. Sie wird angesichts der demo-
grafischen Entwicklungen im Zentrum des Bedarfs 
an  sozialen Dienstleistungen stehen. Immer mehr 
 Menschen möchten auch bei Pflegebedürftigkeit 
gerne in ihrer eigenen Wohnung verbleiben. Zudem 
ist der  weitere Ausbau ambulanter Dienste auch  
in Bremen er  klärtes politisches Ziel. 4 

Entsprechend des wachsenden Bedarfs stieg auch 
die Zahl der Beschäftigten in der ambu lanten 
Pflege. Zwischen 2013 und 2015 ver zeichnete 
die Branche deutschlandweit ein Wachstum der 
Beschäftigtenzahlen um 11,1 Prozent auf mehr als 
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Digitalisierung der Arbeit in der 
ambulanten Pflege

In dieser Ausgangslage setzen zunehmend viele 
Unternehmen auf die Digitalisierung der Arbeit in 
der ambulanten Pflege. Im Mittelpunkt stehen zwei 
Entwicklungen, die miteinander verknüpft sind:
1. Die Digitalisierung der Pflegezentralen, die in 

den vergangenen Jahren schon sehr weit voran-
geschritten und vielfach bereits abge schlossen 
ist. Sie hat vor allem die Führungskräfte und 
Beschäftigten in den Pflegezentralen betroffen, 
die alle Verwaltungsaufgaben heute weitest-
gehend digital absolvieren. Die Pflegekräfte sind 
dann einbezogen, wenn die Dokumentation, die 
handschriftlich vor Ort bei den Pflegebedürfti-
gen verbleibt, noch einmal zusätzlich digital im 
PC gepflegt wird.

2. Die gerade stattfindende Einführung „digita-
ler Tourenbegleiter“ (Smartphones, Tablets): 
Die Geräte werden mit Software unterschiedli-
chen Umfangs ausgestattet. Diese soll es Pflege-
kräften beziehungsweise den mobilen Geräten 
auf den Touren ermöglichen, in dauernder Ver-
bindung mit den Pflegezentralen (und der dort 
eingerichteten Software) zu stehen und gege-
benenfalls auch untereinander zu kommunizie-
ren. Über die digitalen Schnittstellen kann dann 
unter anderem der Datenaustausch in Echtzeit 
vollzogen werden (beispielsweise bei der Leis-
tungsabrechnung oder Tourenplanung). Damit 
die Schnittstellen funktionieren, muss die in 
der Pflege zentrale eingesetzte Software auch in 
der mobilen Variante auf den Tourenbegleitern 
genutzt werden. 

Die Digitalisierung der Arbeit und Arbeitsorgani-
sation soll mehrere Dinge auf einmal bewirken: 
Zunächst einmal sind Effizienzsteigerungen beab-
sichtigt, die durch eine schnelle und datengestützte 
Leistungsdokumentation und -abrechnung sowie 
durch eine ebenso effiziente wie effektive Arbeits-
organisation (flexible Einsatz-, Ausfall- und Touren-
planung) erreicht werden sollen. Zudem soll sie 
die Situation der Pflegekräfte auf den Touren, etwa 
durch schnellere und bedarfsgerechte Informationen 
zu (neuen) Patientinnen und Patienten sowie durch 
gute Kommunikationsmöglichkeiten bei etwaigen 
Problemen vor Ort verbessern. Dies erhöht zugleich 
die Handlungssicherheit der Pflegekräfte. Schließ-
lich soll sich all dies auch in einer guten Versor-
gungsqualität der Patientinnen und Patienten 
nieder schlagen.

Sicher ist, dass der Einsatz digitaler Tourenbe gleiter 
in der ambulanten Pflege den Arbeitsalltag, die 
innerbetriebliche Kommunikation und die Verfüg-
barkeit der Pflegekräfte verändern wird. In diesem 
Zusammenhang sind jedoch folgende Fragen noch 
offen: Welche Auswirkungen sind zu erwarten? 
Können die Pflegekräfte davon profitieren oder wird 
das Belastungsniveau weiter gesteigert?  Werden 
unterschiedliche Gruppen (Pflegefach- und Pfle-
gehilfskräfte) unterschiedlich betroffen sein? Wel-
che Kompetenzen müssen sie für die Digitalisierung 
entwickeln? Wie können Pflege- und Führungs-
kräfte bei der notwendigen Kompetenzentwick-
lung unterstützt werden? Ist eine Entgrenzung der 
Arbeit – wie in anderen Dienstleistungs branchen – 
zu befürchten? Wie wird der Beschäftigtendaten-
schutz gewahrt?

—  61



—  Bericht zur Lage 2017 

12 Vgl. Hielscher / Nock/Kirchen-Peters (2015).

 Geregelter und angemessener betrieb licher 
Einsatz der Geräte auf den Touren, bei den 
Patientinnen und Patienten, in der Pflege-
zentrale und eventuell auch daheim.

 Schutz von Beschäftigtendaten beispielsweise 
im Falle der Positionsortung auf den Touren,  
der verbundenen Positions- und Zeitkontrolle.

 Grenzen der Erreichbarkeit und Verfügbar-
keit sowohl auf den Touren (insbesondere beim 
Einspringen für ausfallende Kolleginnen und 
Kollegen) als auch nach dem Dienst daheim.

 Entwicklung der Software, die neben dem 
Unternehmensnutzen auch den Nutzen für die 
Pflegekräfte und die Bedienbarkeit durch ver-
schiedene Gruppen von Pflegekräften im Blick 
behalten muss.

Diese Aufgaben wird die Praxis nicht allein lösen 
können. Politische und finanzielle Hilfen sowie 
ein sicherer rechtlicher Gestaltungsrahmen könn-
ten die Pflege- und Führungskräfte vor Ort wirk-
sam unterstützen. Auch der Einbezug betrieb-
licher und überbetrieblicher Interessenvertretungen 
könnte hier weitere Hilfestellung bieten. Be son-
dere Aufmerksam keit sollte in Zusammenhang 
mit der Digitalisierung in der ambulanten Pflege 
dem Thema Datenschutz gewidmet werden. Einer-
seits bedarf es hier des Abbaus von Bedenken 
wegen möglicher Sicherheitslücken. Diese beste-
hen ins besondere bei den Pflegeunternehmen und 
 können vor einer Einführung digitaler Touren       be-
gleiter abschrecken. Hier wären überbetriebliche 
Ex  perten gefragt, die vermitteln, wodurch ein hohes 
Sicherheitsniveau erreicht werden kann. Anderer-
seits bedarf es der Unterstützung durch die Landes-
regierung, indem der Nutzung der gesammelten 
Daten gesetzliche Grenzen gesetzt werden. So könn-
ten beispielsweise zeitliche Grenzen für die Daten-
speicherung von Kommunikationen festgelegt wer-
den. Insbesondere ist für eine gelungene Einführung 
digitaler Tourenbegleiter Voraussetzung, dass die 
Pflegerinnen und Pfleger nicht vor deren  Nutzung 
zurückschrecken. Daher muss gesetzlich ausge-
schlossen werden, dass Daten der digitalen Touren-
begleiter (wie Ortungsdaten oder Chatinhalte) zur 
Sanktionierung durch die Unternehmensleitung 
genutzt werden.

Chancen und Herausforderungen

Ganz unzweifelhaft kann die digitale Technik den 
Pflegekräften auf den Touren Nutzen erbringen. 
Sie werden im Idealfall von verschiedenen Eigen-
schaften profitieren können, insbesondere:

 von aktuellen Informationen zu Patientinnen 
und Patienten auf ihrer Tour sowie über mög-
liche Vorkommnisse auf ihrer Route (etwa durch 
Staus oder gesperrte Straßen),

 von Kontaktmöglichkeiten bei Fragen und 
unvorhergesehenen Problemen mit anderen 
Pflegekräften und mit der Pflegezentrale,

 von früh einsehbaren Tourenplänen und Dienst-
zeiten,

 eventuell auch von im Gerät hinterlegten An -
leitungen zu Pflegeleistungen sowie

 E-Learning-Angeboten und vielem mehr.

Aber diese Nutzenpotenziale der Geräte für die 
Pflege kräfte müssen auch ausgeschöpft werden. 
Pflegekräfte müssen sie unabhängig von ihren Vor-
qualifikationen und Kompetenzen auch tatsächlich 
nutzen können. Zudem bieten die Geräte ein erheb-
liches Kontrollpotenzial sowie neue Möglichkeiten, 
die Grenzen zwischen Privatleben und Arbeit zu 
überschreiten. Mangelhafte Nutzbarkeit der Geräte 
sowie Sorgen vor Kontrolle und Entgrenzung könnte 
den Nutzen der Geräte in den Augen der Pflege-
kräfte schnell in den Hintergrund rücken und zur 
Ablehnung des Technikeinsatzes führen. Wie eine 
Untersuchung zeigte, lehnen Pflegekräfte die digi-
tale Technik vor allem dann ab, wenn sie vor-
wiegend dazu genutzt wird, eine weitere Verdich-
tung der Arbeit durch weniger Personaleinsatz zu 
ermöglichen. 12 

Was ist zu tun?

Konkret stehen im Mittelpunkt der Gestaltung des 
Einsatzes digitaler Technik (und hier insbe sondere 
der digitalen Tourenbegleiter) daher mehrere 
Gestaltungsaufgaben:

 Kompetenzentwicklung von  Pflege kräften 
(Motivation zum Umgang mit digitaler 
 Technik ebenso wie technische Bedienung der 
Geräte und Software) sowie der Führungs-
kräfte (beschäftigtenfreundliche Einführung 
der Geräte / Software, Ansprechpartner für die 
Pflege kräfte bei Problemen im praktischen 
 Einsatz). „Besondere Aufmerksamkeit sollte in Zusammenhang 

mit der Digitalisierung in der ambulanten Pflege dem 

Thema Datenschutz gewidmet werden.“
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1 Deutscher Bundestag (2014), S. 487.

2 Zum bedeutenden Unterschied von Personalmangel 

und Fachkräftemangel vgl. Bury (2013), S. 79 ff.

  Die Tatsachen sind weitgehend bekannt: Eine 
verlängerte Lebenserwartung, die unter  anderem 
damit im Zusammenhang stehende Zunahme 
chroni scher und altersbedingter Krankheiten, die 
deutliche Zunahme dauerhaft Unterstützungs- 
und Pflegebedürftiger: All dies hat die Frage nach 
der Zukunft der pflegerischen Versorgung in den 
Fokus politischer und gesellschaftlicher Aufmerk-
samkeit gerückt. Doch während mit verschiede-
nen Reformen der Pflegeversicherung die Ver-
sorgungssituation angegangen wurde, wirken sich 
die Maßnahmen ganz offensichtlich nicht auf die 
Arbeitsbedingungen oder auch Verdienste der 
Pflege kräfte aus. 

Und so konstatiert auch der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheits-
wesen in seinem letzten Gutachten: 1 

„Obschon dem Fachkräftemangel auch in der  Politik 
vermehrt Aufmerksamkeit geschenkt wird und 
begonnen wurde, Maßnahmenbündel zu disku tieren 
und zu verabschieden (…), stößt das Thema ins-
gesamt noch nicht auf die seiner Bedeutung gebüh-
rende politische Resonanz. Die regionalen Unter-
schiede zeigen, dass dringend ein abgestimmtes, 
systematisches Vorgehen gemeinsam mit den regio-
nalen Akteuren geboten ist.“

Pflege: Personal- und Fachkräfte-
mangel 2 im Bund – massiver noch  
in Bremen

Die Zahlen zeigen, dass der erwähnte Fachkräfte-
mangel insbesondere die Alten-, Gesundheits- und 
Krankenpfleger mit einer dreijährigen Ausbil  dung 
betrifft. Die sogenannte Engpassanalyse der  Agentur 
für Arbeit vom Dezember 2016 weist für den Bund 
aus, dass auf 100 gemeldete offene  Stellen in 
der Altenpflege rechnerisch lediglich 36 Ar beits-
lose kommen. Für erhebliche Besetzungsprobleme 
 sprechen auch die sogenannten Vakanzzeiten –  

In aller Kürze:

Der Fachkräftemangel in der Pflege ist in Bremen deutlich ausge-
prägter als im Bund. Insgesamt müssen die Arbeitsbedingungen in 
dieser Branche als sehr belastend gelten – was unter anderem dazu 
führt, dass Pflegekräfte einer Befragung zufolge Teilzeit vor allem 
ausüben, weil eine Vollzeitstelle als zu anstrengend empfunden 
wird. Die Teilzeitquoten in Alten- und Krankenpflege sind sehr hoch, 
ursächlich sind neben der hohen Belastung auch arbeitsökonomi-
sche Erwägungen der Betriebe, für die Teilzeitbeschäftigte flexibler 
einsetzbar sind. Die Verdienststrukturen sind regional sehr unter-
schiedlich. So wird in der Bremer Altenpflege deutlich weniger ver-
dient als im westdeutschen Schnitt. Ein nach Region und Trägern 
fragmentiertes Verhandlungssystem, an dem die Einrichtungen, die 
 Kommunen, die Pflege- und Krankenkassen beteiligt sind, führt zu 
einer zer splitterten Landschaft, in der Arbeitnehmerinteressen unter 
die Räder kommen. Abhilfe können Tarifverträge, aber auch politische 
Vorgaben zum Beispiel zur Mindestbesetzung in Kranken häusern 
schaffen.

Elke Heyduck

Der Respekt  
kommt nicht an
 

Teilzeit, niedrige Verdienste und  
schlechte Arbeitsbedingungen in der Pflege
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3 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2016), S. 14.

4 Bundesagentur für Arbeit (2016), S. 13.

5 Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung.

6 Und hier insbesondere Höhmann /  Lauten schläger /  

Schwarz (2016).

7 Vgl. Benedix/Medjedović (2014), S. 34.

Verdienste und Arbeitsbedingungen: 
schlechte Karten für die Pflege

Es gibt viele Gründe, warum Berufe in den Augen 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer reiz-
voll sind oder nicht. In der Pflege kann man sicher 
davon ausgehen, dass die Beschäftigten in hohem 
Maße intrinsisch motiviert sind und ihren Beruf 
mit großer Verantwortungsbereitschaft ausüben. 
Um  gekehrt verbindet sich mit diesem Berufsethos 
natürlich auch eine höhere „Sensibilität“, wenn 
Ansprüche, die man an die Ausübung seiner Tätig-
keit stellt, nicht mehr eingelöst werden können. 
Stellvertretend für die Belastungen, die sich in der 
Pflege aus dem ökonomischen Druck, damit ein-
hergehender Personalknappheit und schließlich 
– aus Sicht der Pflegekräfte – schmerzlichen Ab -
strichen bei den psychosozialen und kommunika-
tiven Aspekten der Patientenversorgung ergeben, 
sei auf den Pflege-Report 2016 „Die Pflegenden 
im Fokus“ verwiesen. 6 Wirtschaftlichkeitsgesichts-
punkte grenzen die Möglichkeiten, den Pflege beruf 
ganzheitlich ausüben zu können, erheblich ein – 
und zwar sowohl im Krankenhaus wie in der statio-
nären oder ambulanten Altenpflege. Damit schwin-
den die  Ressourcen bei den Pflegekräften selbst, 
ihre körper lich und psychisch anspruchsvolle Arbeit 
zu verrichten. Dass sich diese Rahmenbedingun-
gen trotz politischer Versprechen nicht verbessert 
haben, verschärft das Gefühl der Ohnmacht und 
mangelnden Respekts. Auch eine Befragung Pflege-
beschäftigter im Auftrag der Arbeitnehmerkammer 
hat zu ähnlichen Erkenntnissen geführt. 7 

Im Zusammenhang mit den belastenden  Faktoren 
der Pflegearbeit verweisen Studien dabei auch 
immer wieder auf die extrem hohe Teilzeitquote 
in der Pflege. Sie ist zum einen Ausdruck betriebs-
wirtschaftlicher Überlegungen – viele Stellen wer-
den nur als Teilzeitstellen ausgeschrieben: Teil-
zeitkräfte sind eher bereit, Überstunden zu leisten, 
können leichter aus arbeitsfreien Zeiten geholt 
 werden – eine Dauerproblematik in der Pflege – 
und verur sachen im Krankheitsfall geringere Aus-
fälle.  Darüber hinaus gehen viele Untersuchungen 
jedoch davon aus, dass Pflegekräfte ihre Arbeitszeit 
immer häufiger selbst reduzieren, um sich an ge-
sichts zunehmender Belastungen selbst zu schützen 
– die sogenannte „Flucht in Teilzeit“.

also die Dauer, die eine Stelle unbesetzt bleibt. 
Gemeldete Stellenangebote für examinierte Alten-
pflegefachkräfte und  spezialisten sind im Bundes-
durchschnitt 162 Tage vakant. 3 Bei Gesundheits- 
und Krankenpflegefachkräften ist die Lage nicht 
 weniger dramatisch: Hier beträgt die Vakanzzeit 
von Stellen angeboten 132 Tage (+40 Prozent über 
dem Durchschnitt aller Berufe). Auf 100 gemeldete 
 Stellen kommen rechnerisch 64 Arbeitslose. Die 
Bundesagentur schreibt: „Im Vergleich zum Vorjahr 
ist eine zunehmende Verknappung zu erkennen.“ 4 

Wie sieht es für Bremen aus? Aktuelle Zahlen  liegen 
vor für November 2016. Demnach ist die Situa-
tion hier noch um einiges dramatischer. Schon in 
der Gesundheits- und Krankenpflege kommen hier 
lediglich 44 Bewerber auf 100 Stellen. Die Vakanz-
zeit ist dementsprechend noch um 27 Tage  länger 
als im Bund: 159 Tage bleibt eine solche Fach-
kraftstelle in Bremen im Durchschnitt un besetzt. 
Gravierender ist die Situation in der Altenpflege. 
Im Jahr 2016 waren durchschnittlich 138 sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitsstellen für Fachkräfte 
gemeldet bei einem Bestand von lediglich 37 ent-
sprechend qualifizierten Arbeitslosen. Somit kom-
men im Schnitt auf 100 Arbeitsstellen 26 Arbeits-
lose. Die Vakanzzeit liegt bei 227 Tagen. Das ist 
der höchste Wert aller registrierten Berufs gruppen! 
Gegenüber dem Vorjahr ist dies noch mal ein Plus 
von 78 Tagen. Die Vakanzzeit Altenpflege liegt 
also um 68 Tage über der schon hohen Vakanzzeit 
Gesundheits- und Krankenpflege. 5 

„Eine Fachkraftstelle in der Altenpflege 
bleibt in Bremen 227 Tage unbesetzt.“

—  65



—  Bericht zur Lage 2017 

Die folgenden Tabellen geben einen Überblick über Voll- und Teilzeitstellen in 
Pflegeeinrichtungen und im Krankenhaus. Da die  Statistiken nicht miteinander 
kompatibel sind, lassen sich für die ambulanten und stationären Pflegeeinrich-
tungen nur Teilzeitquoten für alle dort Beschäftigten ermitteln. Im Krankenhaus 
wird die Teilzeitquote für die Beschäftigten im Pflege dienst extra ausgewiesen.
 Demnach arbeiteten im Dezember 2015 im Bereich stationärer Pflege  
73,6 Prozent allen Personals in Teilzeit. In den ambulanten Einrichtungen waren 
es sogar 79,7 Prozent. Im Pflegedienst der 14 Bremer Krankenhäuser arbei teten 
2.285 oder 50 Prozent von 4.551 Beschäftigten in Teilzeit oder waren gering fügig 
beschäftigt. 8

8 Alle Zahlen: Statistisches Landesamt Bremen (2016).

Berufsgruppe 2015

insgesamt darunter weiblich

Beschäftigte insgesamt 1) 10.621 8.064

Pflegedienst (Pflegebereich) 4.551 3.852

 darunter Teilzeitbeschäftigte / geringfügig Beschäftigte 2.285 2.123

 davon Gesundheits- und Krankenpfleger/-innen 3.781 3.128

Krankenpflegehelfer/-innen 108 91

Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/-innen 474 465

sonstige Pflegepersonen (ohne/mit staatlicher Prüfung) 188 168

Abbildung 1: 
Pflegepersonal im Land Bremen im Dezember 2015 nach SGB XI

Abbildung 2: 
Pflegedienst in Krankenhäusern in 2015

Ambulante  
Pflegeeinrichtungen

Stationäre  
Pflegeeinrichtungen

Pflegeeinrichtungen  
insgesamt

insgesamt weiblich insgesamt weiblich insgesamt weiblich

Beschäftigte insgesamt 4.946 4.298 6.372 5.326 11.318 9.624

davon

 Vollzeitbeschäftigte 918 710 1.239 871 2.157 1.581

 Teilzeitbeschäftigte 3.940 3.517 4.687 4.125 8.627 7.642

davon

  staatlich anerkannte/r Altenpfleger/-in 832 694 1.421 1.138 2.253 1.832

  staatlich anerkannte/r Altenpflegehelfer/-in 358 323 710 630 1.068 953

  Gesundheits- und Krankenpfleger/-in 967 825 325 283 1.292 1.108

 Krankenpflegehelfer/-in 164 148 32 29 196 177

  Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in 109 105 17 17 126 122

 geschätzte Vollzeitäquivalente 1) 3.150 2.711 4.460 3.679 7.610 6.390

1) Abweichungen in den Summen ergeben sich aus Rundungen.

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen (2016); eigene Berechnungen

1) Voll- und Teilzeitbeschäftigte sowie geringfügig 

Beschäftigte (ohne Schüler/-innen und Auszubildende)

einschließlich nebenberufliches Personal.

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen (2016)
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9 Vgl. Becka / Evans / Öz (2016). 10 Ebenda, S. 12.

für Teilzeit bei Frauen – in den Antworten standen 
Kinder betreuung und Haushaltsführung zur Aus-
wahl – werden von Pflegebeschäftigten mit Abstand 
am seltensten genannt. Insgesamt, so resümieren 
die Autorinnen, sei „das Teilzeitprofil in den Pflege-
berufen erheblich durch die hohen Belastungen 
gekennzeichnet“ 10.

Verdienste – regional sehr 
 unterschiedlich

Auch wenn sich die Rankings, was deutschen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wichtig 
ist, immer wieder graduell verschieben: Das Gehalt 
rangiert zwar häufig nach der Sicherheit und dem 
 Kollegium – aber es ist immer weit oben zu  finden. 
Nach einer Online-Befragung des WSI-Lohnspiegels 
aus dem Jahr 2010 sind Pflegebeschäftigte deutlich 
unzufriedener mit ihrem Gehalt als Beschäftigte in 
anderen Branchen. Zwar werden wir noch sehen, 
dass man die Verdienste in der Pflege nicht über 
einen Kamm scheren kann – Tatsache ist jedoch, 
dass diese anspruchsvollen Berufe bei der Lohnent-
wicklung anderen Bereichen deutlich hinterher-
hinken. Die Ursachen hierfür sind vielfältig, das 
sollte jedoch nicht davon abhalten, diese genau zu 
analysieren und Verbesserungen von verschiedenen 
 Seiten zu initiieren. Dabei ist die geringe Bewertung 
„typisch weiblicher“ Berufe sicherlich das dickste 
Brett, das es sowohl gesellschafts- wie auch tarif-
politisch zu bohren gilt. In der Pflege spielen aber 
zum Beispiel auch fehlende Aufstiegsmöglichkeiten 
beziehungsweise wenig klare Qualifizierungswege 
eine Rolle – bis hin zum Reformstau, der akademi-
sierten Pflegebeschäftigten wenig Arbeitsmöglich-
keiten mit entsprechend höherem Verdienst er -
möglicht. Ganz sicher aber spielt die bereits vor  
20 Jahren eingeleitete Ökonomisierung des Gesund-
heitsbereichs bei der Lohnentwicklung eine maß-
gebliche Rolle. Sie ging insbesondere im Bereich der 
ambulanten Pflege mit einer deutlichen Ausweitung 
privater und häufig nicht tarifgebundener Anbieter 
einher, setzte aber durch die Einführung von Pau-
schalen und Wettbewerb vor allem die öffentlichen 
und freigemeinnützigen Träger unter Druck. Durch 
diese neue Anbieterstruktur, vor allem durch den 
Verlust der öffentlichen, kommunalen Anbieter ver-
fiel die Tarifbindung zusehends. 

Woher kommt die hohe Teilzeitquote 
in der Pflege?

Befragungen, die die Sicht der Beschäftigten dar-
stellen und damit verlässlich Aufschluss über die 
subjektiven Gründe für Teilzeitarbeit liefern, gibt es 
bislang kaum. Eine Studie des Instituts Arbeit und 
Technik in Gelsenkirchen hat jüngst dazu beige-
tragen, diese Lücke zu schließen. 9 

Die Studie präsentiert Ergebnisse einer Sonderaus-
wertung der fortlaufenden LohnSpiegel- Erhebung 
des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Ins-
tituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung. Befragt 
 wurden unter anderem Pflegekräfte danach, wie sie 
ihre Arbeitsbedingungen im Branchen- und Berufe-
vergleich einschätzen und welche Gründe sie für 
Teilzeitarbeit haben. Innerhalb der Pflegeberufe 
zeigte sich, dass Beschäftigte in Helferberufen die 
höchsten Teilzeitanteile haben – auch gegenüber 
anderen frauendominierten Berufen (Helfer in der 
Altenpflege: 63,9 Prozent; Helfer in der Gesund-
heits- und Krankenpflege 53,8 Prozent). Aber auch 
bei den Fachkräften kommen beide Berufe nach 
 dieser Befragung auf 37 beziehungsweise 40 Pro-
zent. Hinzu kommt, dass die Teilzeitstellen deut-
lich häufiger befristet waren als die Vollzeit stellen. 
Interessant in der Diskussion um Teilzeit in der 
Pflege ist nun, dass als dominanter Grund für das 
Ausüben einer Teilzeitbeschäftigung mit 41 Pro-
zent der Nennungen (Mehrfachnennungen waren 
möglich) angegeben wird, eine Vollzeitstelle sei zu 
stressig beziehungsweise belastend. Auch „für sich 
selbst benötigte Zeit“ rangiert mit 33,8 Prozent weit 
vorne und verweist den Autorinnen nach auf das 
Bedürfnis nach Ausgleich. Die „klassischen“ Gründe 
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11 Vgl. Evans (2016).

Auch für die jüngste Zeit lässt sich zeigen, dass im 
gesamten Bereich Gesundheit und Soziales in den 
vergangenen drei Jahren gerade einmal die Infla-
tion ausgeglichen wurde, die für den angegebenen 
Zeitraum 2,8 Prozent betrug. Differenziert man den 
Bereich weiter aus, sind es insbesondere die beruf-
lich Qualifizierten ohne zusätzliche Weiterbildung 
– also zum Beispiel das klassisch dreijährig ausge-
bildete Pflegepersonal – die sogar Reallohnverluste 
hinnehmen mussten (Abbildung 4).

Für die vergleichsweise schwachen, zusätzlich aber 
nach Regionen und Berufen höchst unterschied-
lichen Verdienste sind aber auch die unterschied-
lichen Finanzierungswege in der Kranken- und 
Altenpflege, wie auch die regional unterschied-
lichen Verhandlungsszenarien entscheidend. So 
 stehen die Krankenhäuser zwar durch die Einfüh-
rung der Fallpauschalen (DRGs) ökonomisch auch 
unter Druck, immerhin aber gibt es hier durch die 
Krankenkassen nach wie vor eine „Vollfinanzie-
rung“ der erbrachten Leistung. In der stationären 

Altenpflege dagegen ist durch die Pflegeversiche-
rung lediglich ein Teil der Kosten gedeckt, der Rest 
muss am Markt erzielt werden beziehungsweise 
soweit es sich bei den zu Pflegenden um Grund-
sicherungsempfänger handelt, mit den Kommu-
nen verhandelt werden. In der Altenhilfe gelten je 
nach Bundesland unterschiedliche Pflegesätze, es 
gibt länderspezifische Verordnungen über perso-
nelle Anforderungen in stationären Pflegeeinrich-
tungen und länderspezifische Personalrichtwerte. 
Die einrichtungs- und trägerspezifischen (öffent-
lich, privat oder freigemeinnützig) Vergütungsver-
einbarungen legen den Spielraum fest, der für Lohn-
zahlungen zur Verfügung steht. In einer Expertise 
für die Friedrich-Ebert-Stiftung zu den Arbeitsbe-
ziehungen der Care-Arbeit schreibt Pflegeexpertin 
Michaela Evans (IAT Gelsenkirchen), ein fragmen-
tiertes Verhandlungssystem habe zu einer  regional 
unterschiedlichen Entgeltstruktur geführt, die je 
nach Trägern und Region zu ebenso zersplitterten 
Arbeitsbedingungen führt. 11 

Abbildung 3: 
Entwicklung der Arbeitnehmerverdienste (Vollzeit)

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen, Statistische Jahrbücher 

2013 und 2016    

2012 2015
Veränderung 

in Prozent

alle Wirtschaftszweige
Männer  3.741 €  3.928 € 5,0 %

Frauen  2.916 €  3.148 € 8,0 %

Gesundheit und Soziales
Männer  4.339 €  4.454 € 2,7 %

Frauen  3.095 €  3.186 € 2,9 %

Verarbeitendes Gewerbe
Männer  4.124 €  4.441 € 7,7 %

Frauen  3.144 €  3.575 € 13,7 %

Entwicklung der Verbraucherpreise (2010 = 100)  
in Prozentpunkten

2,8 %

Abbildung 4: 
Arbeitnehmerverdienste (Vollzeit) im Wirtschaftszweig 
„Gesundheit und Soziales“ nach Leistungsgruppen

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen, Statistische Jahrbücher 

2013 und 2016    

2012 2015
Veränderung 

in Prozent
Arbeitnehmer in  
leitender Stellung

 7.382 €  7.812 € 5,8 %

herausgehobene  
Fachkräfte

 3.664 €  3.911 € 6,7 %

Fachkräfte  2.747 €  2.817 € 2,5 %

angelernte Arbeitnehmer  2.126 €  2.290 € 7,7 %

ungelernte Arbeitnehmer  1.735 €  1.839 € 6,0 %

Entwicklung der Verbraucherpreise (2010 = 100)  
in Prozentpunkten

2,8 %
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12 Vgl. Bispinck u.a. (2013), S. 3.

Eine Auswertung der Verdienste in der Kranken- 
und der Altenpflege nach Bundesländern belegt 
diese Zersplitterung:
 

1) Beschäftigte insgesamt über alle Anforderungsniveaus hinweg. 
2) Für Bremen sind die Entgeltangaben zu den Fachkräften in der Altenpflege aufgrund von zu geringen  

Fallzahlen unscharf.
3) Für Bremen und Saarland sind die Entgeltangaben zu den Helfern in der Kranken- und Altenpflege  

aufgrund von zu geringen Fallzahlen unscharf.   

Anm.: Daten vor der Revision der Beschäftigungsstatistik; Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ohne  

Auszubildende in Vollzeit; o. S. = ohne Spezialisierung"

Quelle: Bogai / Seibert/Wiethölter (2016), S. 98 f.       

Abbildung 5: 
Monatliche (Median-)Bruttoentgelte der Fachkräfte und der Helfer in den 
Pflegeberufen und ausgewählten Vergleichsgruppen (in Euro, 2013)

Demnach verdienen die Fachkräfte der  Gesundheits- 
und Krankenpflege auch im Vergleich der west-
deutschen Bundesländer noch recht gut – sie  liegen 
auf Platz zwei hinter dem Saarland und noch vor 
Baden-Württemberg. Hier schlägt sich die ver-
gleichsweise hohe Tarifbindung in den Bremer 
Krankenhäusern nieder – während zum Beispiel in 
Hamburg, wo die Privatisierung der Krankenhaus-
landschaft deutlich vorangeschritten ist, niedrigere 

Löhne erzielt werden. 12 Insgesamt muss aber fest-
gestellt werden, dass die Lohnentwicklung in den 
pflegerischen Berufen unterdurchschnittlich war 
und ist. Dabei fällt die Altenpflege erheblich hin-
ter die Krankenpflege zurück. Und Bremen belegt 
dabei auch noch einen der – in Westdeutschland 
–  hinteren Plätze. Nur Niedersachsen, Berlin und 
Schleswig-Holstein stehen in puncto Lohn noch 
schlechter da. 
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Fachkräfte Helfer alle 
Beschäf-

tigten ¹)Gesundheits-  
und Kranken-
pflege (o. S.)

Alten- 
pflege 
(o. S.)

Alle 
Fach- 
kräfte

Gesundheits- 
und Kranken-
pflege (o. S.)

Alten- 
pflege 
(o. S.)

alle 
Helfer

Schleswig-Holstein 3.015 2.325 2.612 2.180 1.656 1.978 2.740

Hamburg 3.003 2.571 2.932 2.479 1.978 2.031 3.380

Niedersachsen 3.016 2.209 2.710 2.316 1.625 2.086 2.876

Bremen 2) 3) 3.240 2.366 2.917 2.517 1.705 2.229 3.221

Nordrhein-Westfalen 3.202 2.692 2.888 2.584 2.092 2.197 3.086

Hessen 3.086 2.484 2.934 2.375 1.811 2.114 3.244

Rheinland-Pfalz 3.151 2.525 2.801 2.592 1.748 2.160 2.950

Baden-Württemberg 3.183 2.725 3.006 2.491 1.897 2.321 3.270

Bayern 3.135 2.709 2.824 2.408 1.925 2.167 3.075

Saarland 3) 3.293 2.585 2.956 2.381 1.979 2.317 3.081

Berlin 2.831 2.271 2.480 1.826 1.585 1.699 2.816

Brandenburg 2.647 1.994 2.067 1.842 1.449 1.652 2.240

Mecklenburg-Vorpommern 2.636 1.945 1.980 1.802 1.444 1.587 2.138

Sachsen 2.657 1.784 1.980 1.732 1.396 1.640 2.190

Sachsen-Anhalt 2.808 1.743 2.061 2.053 1.397 1.613 2.235

Thüringen 2.800 1.982 2.069 1.863 1.446 1.589 2.181

Deutschland 3.042 2.441 2.731 2.346 1.741 2.070 2.960

Ostdeutschland 2.738 1.945 2.099 1.854 1.495 1.632 2.317

Westdeutschland 3.139 2.568 2.865 2.470 1.855 2.179 3.094
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13 www.tarifgemeinschaft-pflege-bremen.de.

14 Vgl. Evans (2016), S. 41.

Alles in allem werfen die Erkenntnisse zu den Ar -
beitsbedingungen wie auch den Verdiensten die 
Frage nach Strategien zur Verbesserung sehr deut-
lich auf. Dabei gelten in der Pflege aufgrund der 
unterschiedlichen und nach Art der Träger und 
Region zersplitterten Finanzierungswege be  sondere 
Bedingungen. In Bremen etwa hat sich als Reak-
tion auf die Abwärtsspirale in der Altenpflege eine 
Tarifgemeinschaft Pflege gegründet. Ziel ist es 
laut Homepage, „gute und einheitliche Beschäfti-
gungsbedingungen in der Altenpflege in Bremen 
und Bremer haven zu schaffen“ 13. Ein erster Schritt 
war, einen Ausbildungstarifvertrag für die Alten-
pflege abzuschließen und damit den Anschluss 
an die Ausbildungsvergütungen in der Kranken-
pflege zu erreichen. Die Hoffnung, diesen Tarifver-
trag durch die Politik für allgemein verbindlich zu 
erklären, ist allerdings gescheitert. Derzeit steht ein 
„Tarifvertrag Pflege in Bremen“ zwischen der Tarif-
gemeinschaft und Verdi kurz vor dem Abschluss. 
Michaela Evans nennt diese Zusammenschlüsse 
„Bündnisse des letzten Augenblicks“ – sie entste-
hen in wirtschaftlich schwachen Regionen, in denen 
ein enormer Preis- und Marktdruck die Abwärts-
spirale weiter dreht. 14  Dabei ist klar: Wenn sich 
die Arbeitsbedingungen inklusive der Verdienste 
in der Pflege nicht deutlich bessern, wird der Fach-
kräftemangel ebenso deutlich auf die Qualität der 
Leistung durchschlagen. Wo immer weniger ausge-
bildetes Personal für immer mehr Patienten zustän-
dig wird, kann „gute Pflege“ nicht mehr gelingen.

Forderungen:

 Land und Kommune müssen als Verhandlungs-
partner sowohl bei Pflegesätzen als auch bei 
Tarifverträgen die trägerübergreifenden Strate-
gien im Sinne guter Beschäftigung unter stützen. 
Der Tarifvertrag Pflege in Bremen ist ein rich-
tiger Schritt, um hier Maßstäbe zu setzen. Die 
Politik ist aufgefordert, alle Spielräume zu 
 nutzen, um den Tarifvertrag im Anschluss für 
allgemein verbindlich zu erklären. Nur dann 
profitieren auch Beschäftigte in privaten Ein-
richtungen.

 Personalplanung in der Pflege darf nicht nach 
Kassenlage stattfinden – sie muss sich an den 
tatsächlichen Bedarfen orientieren. Eine gesetz-
lich verankerte, bundesweit gültige Personal-
bemessung muss sich auf Personalstärke und 
Qualifikation beziehen und den Fachkräften 
den Rücken stärken. Die Bremer Landesregie-
rung muss sich angesichts des besonders aus-
geprägten Fachkräftemangels für eine solche 
Personal bemessung einsetzen. Solange diese auf 
sich warten lässt, hat jüngst das Saarland einen 
bemerkenswerten Vorstoß gemacht: Das dortige 
Gesundheitsministerium will im Krankenhaus-
plan des Landes eine solche Personalbemessung 
verankern, um beispielsweise zu verhindern, 
dass eine Fachkraft nachts alleine auf einer 
 Station ist. Dieser juristisch geprüfte Weg muss 
für die Bremer Krankenhausplanung übernom-
men werden.

 Seit Anfang 2015 haben die Kostenträger – also 
auch die Kommunen – das Recht zu kontrol-
lieren, ob die Entgelte, auf denen die Verein-
ba rungen basieren, tatsächlich an die Beschäf-
tigten weitergegeben wurden. Von dieser 
Mög lichkeit sollte in Bremen und Bremerhaven 
mindestens stichprobenhaft Gebrauch gemacht 
werden.

„Wo immer weniger ausge bildetes Personal 
für immer mehr Patienten zuständig wird, 
kann ‚gute Pflege‘ nicht mehr gelingen.“
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Was ist eigentlich Entgrenzung? 

  Obwohl das Thema Entgrenzung von Arbeit 
derzeit Konjunktur hat, ist es genau besehen nicht 
neu, sondern seit dem Ende der 1990er-Jahre ein 
viel diskutiertes Sujet. Der Begriff der „Ent grenzung 
von Arbeit“ beschreibt eine Vielzahl von Verände-
rungsprozessen, durch die moderne Arbeits- und 
Beschäftigungsverhältnisse gekennzeichnet sind. 
Grenzziehungen, die bisher charakteristisch und 
strukturierend für Erwerbsarbeit waren, werden 
reduziert oder aufgelöst. Gemeint sind nicht nur 
veränderte Arbeitsformen wie Leiharbeit, Werk-
verträge oder das stetige Anwachsen der Zahl von 
bezahlten und unbezahlten Überstunden; sondern 
auch recht neue Entwicklungen wie agiles Arbeiten 
in standortübergreifenden Teams, konzerninterne 
Vergabemärkte im Rahmen von Crowdsourcing 
oder mobiles Arbeiten an jedem Ort. 

Das Normalarbeitsverhältnis ist in 
der Defensive

Vor dem Hintergrund des sogenannten Normal-
arbeitsverhältnisses lassen sich unterschied liche 
Dimensionen von Entgrenzung fassen, wie die  
Pluralisierung der Beschäftigungsformen und 
erwerbsbiografische Unsicherheiten; die zeitliche 
Entgrenzung der Arbeit sowie die Subjektivierung, 
Verdichtung und Intensivierung von Erwerbs arbeit. 
Gemeinsam ist diesen Veränderungstendenzen im 
Rahmen der Entgrenzung, dass ihnen Rationali-
sierungs- und Kosteneinsparungsstrategien der 
Betriebe zugrunde liegen.

In aller Kürze:

Entgrenzung von Arbeit ist kein neues Phänomen. Traditionell waren 
Freiberufler und Selbstständige wie Anwälte, Architekten oder 
 Kreative betroffen. In den 1990er-Jahren kamen Ingenieure und 
IT-Mitarbeiter hinzu. Mittlerweile sind viele Berufstätige in unter-
schiedlichen Branchen betroffen: Gastronomie, Logistik,  Einzelhandel.
Umso mehr ist es das Gebot der Stunde, diesen Tendenzen durch 
gute und sinnvolle gesetzliche oder tarifvertragliche Regulierungen 
Einhalt zu gebieten.

 Im Bereich der Ingenieure und der Wissensberufe bedarf es vor 
allem der Regulierung der sich immer weiter ausbreitenden Mobil-
arbeit. Hierzu gibt es bereits gute Beispiele für entsprechende 
Betriebsvereinbarungen (BMW, Telekom, Mercedes, Bosch).

 Insbesondere im Einzelhandel ist der Gesetzgeber gefordert, der 
Zersplitterung des Arbeitstages in „bedarfsgerechte Zeit-Häpp-
chen“ auf Abruf durch entsprechende gesetzliche Regulierungen 
entgegenzuwirken: Kein weiterer Ausbau der Sonntagsarbeit und 
eine Re  duzierung der zum Teil extrem ausgeuferten Ladenöff-
nungszeiten könnten helfen.

Die neue Studie der Arbeitnehmerkammer „Entgrenzung von Arbeit 
und ihre Auswirkungen auf Familie und Gesundheit“ zeichnet die 
Auswirkungen von Entgrenzung der Arbeit anhand von Fallbei spielen 
aus den Bereichen des Engineerings und des Einzelhandels nach. 

Rena Fehre – Impulsgeber Zukunft e. V.

Entgrenzung von Arbeit: 
Auswirkung auf  
Familie und Gesundheit
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Ansätze „indirekter Steuerung“, die sich durch stei-
gende Anforderungen an die Selbstorganisation und 
Selbstkontrolle der eigenen Arbeit auszeichnen und 
zu starker Belastung und Selbstausbeutung führen 
können. 

„Indirekte Steuerung“ als spezifische Manage-
ment- und Organisationsform kommt eigentlich 
aus dem Ingenieur- und IT-Bereich. Sie basiert 
darauf, dass das Management nicht die einzel-
nen Arbeitsprozesse Schritt für Schritt plant 
und vorgibt, sondern im Rahmen definierter und 
abgegrenzter Projekte Ziele und  Ressourcen 
bestimmt. Im Rahmen dieser Vorgaben  können 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Ent-
scheidungen über die Arbeitsaufteilung, den 
zeitlichen Ablauf und im Prinzip auch über den 
Arbeitsort selber bestimmen; dies nennt man 
auch „zielorientierte Projektarbeit“.

Im Engineering ist die Arbeit hingegen durch einen 
hohen Grad der Selbstorganisation bei  flacheren 
Hierarchien gekennzeichnet – was theoretisch mehr 
Handlungsoptionen birgt. Leistungsdruck wird 
hier durch eine indirekte Steuerung aufgebaut, wie 
Zielvorgaben bei Terminen, Projekten und in der 
Kunden betreuung, die zu einer Intensivierung der 
Arbeit und/oder Überstunden führen. 

Im Rahmen einer von der Arbeitnehmerkammer 
beauftragten qualitativen Studie 1  wurden dazu in 
zwei Branchen die Schattenseiten der Ent grenzung 
von Arbeit hinsichtlich der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie und der Gesundheit ausgeleuch-
tet. Bewusst wurden mit dem Einzelhandel und 
dem Engineering zwei sehr unterschiedliche Bran-
chen untersucht, um den Blick auf die viel fältigen 
Be  lastungserscheinungen und damit vielfältigen 
Bedarfe und der Suche nach notwendigen Lösungs-
strategien zu richten.

Der Einzelhandel als typische Frauenbranche ist 
durch einen großen Anteil atypischer und prekärer 
Beschäftigung, wie Teilzeitjobs, Minijobs, Schicht-
arbeit und Leiharbeit geprägt. In der männerdomi-
nierten Branche Engineering finden sich dagegen 
nahezu ausschließlich Vollzeitarbeitsplätze. Damit 
Stammbelegschaften aber möglichst klein bleiben 
bei gleichzeitig hoher Flexibilität, wird im Engi-
neering je nach Branche oftmals auf Leiharbeit oder 
Werkverträge zurückgegriffen.

Im Einzelhandel sind geringere Qualifikationen und 
niedrige Löhne die Regel, die Beschäftigten sind 
dort relativ leicht „austauschbar“. Die Markt- und 
Verhandlungsmacht der einzelnen Beschäftigten 
wird dadurch per se erschwert. Die Beschäf tigten 
erfahren eher geringere soziale Wertschätzung 
und Anerkennung ihrer Leitungen. Im Engineering 
wird die Arbeit hingegen vergleichsweise gut ent-
lohnt, die Qualifizierungen sind hoch und die Aus-
tauschbarkeit eher gering. Auch wenn die Rahmen-
bedingungen sehr unterschiedlich ausfallen, sind 
beiden Branchen gemeinsam, dass knappe Personal-
bemessung und Leistungsdruck den Arbeitsalltag 
 prägen. Angepasst an den Marktbedarf werden im 
Einzelhandel flexible Arbeitszeiten zentral gesteu-
ert. Durch den permanenten Zugriff auf die Arbeits-
kraft im Rahmen einer stark hierarchischen und 
repressiven Steuerung wird eine Intensivierung und 
Verdichtung der Arbeit betrieben, die durch eine 
Umsatzorientierung zusätzliche Leistungssteigerung 
erzwingt. Damit zeigen sich auch im Einzelhandel 

1 Die Studie wurde im Auftrage der Arbeitnehmer-

kammer durch Impulsgeber Zukunft e. V. und das Zent-

rum für Arbeit und Politik erarbeitet: „Entgrenzung von 

Arbeit und ihre Auswirkungen auf Familie und Gesund-

heit an Beispielen aus dem Lebensmitteleinzelhandel 

und dem Engineering aus Bremen“ 

http://www.arbeitnehmerkammer.de/publikationen/

politikthemen-arbeit-soziales.html. 
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Formen der Entgrenzung kennen 
keine Grenzen

  „Wir haben ein ständig wachsendes 
Arbeitsvolumen und wechselnde An-
forderungen. Die Arbeitnehmer stehen 
schon unter großem Druck.“

  Vertreter des Betriebsrates, Unternehmen im 
Engineering

  

Termine werden kaum noch eingehalten.

  „Ich habe das Gefühl, dass die Termine 
nur dazu da sind, dass man sie nicht 
schaffen kann.“ 

  Vertreter des Betriebsrates, Unternehmen im 
Engineering

  

Arbeitszeitkonten werden nicht selten voll ausge-
nutzt oder überschritten. Teilweise auch durch 
mobile Arbeit, bei der die Erfassung der geleisteten 
Arbeitszeiten undurchsichtig bleibt. Viele Beschäf-
tig te identifizieren sich stark mit der Arbeitsauf-
gabe, was Selbstorganisation erfordert, aber auch  
zu Selbstausbeutung führen kann.
 Die Formen der Entgrenzung in den beiden 
Branchen unterscheiden sich also: Im Einzelhandel 
sind insbesondere atypische Beschäftigungsformen, 
eingebettet in lange Ladenöffnungszeiten, zentral 
gesteuerter Flexibilität, unfreiwilliger  Teilzeitarbeit 
– bei gleichzeitiger Arbeitsintensivierung und 
 häufig anfallender, zum Teil nicht erfasster Mehr-
arbeit – anzutreffen. Der Arbeitsalltag wird dadurch 
stark fragmentiert und unplanbar, Pausen zur Re -
generation werden gekürzt oder entfallen. 

  „Pausen! Die gibt es nicht. Es kommt 
 keiner zu seinen Pausen! (…) es kommt 
keiner zu seiner halben Stunde, ver-
nünftig Pause. Ich mache meine Kasse 
auf Pause, gehe in den Aufenthaltsraum 
(…) ! Zehn Minuten oder fünf Minuten 
später klingelt das Telefon, „kannst mal 
eine zweite Kasse aufmachen …“, dann 
fängt meine Pause von vorne an. Also  
das können wir uns alle knicken (…).“ 

	 	 Beschäftigte / Beschäftigter	in	der	Gruppen­
diskussion, Discounter

  

Selbst Regelungen zum monatlich freien Samstag 
werden nicht selten unterlaufen.

  „Aber wenn ich mal einen Samstag frei-
haben wollte, würde ich keinen Samstag 
bekommen. (…) Da muss man schon hin-
gehen und betteln (…).“

  Beschäftigte/Beschäftigter	in	der	Gruppen­
diskussion, SB-Fachmarkt

  

In den befragten Einzelhandelsbetrieben  wollten 
viele Mitarbeitende ihre Teilzeittätigkeit auf-
stocken, da der geringe Stundenlohn kaum eine 
Existenzsicherung ermöglicht. Eine Aufstockung 
wird allerdings meistens verwehrt. Durch erhöhten 
Teilzeiteinsatz decken die Betriebe ihre betriebs-
wirtschaftlichen Flexibilitätsbedarfe. Schichten 
 können flexibler geplant, Überstunden werden ohne 
Zuschlag häufig angeordnet – das Nachsehen haben 
die Beschäftigten.
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„Die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privat-
leben ist in den untersuchten Betrieben des 
Einzelhandels ausgesprochen schlecht.“

  „Na ja man sagt ja immer, es soll alles 
mit Familie und Beruf vereinbar sein, 
aber wenn wir mal ehrlich sind, haben 
sich die Zeiten geändert. Früher haben 
wir um 8:00 Uhr aufgemacht und heute 
um 7:00 Uhr, ich kann mein Kind um 8:00 
Uhr immer in den Kindergarten  bringen, 
aber kann ich es um 7:00 Uhr in den 
Kinder garten bringen?“

  Vertreterin/Vertreter	des	Betriebsrats,	
 Discounter

  

Mitarbeitende mit eingeschränkter Verfügbarkeit 
werden teilweise gar nicht mehr eingestellt. 
 
  „Und dann habe ich gefragt, wie das 

denn mit Müttern ist, die ihre  Kinder 
abholen müssen, die müssen doch 
auch ihre Zeiten haben und da wurde 
mir gesagt, an solche Leute binden wir 
uns nicht, die werden nicht eingestellt. 
Und das war eine Aussage von meinem 
 damaligen Verkaufsleiter.“

  Beschäftigte / Beschäftigter	in	der	Gruppen­
diskussion, Discounter

  

Auch partnerschaftliche Zeit und der private Aus-
tausch untereinander leiden zum Teil deutlich, 
 insbesondere wenn der Partner auch im Schicht-
modell arbeitet.

  „Abends spät zurück und dann gleich ins 
Bett, da haben wir uns dann schon mal 
drei Tage nicht gesehen.“

  Beschäftigte / Beschäftigter	in	der	Gruppen­
diskussion, Discounter

  

Beruf und Privatleben sind äußerst schwer mitein-
ander zu verbinden. Unter der Kurzfristigkeit leiden 
das Privatleben, die sozialen Beziehungen sowie 
die Möglichkeiten, Erholung und Entspannung zu 
 finden.

Im Engineering ermöglicht die selbst ge  steuerte 
 flexible Arbeitszeit demgegenüber neben der An -
passung an Arbeits-, Kunden- und Projekterforder-
nisse auch – zumindest theoretisch – die Berück-
sichtigung privater Zeitanforderungen. Die 
Verein barkeit von Arbeit und Privatleben gilt als 
ein wichtiger Aspekt zur Steigerung von Motiva-
tion und Zufriedenheit der Mitarbeiter und wird 
in einem untersuchten Unternehmen durch Rege-
lungen begleitet. In der alltäglichen Umsetzung 
 werden aber zwei Realitäten sichtbar: Zwar hat 

  „Viele wollen mehr arbeiten. Geht halt 
nur nicht.“

	 	 Vertreterin/Vertreter	des	Betriebsrats,	
SB-Fachmarkt

  

Bei den überwiegend Vollzeitbeschäftigten im 
Engineering hingegen sind Formen der Entgrenzung 
zu finden, die maßgeblich auf eine Ausdehnung der 
Arbeit – längere und nicht erfasste Arbeitszeiten 
sowie die Zunahme der mobilen Arbeit – zurück-
zuführen sind. Bei gleichzeitiger Intensivierung der 
Arbeit in beiden Branchen stehen sich eine Frag-
mentierung und ein „Ausfransen“ der Arbeit an den 
Rändern – gegenüber. 

Auswirkungen auf Vereinbarkeit von 
Erwerbsleben und Privatleben und 
Gesundheit

Die Vereinbarkeit von Erwerbsleben und Privat-
leben ist in den untersuchten Betrieben des Einzel-
handels ausgesprochen schlecht. Dafür verantwort-
lich ist nicht nur ein stark fragmentierter Arbeitstag 
mit ungünstigen und oft unplanbaren Arbeits zeiten 
bei Ausdehnung der Öffnungszeiten. Die kurz fris-
tige, von den Beschäftigten selbst wenig gestalt-
bare Personaleinsatzplanung und das geringe Inte-
resse der Führungskräfte an einer ausgeglichenen 
Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben ihrer 
 Mit ar  beitenden verschlechtert die Lage. Interessen-
vertretungsorgane sind wenig verbreitet oder 
im Aufbau unter erschwerten Bedingungen. Die 
Beschäftigten sind daher weitgehend auf sich selbst 
gestellt und müssen ihre individuellen Zeitbedarfe 
an einen stark vom Unternehmen reglementierten 
Zeitrahmen anpassen mit entsprechenden Folgen 
für Familie und Freizeit. 
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die Vereinbarkeit von Erwerbsleben und Privat-
leben einen vergleichsweise hohen Stellenwert, aber 
 Leistungs- und Termindruck hindern die Beschäftig-
ten zu häufig daran, die Angebote zu nutzen oder 
ihre flexiblen Arbeitszeitspielräume entsprechend 
zu gestalten. Darüber hinaus räumen die hoch 
quali fizierten, meist männlichen Beschäftigten den 
beruflichen gegenüber familiären Interessen tenden-
ziell den Vorrang ein.

Die Auswirkungen auf die Gesundheit stellen sich 
in den untersuchten Betrieben recht unterschied-
lich dar. Im Einzelhandel ist der Krankenstand in 
den vergangenen Jahren deutlich angestiegen. Zu-
nehmender Leistungsdruck, permanentes Multitas-
king, ungünstige und kaum planbare Arbeitszeiten, 
restriktive Arbeitsbedingungen und geringe Wert-
schätzung führen zu einer erheblichen physischen 
und psychischen Belastung. Unsichere Beschäfti-
gungsverhältnisse oder fehlende Berufspers pektiven 
sowie ein kaum existenzsicherndes Einkommen 
 verstärken die Belastungssituation.

Auch im Engineering hat die psychische Belastung 
durch Arbeit und ihrer  Rahmenbedingungen  
zugenommen. Insbesondere der Leistungs- und 
Termindruck, fehlende Anerkennung der Leis-
tungen und mangelnde Kommunikation belasten. 
Bei Leiharbeitnehmenden wird die Unsicherheit 
durch prekäre Beschäftigungsverhältnisse als nega-
tiver Stress verbucht. Anders als im Einzelhandel 
schlägt sich  dieses Belastungsszenario noch nicht in 
einem erhöhten Krankenstand nieder. Es be  stehen 
in  diesen Fällen noch Schwierigkeiten, den direk-
ten Zusammenhang zwischen den Belas tungen und 
einer möglichen Erkrankung herzustellen. In Einzel-
fällen einer psychischen Erkrankung wird diese 
noch stärker mit individuellen und weniger mit 
strukturellen Ursachen in Verbindung gebracht. 
Die Betriebsräte sehen allerdings in der wachsenden 
Belastung heute schon eine zunehmende Gesund-
heitsgefährdung.

Ausblick und Handlungsoptionen

In beiden Branchen zeigt sich, dass das Zusammen-
spiel von Leistungsdruck, knapper Personalbe-
messung und Formen entgrenzter Arbeit maßgeb-
lich für die Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit 
von Arbeit und Privatleben verantwortlich sind. Die 
zugenommene Belastung birgt zudem gesundheit-
liche Risiken, die im Einzelhandel bereits zu stei-
gen den Krankenständen führen. 
 Die beiden Branchen sind bezüglich der Aus-
prägung der Entgrenzung, der Rahmenbedingungen 
sowie der Handlungsmöglichkeiten und -bedarfe 
sehr unterschiedlich.

 Die diagnostizierten Arbeitsbedingungen, die 
geringen individuellen Einflussmöglich keiten 
und fehlende Vereinbarungen verweisen im 
Einzel handel eindringlich auf die Notwendigkeit 
„neuer“ Grenzziehungen durch kollektive Inte-
ressenvertretungen. Die Gründung beziehungs-
weise Stärkung von Betriebsräten im Einzel-
handel hat daher Priorität. 

 Im Mittelpunkt stehen dabei Regelungen zur 
Personalbemessung mit dem Ziel der Personal-
aufstockung, ein geregelter Umgang mit Mehr-
arbeit und Überstunden, Partizipation bei der 
Dienstplangestaltung mit dem Ziel der besseren 
Planbarkeit der fragmentierten Arbeitszeiten, 
längerfristig angelegte Arbeitseinsatzplanung 
und eine Neufokussierung des betrieblichen 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes, der die Ein-
haltung von Vorschriften überwacht und Ver-
besserungen anstrebt. 

 Insbesondere im Einzelhandel ist aber auch der 
Gesetzgeber gefordert, der Zersplitterung des 
Arbeitstages in „bedarfsgerechte Zeit- Häppchen“ 
auf Abruf durch entsprechende gesetzliche 
Regulierungen entgegenzuwirken: Kein  weiterer 
Ausbau der Sonntagsarbeit wie auch die Rück-
nahme verlängerter Öffnungszeiten könnten 
dazu beitragen, die Arbeitssituation zu ent-
spannen.

„Die von Beschäftigten am häufigsten 
 genannten Belastungen sind hohe Arbeits-
intensität und permanenter Zeit- und  
Leis tungsdruck.“
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Eine Neufokussierung des betrieblichen Gesund-
heitsmanagements  ist insgesamt und insbe-
sondere im Einzelhandel in höchstem Maße not-
wendig. Im Arbeitsschutzgesetz findet sich die 
Verpflichtung und Forderung an den Arbeit-
geber, Maßnahmen zur Verbesserung und Siche-
rung des Gesundheitsschutzes zu treffen. Die 
praktische Umsetzung dieser Vorschriften ist in 
 vielen Betrieben unzureichend. Eine betriebliche 
Gesundheitsförderung erweist sich oftmals als 
komplementäre Strategie zu Vereinbarkeitserfor-
dernissen. Die von Beschäftigten am häufigsten 
genannten Belastungen sind hohe Arbeitsinten-
sität und permanenter Zeit- und Leistungsdruck 
bei der Arbeit. Hier stellt sich die Frage, was 
der Arbeitsschutz in Bezug auf eine Begrenzung 
von Arbeitsintensität und Leistungsdruck  bieten 
kann. Das Arbeitsschutzgesetz  verlangt, den 
Blick auch auf psychische Belastungen und nicht 
allein auf physische zu richten. Die Arbeitsinten-
sität zählt neben der sozialen Unterstützung, 
der Arbeitszeit und dem Handlungsspielraum zu 
den möglichen tätigkeitsübergreifend relevan-
ten psychischen Belastungsfaktoren. Damit fällt 
sie als ein Aspekt der Arbeitsorganisation ein-
deutig in den Bereich des Arbeitsschutzes und 
der Gefährdungsbeurtei lungen. Gefährdungs-
beurteilungen stellen das einzige verbindliche 
gesetzliche Instrumentarium dar, das psychi-
sche Belastungen aufdeckt, thematisiert und 
damit gesicherte Grundlagen zu deren Reduzie-
rung liefern kann. Diese formalrechtliche Inter-
ventionschance gilt es zu nutzen.

In den untersuchten Bereichen des Engineerings 
existieren bereits kollektive Interessenvertretungs-
strukturen. Die Betriebsräte haben eine Vielzahl von 
Vereinbarungen abgeschlossen, die den Beschäftig-
ten Gestaltungsspielräume bei der Arbeitszeit und 
Überlastungsschutz bieten können.

 Aber auch hier steht das zweifellos schwierig 
zu beackernde Feld der Personalbemessung an 
 erster Stelle, um Belastungen der Belegschaften 
zu verringern.

 Einfallstore für eine zeitliche und räumliche Ent-
grenzung der Arbeit, wie sie insbesondere in 
der mobilen Arbeit und im Bereich weniger ver-
bindlicher Arbeitszeitregulierungen zu finden 
sind, gilt es zu schließen. Verbindlichere Zeit      er-
fassung und – im Fall der mobilen Arbeit –  
der zeitlich begrenzte Zugang zu den Systemen 
 können dabei hilfreich sein.

 In den untersuchten Bereichen des Engineer-
ings wurde aber auch deutlich, dass eine Viel-
zahl von Regelungen nicht weiterhilft, wenn 
die mit ihnen intendierte Kultur nicht gelebt 
wird. Von den Interessenvertretungen initiierte 
betriebliche Diskurse können hier förderlich 
sein, um einen „Kulturwandel“ zu unterstützen. 
Eine Schulung von Führungskräften und betrieb-
lichen Entscheidungsträgerinnen und Entschei-
dungsträgern hinsichtlich einer zukunfts fähigen 
Personalpolitik und Unternehmenskultur, die 
langfristig die Balance von Erwerbsleben und 
Privatleben fördert und die Gesundheit der 
Beschäftigten aufrechterhält, ist sicherlich ein 
weiteres probates Mittel. 

 Auf politischer Ebene muss in die Debatte um  
die Qualität der Arbeit die Auseinander setzung 
um Entgrenzung von Arbeit und zunehmen-
den Leistungsdruck vor dem Hintergrund der 
wachsenden psychischen Belastungen von 
Beschäftig ten deutlicher einbezogen werden. 
Um entgrenzungsbezogene Probleme in den 
Blick zu bekommen, sind politische Initiativen 
zur Arbeitsqualität wie die gewerkschaftliche 
 Kampagne „Gute Arbeit“ anschlussfähig. 
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In aller Kürze:

Technologische Innovationen, der internationale Wettbewerb, 
 De regulierung und Ökonomisierung in nahezu allen gesellschaft-
lichen Bereichen führen zur Arbeitsintensivierung, zur Flexibilisie-
rung der Arbeitsverhältnisse. Das beeinflusst das Schutzniveau der 
Beschäftigten: Die arbeitsbedingten Belastungen nehmen infolge von 
Leistungs druck, Instabilität und Stress zu. Zugleich schwinden die 
Ressourcen zur Bewältigung und den Ausgleich zunehmender An -
forderungen. 
 Deshalb muss auch der Arbeits- und Gesundheitsschutz 
 per manent daraufhin überprüft werden, ob er – als Rahmen und als 
Handlungsfeld der Gestaltung gesundheitsgerechter und sicherer 
Arbeitsbedingungen – den geänderten Arbeitswelten gerecht wird. 

Barbara Reuhl 

Arbeitsschutz für  
neue Arbeitswelten
 

1 Vgl. EU-OSHA (2010). 2 Vgl. Rigotti et al. (2014), S. 22 f.

  Arbeitswelten, das ist eine Binsenweisheit, 
verändern sich ständig. Gesellschaftliche und 
 technische Veränderungen greifen dabei zum 
Teil ineinander und verstärken sich gegenseitig. 
Zwei laufende, gegenwärtig aber besonders domi-
nante Entwicklungen stehen hier im Fokus: die 
Digitalisierung und Automatisierung von Arbeits-
pro zessen und die Ausweitung atypischer und 
 prekärer Arbeitsverhältnisse und das damit im Zu    -
sammenhang stehende Belastungsgeschehen. Es 
 entstehen „neue und neu hervortretende  Risiken“ 
(= "emerging risks") für die Sicherheit und die 
Gesundheit bei der Arbeit, wie die Unternehmens-
erhebung der Europäischen Arbeitsschutzagentur 
(OSHA) 1  zeigt. „Neu“ sind demnach Risiken, 

 die zuvor nicht existierten und durch neue Ver-
fahren, neue Technologien, neue Arten von 
Arbeitsplätzen oder durch soziale oder organisa-
torische Veränderungen verursacht werden, 

 wenn seit langer Zeit bekannte Phänomene 
infolge eines Wandels der sozialen oder öffent-
lichen Wahrnehmung als neues Risiko  betrachtet 

 oder wenn bereits lange bestehende Sachver-
halte aufgrund neuer wissenschaftlicher Er -
kenntnisse als Risiko angesehen werden.

Risiken „treten neu hervor“, weil die Zahl der Ge-
fahrenquellen zunimmt, die Exposition gegenüber 
Gefahren erhöht ist, mehr Menschen gefährdet sind, 
schwerere gesundheitliche Folgen auftreten und /
oder mehr Menschen von diesen betroffen sind. 

Neue und neu hervortretende Risiken

Die Digitalisierung der Arbeit führt zu  komplexer 
werdenden Anforderungen für die  Beschäftigten. 
Sie befördert außerdem Arbeitsverdichtung und 
In  formationsüberflutung. Und sie er  leichtert 
 Leistungs- und Verhaltenskontrollen. Deshalb 
 stehen derzeit vor allem psychische Belastungen im 
Zentrum der Debatte. Restrukturierungsprozesse 
wie Fusionen und Übernahmen, Standortverlage-
rungen oder Outsourcing verstärken den Stress und 
Arbeitsdruck und beeinträchtigen das gesundheit-
liche Befinden durch Herz- und Kreislaufprobleme, 
Schlafstörungen, Niedergeschlagenheit. 2  Auch 
im Land Bremen vollziehen sich permanent 
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Abbildung 1: 
Betriebe als Ort lösen sich auf
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3 Vgl. Beneke (2017).

4 Vgl. Salot (2017). 

5 Vgl. Crowdworkingblog (o.  J.) sowie Leimeister /

Shkodran (2013), S. 109 ff. 6 Vgl. Ricke (2017).

Die Auflösung der Betriebe als geregeltem und 
 sozialem Ort ist damit in Gang, Outsourcing ist 
dabei nur eine von vielen Strategien der Verschlan-
kung von Betrieben, wie Abbildung 1 zeigt. Als 
Folge von Digitalisierung und Flexibilisierung von 
Arbeit werden der persönliche Kontakt zwischen 
den Beschäftigten und die kollektive Interessenver-
tretung eher erschwert und soziale Beziehungen – 
eine wesentliche Ressource zur Bewältigung von 
Belastungen – zunehmend instabiler.

Trotz der mit zweijähriger Verzögerung Ende 2016 
erfolgten Novellierung der Arbeitsstättenverord-
nung besteht weiterhin eine Regelungslücke, denn 
sie schließt nur stationäre, vom Arbeitgeber einge-
richtete Bildschirmarbeitsplätze im Privatbereich 
ein, nicht das gesamte Spektrum mobiler Arbeits-
formen. Und die gesetzliche Unfallversicherung 
stellt Beschäftigte in Tele-Heimarbeit gegenwärtig 
schlechter als Beschäftigte in Firmenräumen. 6 

Umstrukturierungen, betroffen sind beispielsweise 
der Bankensektor 3  oder die Logistikbranche, indem 
Lager-, Transport- und Verpackungstätigkeiten aus-
gelagert werden. 4  

Digital gestützte Kommunikation ermöglicht extrem 
flexibilisierte, internetbasierte Arbeit und – neben 
dem Homeoffice – neuere Formen ungeregelter 
Beschäftigung, wie Crowdsourcing oder Cloudwork: 
Teilaufgaben wissensbasierter Arbeit werden aus 
dem Unternehmen ausgelagert an „Clickworker“ 
oder „digitale Tagelöhner“, beispielsweise für Pro-
duktdesign (so praktiziert von Firmen wie Tchibo, 
Starbucks oder der Drogeriemarktkette dm 5). Bei 
der sogenannten Portfolioarbeit wiederum ver geben 
mehrere Arbeitgeber gleichzeitig kleinere Aufträge 
an eine Person und binden sie je nach Bedarf in 
interne Prozesse ein. Auch das Mitarbeiter- Sharing, 
bei dem Arbeitskräfte je nach Auftragslage aus 
einem gemeinsamen Personalpool zwischen ver-
schiedenen Betrieben verliehen werden, ist eine 
neue Form der Organisation von Arbeit. Arbeit auf 
Abruf kommt inzwischen in 13 Prozent der Betriebe 
mit mehr als zehn Beschäftigten vor. 
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Abbildung 2: 
Anteil der jeweiligen Arbeitsverhältnisse im Land Bremen 2016

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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Randbelegschaften: keine 
 Randerscheinung mehr
 
Vollzeitarbeit ist im Land Bremen zwar immer noch 
die am häufigsten vorkommende Beschäftigungs-
form; sie geht jedoch zurück und atypische und 
prekäre Beschäftigung nimmt zu. So ist im Einzel-
handel, der viertgrößten Branche im Land Bremen 
mit insgesamt über 20.000 weiblichen Beschäftig-
ten die absolute Zahl der Arbeitsplätze in den ver-
gangenen zehn Jahren zwar um mehr als 2.800 ge -
stiegen – jedoch zulasten der Vollzeitbeschäftigung, 
vor allem der Frauen: Gut 2.600 der zusätzlichen 
Stellen von Frauen sind Teilzeitarbeitsverhältnisse, 
während gut 900 von Frauen besetzte Vollzeit-
stellen im Saldo abgeschafft wurden. 7    

Teilzeitbeschäftigung dient keineswegs immer einer 
besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie, 
 sondern muss als Strategie verstanden werden, mit 
vielen – dafür aber in geringerem Stundenumfang – 
Beschäftigten eine insgesamt flexible und auf Kante 
genähte Personaldecke zu erreichen. 

Im Land Bremen sind 90.493 (28,4 Prozent) der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftig ten in Teil-
zeitarbeit beschäftigt, 69.643 arbeiten in einem 
Minijob, wie Abbildung 2 zeigt.  Bremen ist zwar 
eine Hochburg der Leiharbeit, doch macht Leihar-
beit, meist im Produktionsbereich, nur etwa vier 
Prozent der Beschäftigung aus. Werk vertragsarbeit 
nimmt zu, auch anstelle von Leiharbeit, wie die 
Betriebsrätebefragung der Arbeitnehmerkammer 
2016 zeigt. Der Anteil der Solo-Selbstständigen, die 
sozial kaum und betrieblich nicht abgesichert sind, 
lässt sich nicht genau be  ziffern; bundesweit beträgt 
er unter sechs Prozent.  Atypische Beschäftigung ist 
weiblich, mit Ausnahme der Leiharbeit: Mehr als 
die Hälfte der abhängig beschäftigten Frauen, aber 
nur knapp ein Viertel der Männer im Land Bremen 
arbeiten  weniger als 36 Stunden pro Woche. 

Prekär Beschäftigte haben eine ungewisse Perspek-
tive, jedoch auch die Stammbelegschaften erfahren 
Verunsicherung und empfinden Druck durch Dere-
gulierung von Arbeit. Insgesamt steigt die psychi-
sche Belastung, „Patchwork-Berufsbiografien“ sind 
Auswirkungen der Flexibilisierung. 

7 Vgl. Salot (2016).
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8 Vgl. Weg (2017).

9 Das heißt, dass ein Unternehmen ab 20 Vollzeit-

kräften, aber erst ab der 40. Teilzeitkraft einen Arbeits-

schutzausschuss einrichten muss.

10 Vgl. Ahlers (2016).

11 Vgl. Ellguth / Trinczek (2016).

„Nur noch 41 Prozent der Beschäftigten 
 werden durch einen Betriebsrat vertreten, 
der im Arbeitsschutz wichtige Mitwirkungs-
rechte hat.“

 Im Zeitraum 2014 / 2015 fand in fast 80  Prozent 
der befragten Betriebe mit Betriebsrat eine 
Gefährdungsbeurteilung statt. Die absolute 
Zahl allein hat wenig Aussagekraft, denn dabei 
wurde beispielsweise in weniger als einem 
 Drittel die psychische Belastung einbezogen. 
Und die Gefährdungsbeurteilung wird in kleine-
ren Betrieben deutlich seltener durchgeführt. 10   

 Nur noch 41 Prozent der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer werden jedoch durch einen 
Betriebsrat vertreten, der im Arbeitsschutz wich-
tige Mitwirkungsrechte hat. 11  Förderlich ist, 
wenn eine Betriebsvereinbarung zum Arbeits-
schutz vorliegt und wenn betriebliche Gesund-
heitsförderung angeboten wird. 

Dreh- und Angelpunkt: die Zeit

Der Wandel kann Lernanreize und ein höheres Maß 
an Autonomie und Flexibilität für die Be  schäftigten 
erzeugen. Die Arbeit kann flexibler auf individuelle 
Bedürfnisse, beispielsweise zur Vereinbarung von 
Beruf und Familie abgestimmt werden, was gerne 
als Argument – vor allem „für“ Frauen – für die Auf-
weichung des Arbeitszeitrechts ins Spiel gebracht 
wird. Flexible Arbeitszeiten erhöhen aber zugleich 
den Druck, Berufliches und Privates in Einklang 
bringen zu müssen. Ständige Erreichbarkeit, die laut 
DGB-Index 2014 Realität für 23 Prozent der befrag-
ten Beschäftigten ist und nur bei knapp der Hälfte 
gar nicht vorkommt, verlängert die Arbeitszeit ins 
Private hinein und erhöht das Arbeitspensum. Weil 
die Grenzen zwischen Arbeits- und Privat bereich 
zerfließen, verändern sich auch die Bedingungen 
für die Regeneration. Schlaf, Familienleben und 
Freizeitgestaltung werden infolge von Struktur- und 
Kontrollverlust und durch einen ständigen Unruhe-
zustand beeinträchtigt. Das erschwert es, Abstand 
von der Berufsarbeit zu gewinnen. Das Belastungs-
empfinden nimmt zu, das Risiko für vorzeitigen 
gesundheitlichen Verschleiß steigt. 

Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit von Voll-
zeitbeschäftigten ist gestiegen, zugleich hat aber 
auch die Zahl der Beschäftigten zugenommen, die 
weniger als 31 Stunden pro Woche arbeiten. Laut 
DGB-Index Gute Arbeit 2014 arbeiten fast 60 Pro-
zent der Beschäftigten regelmäßig länger als ver-
traglich vereinbart: Wöchentlich leisten 35 Prozent 

Wen erreicht der Arbeitsschutz?

Schutz- und Regelungslücken ergeben sich, weil 
sich der Arbeitsschutz nach wie vor überwiegend 
am Normalarbeitsverhältnis und den Rahmenbe-
dingungen größerer Betriebe, vor allem des verar-
beitenden Gewerbes orientiert. Je mehr zudem das 
Beschäftigungsverhältnis vom Normalarbeitsver-
hältnis abweicht, desto geringer das Schutzniveau: 8  

 Häufig bestehen beim Einsatz von Fremdfirmen 
Unklarheiten über Rechte, Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten. 

 Leiharbeit oder Werkvertragsarbeit, mehrheit-
lich männlich besetzt, stehen eher im Fokus des 
betrieblichen Arbeitsschutzes und der Arbeits-
schutzpolitik als die wesentlich größere Zahl der 
Frauen in Teilzeitarbeit oder in Minijobs. Sie 
sind kürzer, unregelmäßiger oder nur zeitweise 
im Betrieb präsent und werden von der Gefähr-
dungsbeurteilung und von Maßnahmen der 
Gesundheitsförderung seltener erreicht. 

 Ein Arbeitsschutzausschuss muss beispielsweise 
erst ab einer Betriebsgröße von 20 Beschäftig      ten 
eingerichtet werden; auch die Ausgestaltung der 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen 
Be  treuung richtet sich nach der Beschäftigten-
zahl, wobei Teilzeitbeschäftigte nur an  teilig ge-
zählt werden. 9  
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Abbildung 3: 
Beschäftigte im Stress 

Quelle: DGB-Index 2015
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bis zu fünf Überstunden, 15 Prozent zwischen sechs 
und zehn, neun Prozent mehr als zehn. Vor allem 
Männer arbeiten regelmäßig länger als Frauen. 
Arbeitszeit ist das am häufigsten genannte Thema 
der Betriebsratsarbeit im Land Bremen, wie die 
Betriebsrätebefragungen der Arbeitnehmerkammer 
ergaben.

Zeit ist einer der wichtigsten Stressfaktoren, wie 
Abbildung 3 zeigt: Je länger die Arbeitszeit und je 
ungünstiger sie auf den Tag verteilt ist, desto inten-
siver wirken Belastungen, insbesondere bei pausen-
loser Arbeit. Überlange Schicht-, Abend, Nacht- und 
Wochenendarbeit, geteilte und flexible Arbeits-
zeiten verschlechtern zudem die Chancen für die 
Regeneration, weil Aktivität und Erholung nicht im 
Einklang mit biologischen und sozialen Rhythmen 
stattfinden. 12

12 Vgl. Wöhrmann et al. (2016).
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Ganz jenseits neuer Techniken kann auch die 
Einführung neuer Führungsstrategien Ambiva-
lenzen erzeugen, die im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz berücksichtigt werden müssen. So 
soll die sogenannte „indirekte Steuerung“ – 
also nicht mit direkter Anweisung – die Motiva-
tion, Effektivität und Produktivität der Beschäf-
tigten erhöhen. Einerseits erweitert solche 
 Führung Handlungs- und Entscheidungsspiel-
räume und bietet Ressourcen zur Bewältigung 
von Be  lastungen, weil die Einzelnen ihre Poten-
ziale entfalten können. Erfolgserlebnisse stärken 
das Selbstbewusstsein der Beschäftigten, ihr 
Wert für das Unternehmen und auf dem Arbeits-
markt und das Gemeinschaftsgefühl in Teams 
 nehmen zu. Möglicherweise fühlen sich insbe-
sondere jüngere und gut qualifizierte Arbeits-
kräfte dazu herausgefordert, sich unter Beweis 
zu stellen und permanente, hohe Anforderungen 
und schwierige Situationen zu bewältigen. 

Das Führen mit Zielen ist verbunden mit stän-
digen Berichts- und Dokumentationspflichten 
und erlegt den Arbeitskräften eine höhere Eigen-
verantwortung, Selbststeuerung und Selbstopti-
mierung auf. Innerhalb der Teams oder zwischen 
den Teams wird dadurch zugleich der gegensei-
tige Leistungsdruck geschürt ("peer-to-peer-
pressure"). Bei Widersprüchen zwischen dem 
„unternehmerischen Gewissen“ und den fach-
lichen Anforderungen, wenn die Vorgaben zu eng 
sind oder Ressourcen fehlen, sind die Beschäftig-
ten auf sich selbst gestellt. Das führt zu subjek-
tivem Empfinden individueller Unzulänglichkeit 
und zu gesundheitlich bedenklichen Bewälti-
gungsstrategien: Mehrarbeit und Überstunden 
nehmen zu, Leistung und Arbeitsergebnisse 

werden vorgetäuscht, die Qualität gesenkt, 
Sicherheits- und Schutzstandards umgangen, 
um die Zielvorgaben (scheinbar) zu erfüllen. 13 

Viele reagieren laut DAK-Gesundheitsreport 2015 
mit Präsentismus – arbeiten trotz Krankheit – 
oder mit dem Konsum von Aufputschmitteln 
oder anderen Drogen, um den Erholungs bedarf 
zu überspielen oder die Leistungsfähigkeit zu 
steigern: Strategien, die nur wenig wirksam oder 
sogar zusätzlich schädigend sind. 

Sechs Merkmale kennzeichnen die indirekte 
Steuerung: 14  
1. Orientierung an Ergebnis und Erfolg, also an 
ökonomisch relevanten Kennzahlen und Zielen, 
auch im Hinblick auf die Entlohnung.
2. Vorgabe dynamischer Ziele, wie Steigerung 
des Organisationserfolgs, des Umsatzes oder  
Erhöhung des Marktanteils.
3. Erzeugung von Leistungsdruck über unter-
nehmens interne Konkurrenz, indem die Leis-
tungen  von Teams, Unternehmenseinheiten 
und Standorten nach Kennzahlen verglichen und 
bekannt gemacht werden.
4. Festlegung der Rahmenbedingungen wie 
Prozess vorgaben oder engmaschige Berichts-
pflichten.
5. Konsequentes Delegieren von Verantwortung 
für Zielerreichung top-down, durch die  Aus-
richtung am nachweisbaren Erfolg und die Ein-
führung von Vertrauensarbeitszeit.
6. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, indem sie in die Zielformulierung ein-
gebunden werden, sowie durch partnerschaft-
liche Führung und kontinuierliche Verbesserung.

Exkurs

Subjektivierung: widersprüchliche Impulse 
durch neue Führungsstrategien

13 Vgl. Krause / Berset / Peters (2015).

14 Vgl. ebenda.
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„Psychosoziale Arbeitsbelastung stellt für 
etwa ein Viertel aller Beschäftigten ein Er-
krankungsrisiko dar.“

Gefährdete Gesundheit

Gesundheitliche Folgen der Belastungen ent stehen 
nicht nach einem schlichten Ursache-Wirkungs-
schema. Doch Stress und psychosoziale Belastun-
gen erhöhen das Erkrankungsrisiko insbesondere 
für Angst- und depressive Störungen sowie für 
Herz-Kreislauf-Krankheiten und Muskel-Skelett- 
Erkrankungen, wie eine umfassende Expertise 
belegt. Psychosoziale Arbeitsbelastung stellt für 
etwa ein Viertel aller Beschäftigten ein Erkran-
kungsrisiko dar. Ein Fünftel aller Depressionen in 
der Erwerbsbevölkerung und jeder zehnte Herz-
infarkt bei Männern ist darauf zurückzuführen. 
Arbeitsbedingte psychosoziale Belastungen üben 
mit zunehmender Einwirkungszeit und bei multi-
faktoriellem Erkrankungsgeschehen einen noch 
 stärkeren krank machenden Einfluss aus. Das 
bedeutet, dass eine Vielzahl von Erkrankungen  
mit einer gesundheitsförderlichen und gesund-
heits gerechten Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
 vermeidbar wäre. 15  

Die Beanspruchung durch arbeitsbedingte Belastun-
gen wächst mit steigendem Lebensalter, Belastungs-
folgen können sich summieren, die Regeneration 
dauert länger. Damit erhöht sich auch das Risiko für 
chronische Erkrankungen und Invalidität, vor allem 
bei Beschäftigten mit einem geringen Bildungs- und 
Ausbildungsniveau, einem niedrigen beruflichen 
und sozialen Status und belastenden Arbeits- und 
Lebensbedingungen. Laut DGB-Index Gute Arbeit 
2016 gehen nur 47 Prozent der Beschäftigten davon 
aus, bis zur Rente gesundheitlich durchhalten zu 
können. 

Rechtliche Vorschriften, die Qualifikation der Ex -
perten und die Praxis des Arbeitsschutzes sind 
immer noch überwiegend technisch-naturwissen-
schaftlich ausgerichtet und öffnen sich zu lang-
sam für psychische Belastungen und komplexe 
Belastungs gefüge. So wurde die in der vorigen 
Legislaturperiode nicht mehr verabschiedete Ver-
ordnung zum Abbau psychischer Belastungen von 
der jetzigen Bundesregierung nicht mehr aufge-
griffen.

Herausforderungen für Arbeitsschutz 
und Prävention 

Zu den Grundprinzipien des Arbeitsschutzge setzes 
(ArbSchG) gehört es, präventiv und am Stand der 
Technik und der Wissenschaft orientiert vorzu-
gehen, unter Verknüpfung von Technik, Arbeits-
organisation, Arbeits- und Umweltbedingungen  
(§ 4 ArbSchG). Dabei gilt die Prämisse der men-
schengerechten Arbeitsgestaltung, mit dem Ziel, die 
Arbeitsbedingungen kontinuierlich zu verbessern  
(§ 2 Abs. 1 ArbSchG). Handlungsfelder sind dabei 
vor allem 

 Schädigungslosigkeit und Erträglichkeit
 Ausführbarkeit
 Zumutbarkeit und Beeinträchtigungsfreiheit
 Zufriedenheit und Persönlichkeitsentfaltung
 Sozialverträglichkeit

 Dazu gehören übergreifende, teilweise in 
 anderen Rechtsgebieten fußende Gestaltungsfelder: 
Quali fizierung, alters- und alternsgerechte Gestal-
tung der Arbeitssysteme, Inklusion, Beseitigung und 
Verhinderung von Diskriminierung sowie das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung. 16  

Auf dieser Grundlage könnte theoretisch bereits 
jetzt der dynamischen Entwicklung in der Arbeits-
welt Rechnung getragen und der Arbeitsschutz 
gestärkt werden. Die Realität ist jedoch eine andere: 
Es besteht dringender Handlungs- und Nachbes-
serungsbedarf angesichts des Wandels, vor allem, 
weil die weitere „Entbürokratisierung“ des Arbeits-
schutzes auf EU-Ebene in Vorbereitung ist. Das 
Vorschriftenwerk ist zu modernisieren, die Auf-
sichtsorgane sind angemessen auszustatten und zu 
qualifizieren. 

15 Vgl. Angerer / Siegrist / Gündel (2014). 16 Vgl. Pieper (2017).
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17 Vgl. Sauer (2016).

Der Schutz und die Förderung der Gesundheit sind 
unverzichtbar, aber eine „Pflicht zur Gesundheit“ 
darf es nicht geben. Obwohl die Arbeitsfähigkeit bei 
Erkrankung herabgesetzt und die Beanspruchung 
erhöht ist und die Wahrscheinlichkeit von Fehlern 
oder Unfällen steigt, wird Präsentismus teilweise 
von Unternehmen noch gefördert, zum Beispiel 
durch Anwesenheitsboni. 17 

Die Gestaltung gesundheitsgerechter Arbeitsbe-
dingungen hat Vorrang. Laut Präventionsbericht 
der gesetzlichen Krankenversicherungen ent fielen 
im Jahr 2015 etwa zwei Drittel der Maßnahmen 
der betrieblichen Gesundheitsförderung (BGF) auf 
Bewegungsangebote zur Verhütung von Muskel- 
Skelett-Erkrankungen, die Hälfte auf Stressbe-
wältigung. Um eine Kombination verhältnis- und 
verhaltensorientierter Maßnahmen ging es bei  
52 Prozent der Maßnahmen, lediglich sieben Pro-
zent zielten rein auf die bessere Gestaltung von 
Arbeitsbedingungen, vor allem zum Führungsstil 
und zur betrieblichen Kommunikation. 

Wenn Maßnahmen in erster Linie auf indivi duelle 
Verhaltensänderung zielen, wird die Verantwor-
tung für die Gesundheit aus dem Betrieb heraus 
allein an die Beschäftigten delegiert. Das verstärkt 
die Individualisierung und Subjektivierung und 
BGF wird zur Alibiveranstaltung. Deshalb muss die 
Umsetzung des Anfang 2016 in Kraft getretenen 
Präventionsgesetzes an den Befunden des betrieb-
lichen Arbeitsschutzes ansetzen. Politik, Kranken-
kassen und andere Akteure der sozialen Sicherung 
sind gefordert, Angebote der BGF und Prävention 
davon abhängig zu machen, ob der Arbeitsschutz 
im Betrieb umgesetzt wird und Unternehmen ent-
sprechend beraten. Dabei sind atypisch und prekär 
sowie in Klein- und Kleinstunternehmen Beschäf-
tigte auf geeignete Weise einzubinden.

Die Beratung von Existenzgründern ist ein 
 wich ti ger Baustein; auch webbasierte  An  gebote 
wie das im Land Bremen entwickelte Portal 
 www. arbeitsschutz-kmu.de können hier Unter-
stützung leisten. Positiv zu bewerten ist die Vorgabe 
der Anfang 2015 novellierten Betriebssicherheits-
verordnung, die eine umfassende Gefährdungs-
beurteilung, auch der psychischen und durch die 
Einsatzbedingungen entstehenden Ge  fährdungen, 
als Voraussetzung für den Einsatz von Arbeits-
mitteln vorschreibt.

Politik, Fachorganisationen und die Tarifpartner 
sind gefordert, die rechtlichen Rahmenbedingungen 
hin zum kollektiven Schutz und zur solidarischen 
Absicherung von Risiken zu verbessern, statt deren 
Individualisierung und Verlagerung auf die Beschäf-
tigten weiterzuführen. Die Arbeitszeit ist ein zentra-
les Gestaltungsfeld des Arbeitsschutzes. 

Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie 
(GDA) greift in der aktuellen Arbeitsperiode mit 
den Schwerpunkten „Verbesserung der Organisa-
tion des betrieblichen Arbeitsschutzes, Verringerung 
von arbeitsbedingten Gesundheitsgefährdungen und 
Erkrankungen im Muskel-Skelett-Bereich“ sowie 
„Schutz und Stärkung der Gesundheit bei arbeits-
bedingter psychischer Belastung“ zentrale Probleme 
auf, wie unter www.gda­portal.de nachzu lesen ist. 
Diese Aktivitäten müssen über die laufende  Periode 
hinweg fortgeführt und die Umsetzung von Schutz-
maßnahmen kontrolliert und durchgesetzt und 
ihr Fehlen konsequent sanktioniert werden. Dabei 
 müssen insbesondere die bisher vernach lässigten 
Bereiche, vor allem Belastungen und Risiken in 
atypischer und prekärer Beschäftigung, wie auch 
arbeitszeitbedingte Belastungen in den Fokus 
genommen werden.
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  In den vergangenen Jahren erfahren die Be-
schäftigungsbedingungen an Hochschulen in Bund 
und Länder verstärkt hochschulpolitische Aufmerk-
samkeit. Die Gewerkschaften GEW und ver.di 
 kritisieren die Zunahme an prekärer Beschäftigung 
an den Hochschulen bereits seit längerer Zeit. Nun 
beteiligen sich auch das Bundesministerium für 
 Bildung und Forschung (BMBF), der Wissenschafts-
rat, die Hochschulrektorenkonferenz und verschie-
dene Forschungseinrichtungen an der Diskussion. 

Gute Beschäftigungsbedingungen sind nicht nur  
ein zentrales Fundament für Berufszu friedenheit 
und damit ein berechtigtes Interesse aller Be  schäf-
tig ten. Sie sind gleichzeitig existenziell, um den 
Erfolg und die Qualität des Hochschulstandortes 
 Bremen nachhaltig zu sichern. Dafür braucht es eine 
Personalstruktur, die planbare und transparente 

Karrierewege ermöglicht. Doch durch die langfris-
tige Umsteuerung in der Finanzierung bestimmt 
inzwischen instabile Beschäftigung das Bild an den 
staatlichen Hochschulen im Land Bremen.

Hochschulexpansion bei anhaltender 
Unterfinanzierung

Die Anzahl der Studierenden ist in den vergange-
nen Jahren stetig gestiegen (siehe Abbildung 1). 
Das Statis tische Bundesamt 1 bescheinigt den Hoch-
schulen im Land Bremen eine besonders hohe 
Anziehungskraft. Im Bundesländervergleich der 
Studienanfängerquote liegt Bremen zusammen mit 
Hamburg und Berlin vorne. Sie alle profitieren als 
Stadtstaaten vom Ansturm der Studierenden aus 
dem Umland. Was die Finanzierung durch das Land 
angeht, liegt Bremen hingegen weit zurück: Bei den 
Ausgaben pro Student befindet sich Bremen nur im 
unteren Drittel. Darüber hinaus verzeichnet Bremen 
2014 mit 40 Prozent den höchsten Anteil an dritt-
mittelfinanzierten Personal und belegt beim Anteil 
der unbefristeten Vollzeitstellen nur Platz elf.

Die Finanzierung der Hochschulen kann mit dem 
Anstieg der Studierendenzahlen nicht mithalten. 
Die größte Bedeutung für die Finanzierung des 
Hochschulsystems haben die laufenden Grund-
mittel der Hochschulen für Personal, Verwal-
tung und Gebäude. Diese werden von den Ländern 
bereitgestellt. Bremen hat – trotz Rückstand im 
Bundes ländervergleich – die Grundfinanzierung in 
den vergangenen Jahren erhöht und ist damit bei 
gleichzeitiger Haushaltsnotlage besonders  belastet. 2 

In aller Kürze:

Die zunehmend prekäre Beschäftigung an staatlichen Hochschulen 
ist in den vergangenen Jahren in Bund und Ländern verstärkt pro-
blematisiert worden. An den Universitäten sind im Zuge der Hoch-
schul expansion viele befristete Arbeitsverhältnisse entstanden. An 
den Fachhochschulen wird ein großer Teil der Lehre über gering 
honorierte Lehraufträge abgedeckt. Die Beschäftigten sind insgesamt 
mit un  sicheren Berufsperspektiven konfrontiert. Dies hat nicht nur 
Aus wirkungen auf die Karriereplanung junger Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler, sondern auch auf die Qualität in Forschung und 
Lehre. 
 Der im November 2016 unterzeichnete Rahmenkodex ist eine 
Selbstverpflichtung der Hochschulen für eine bessere Ausge staltung 
der Beschäftigungsverhältnisse. Er soll größere Transparenz und 
Planbarkeit, insbesondere bei befristet Beschäftigten, schaffen. Um 
jedoch langfristig gute Beschäftigungsbedingungen sicherstellen zu 
können, braucht es eine solide und verlässliche Grundfinanzierung 
der Hochschulen sowie eine Verankerung der Grundlagen aus dem 
Rahmenkodex im Bremischen Hochschulgesetz (BremHG).

Jessica Heibült

Beschäftigungs bedingungen 
an Hochschulen im Land 
Bremen

1 Vgl. Statistisches Bundesamt (2016), S. 8 ff.

2 Vgl. Baumgarth et al. (2016), S. 7.
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Die Beteiligung des Bundes bei der Hochschul-
finanzierung hat deshalb eine besondere Bedeutung. 
Die Unterstützung im Rahmen des Hochschul paktes 
macht einen großen Anteil der laufenden Grund-
mittel aus. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
Bundesmittel immer durch Landesmittel ergänzt 
werden müssen. Das Land Bremen ist aufgefordert, 
zusätzliche finanzielle Leistungen zu erbringen und 
damit die Gesamtfinanzierung des Hochschulpaktes 
sicherzustellen. Die jährlichen 7,5 Millionen Euro, 
die das Land Bremen zur Verbesserung der Lehre 
bereitstellt, werden hauptsächlich zur Kofinan-
zierung der Hochschulpaktmittel verwendet. Der 
Hochschulpakt sollte den Hochschulen ursprüng-
lich dabei helfen, ihre finanzielle Ausgangslage zu 
verbessern. Nun werden die Mittelzuweisungen bis 
2023 hauptsächlich dafür verwendet, um die Mehr-
belastungen durch die gestiegenen Studierenden-
zahlen auszugleichen. 

Zusätzliche Gelder erhält Bremen durch die 
 Lockerung des Kooperationsverbotes. Seit 2015 
übernimmt der Bund unter anderem die Länder-
kosten für das BAföG, wodurch Bremen jährlich 
13,78  Millionen Euro mehr zur Verfügung hat.  
Der Bremer Senat hat sich dazu entschlossen,  
die Mittel hälftig in Bildung und Wissenschaft  

zu investieren. In den Hochschulbereich fließen drei 
Millionen Euro zur Grundfinanzierung der Hoch-
schulen und 2,9 Millionen Euro für die lang fristige 
Finanzierung von Projekten. Die übrige Million 
soll den neuen Aufgaben der Hochschulen zugute-
kommen, zum Beispiel der Förderung der wissen-
schaftlichen Karrieren von Frauen und neuen Ziel-
gruppen sowie der Internationalisierung. Für die 
Hoch schulen reicht diese zusätzliche Summe jedoch 
nicht aus, um den Grundhaushalt auf solide Füße zu 
stellen.

Die stetig gestiegenen Studierendenzahlen werden 
insgesamt nicht mit einer entsprechenden Zunahme 
öffentlicher Grundmittel für die Lehre kompensiert. 
Stattdessen fließen öffentliche Gelder in  großem 
Umfang in zeitlich befristete Forschungswett-
bewerbe, wie die Exzellenzinitiative oder den Pakt 
für Forschung und Innovation. Die Einwerbung 
von Drittmitteln spielt eine immer zentralere Rolle. 
Diese Entwicklung hat drastische Konsequenzen für 
das Personal an den Hochschulen. Denn mit Dritt-
mitteln kann nicht langfristig und flexibel geplant 
werden. Das Resultat ist ein enormer Aufwuchs an 
befristeten Stellen im wissenschaftlichen Mittelbau, 
wie das Beispiel der Universität Bremen exemp la-
risch zeigt.

1  Ohne Beurlaubte, Gast- und Nebenhörer sowie Kontaktstudenten. 

2  Erstmalig an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland immatrikuliert.

3  Schließt Studienanfängerinnen und -anfänger im ersten Hochschulsemester mit ein.

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen 2017

Abbildung 1: 
Studierende, Studienanfängerinnen und Studienanfänger an  
staatlichen Hochschulen (Land Bremen)
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darunter Studienanfänger/innen, und zwar im

Zeit (WS) Hochschule
Studierende  
insgesamt ¹

1. Hochschul - 
semester ²

1. Fachsemester ³

insgesamt insgesamt insgesamt

2015 / 16 Universität Bremen  19.061   3.070   5.668  

Hochschule für Künste Bremen  868   127   229  

Hochschule Bremen  9.231   2.065   2.421  

Hochschule Bremerhaven  3.221   664   813  

2010 / 11 Universität Bremen  17.276   2.896   5.080  

Hochschule für Künste Bremen  784   118   183  

Hochschule Bremen  8.193   1.837   1.984  

Hochschule Bremerhaven  2.826   454   740  

2000 / 01 Universität Bremen  17.624   2.428   3.528  

Hochschule für Künste Bremen  683   96   157  

Hochschule Bremen  6.687   1.287   1.586  

Hochschule Bremerhaven  1.267   293   360  
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be schäftigt, wovon 1.625 Personen, sprich 86 Pro-
zent, befristet beschäftigt sind. Hinzu kommen 
noch 307 nebenberuflich wissenschaftliche Beschäf-
tigte, zu denen unter anderem 212 Lehrbeauf-
tragte ge  hören, die das Lehrangebot vorüberge-
hend ergänzen  sollen. Der Großteil der Arbeit an 
der Universität liegt folglich auf den Schultern nicht 
pro fessoraler Wissenschaftler mit einem zeitlich 
befristeten Ar   beitsvertrag. 

Das „Normalarbeitsverhältnis“ in der Wissenschaft 
ist befristet. Ein Großteil der befristet Beschäftig-
ten hat zudem eine Vertragslaufzeit zwischen einem 
und drei Jahren. Darüber hinaus ist die Hälfte des 
Personals in Teilzeit angestellt. 3 Die vertraglichen 
Rahmenbedingungen sind geprägt von Zeitverträ-
gen, kurzen Vertragslaufzeiten und unsicheren Per-
spektiven. Beschäftigte sind besonders unzufrieden 
mit Aufstiegschancen, Arbeitsplatzsicherheit und 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 4 

Zunahme befristeter Beschäftigung 
im universitären Mittelbau

An der Universität Bremen wurde die Personaldecke 
mit der Hochschulexpansion zwar erhöht, jedoch 
hat sich die Beschäftigtenstruktur erheblich verän-
dert (siehe Abbildung 2). Zwischen 2005 und 2015 
wurde hauptsächlich das Personal der wissenschaft-
lichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aufgestockt, hier sind 542 neue Stellen 
geschaffen worden. Gleichzeitig stieg die Befristung 
in dieser Beschäftigtengruppe von 81,1 Prozent auf 
88,5 Prozent. Befristete Arbeitsverhältnisse erhalten 
den laufenden Hochschulbetrieb und die Flexibili-
tät in der Personalplanung im Zuge der Hochschul-
expansion. Hochschulen können außerdem relativ 
kurzfristig auf Planungsunsicherheiten und Mittel-
kürzungen reagieren. 

Insgesamt sind 2015 im wissenschaftlichen Mittel-
bau 1.888 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

3 Vgl. Leischner et al. (2016), S. ii ff.

4 Vgl. Konsortium Bundesbericht Wissenschaftlicher 

Nachwuchs (2013), S. 294.

1  2005 gab es die Stellenkategorien Juniorprofessuren und Lektoren noch nicht. Stattdessen werden in diesem  

 Wert Oberassistenten (4), Oberingenieure (1) und Lehrkräfte für besondere Aufgaben (31) zusammengefasst.

2  Zum nebenberuflichen Personal gehören nebenberufliche Gastprofessuren, Emeriti, Lehrbeauftragte sowie 

 wissenschaftliche Hilfskräfte. 

– = Zahlenwert unbekannt

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen 2017

Abbildung 2: 
Beschäftigungsentwicklung an der Universität
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2015 2010 2005

insgesamt
davon 

befristet insgesamt
davon 

befristet insgesamt
davon 

befristet

Wissenschaftliches Personal (hauptberuflich)

Akad. Räte, Oberräte und Direktoren  56    21    58    28    46    21   

Hochschuldozenten  3    –      8    –      16    4   

Juniorprofessoren  11    11    7    7    –     

Lektoren  26    8    27    9    36 ¹  6   

Universitätsprofessoren  306    54    278    47    315    58   

Wiss. und künstlerische Assistenten  1    –      5    2    77    76   

Wiss. und künstler. MA im Angestelltenverhältnis  1.791    1.585    1.683    1.480    1.249    1.013   

Nebenberufliches wissenschaftliches Personal  307    303    244   

Verwaltungs-/technisches und sonstiges Personal 2

Verwaltungspersonal  701    231    695    215    682    120   

Technisches Personal  368    129    382    130    371    93   

Sonstige Mitarbeiter  99    134    11    160    23   

Gesamt  3.669    2.046    3.580    1.929    3.196    1.393   



Abbildung 3: 
Anzahl der Lehrbeauftragten im Vergleich zu 
 haupt beruflich Beschäftigten 2015 und 2005

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen 2017
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5 Vgl. Wissenschaftsrat (2014), S. 8.

6 Vgl. Leischner et al. (2016), S. ii ff.

7 Vgl. Krempkow et al. (2016), S. 3 ff.

Die Karriereaussichten an den Hochschulen sind 
sehr begrenzt. Eine unbefristete Vollzeitstelle 
unterhalb der Professur ist kaum erreichbar. Die 
 Chancen, eine der begehrten Professuren zu er-
gattern gelten ebenfalls als gering. Eine Berufung 
auf eine unbefristete Professur erfolgt häufig erst 
im fünften Lebensjahrzehnt. 5 Frauen sind in der 
Wissen schaft, vor allem in den höheren Karriere-
stufen, unterrepräsentiert. So liegt der Anteil der 
 Männer unter den Promovierenden 12,9 Prozent-
punkte höher, bei den Professuren sogar 57,2 Pro-
zentpunkte höher als der Anteil der weiblichen 
Beschäftigten. 6 

Diese Strukturen wirken sich entscheidend auf die 
Karriere- und Familienplanungen der Beschäftigten 
aus. Eine Befragung der Nachwuchswissenschaft-
lerinnen und -wissenschaftler im Jahr 2015 ergab, 
dass nur noch 45 Prozent von ihnen eine Tätig-
keit in der Wissenschaft anstreben. 7 Dabei sind 
die Chancen auf einen sicheren Arbeitsplatz in der 
Wirtschaft in den verschiedenen Fachbereichen sehr 
unterschiedlich. Durch mangelnde Perspektiven in 
der Wissenschaft drohen viele Beschäftigte auf der 
Strecke zu bleiben. Um diesen Entwicklungen ent-
gegenzuwirken, sind nachhaltige Personalplanungs-
konzepte der Hochschulen zukünftig von großer 
Bedeutung.

Zunahme an Lehraufträgen an den 
Fachhochschulen

Auch die finanzielle Grundausstattung der Fach-
hochschulen wird dem enormen Anstieg der Studie-
rendenzahlen nicht mehr gerecht. Die Hochschulen 
in Bremen und Bremerhaven haben im Laufe ihrer 
Expansion immer mehr Lehraufträge vergeben, die 
nach dem Bremischen Hochschulgesetz die Lehre 
eigentlich nur ergänzen sollen. An den Fachhoch-
schulen und der Hochschule für Künste übersteigt 
die Anzahl der Lehrbeauftragten die Anzahl des 
hauptberuflichen wissenschaftlichen Personals deut-
lich. Die in Abbildung 3 dargestellten Lehrbeauf-
tragten stellen allerdings die Anzahl der Köpfe und 
nicht der Lehrdeputate dar. Es gilt zu berücksichti-
gen, dass die Lehrverpflichtung für Lehrbeauftragte 
bei maximal neun Semesterwochenstunden liegt. 
Fachhochschulprofessoren und Professoren an der 
Hochschule für Künste lehren in der Regel doppelt 
so viel. Trotzdem wird offensichtlich ein wesent-
licher Teil der Lehre über Lehraufträge abgedeckt. 

„Das ‚Normalarbeitsverhältnis‘ 
in der Wissenschaft ist be-
fristet.“
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2015 2005

Hochschule 
Bremen Lehrbeauftragte (Köpfe)  434    370   

hauptberufliches wissen-
schaftliches Personal (Köpfe)  293    237   

Hochschule 
Bremerhaven Lehrbeauftragte (Köpfe)  241    151   

hauptberufliches wissen-
schaftliches Personal (Köpfe)  87    76   

Hochschule 
für Künste Lehrbeauftragte (Köpfe)  176    204   

hauptberufliches wissen-
schaftliches Personal (Köpfe)  88    77   

Universität 
Bremen Lehrbeauftragte (Köpfe)  212    173   

hauptberufliches wissen-
schaftliches Personal (Köpfe)  2.194    1.739   
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8 Vgl. Wissenschaftsrat (2013), S. 130.

9 Der unterzeichnete Rahmenkodex steht auf der 

Homepage der Universität Bremen zur Verfügung, unter: 

www.uni-bremen.de/fileadmin/user_upload/ 

single_sites/personalrat/Dienstvereinbarungen/ 

Rahmenkodex_2016.pdf; Zugriff am 24.02.2016.

einen Rahmenkodex verhandelt. Der Rahmen kodex 
„Vertragssituationen und Rahmenbedingungen von 
Beschäftigungen an den staatlichen Bremischen 
Hochschulen“ 9 wurde am 15. November 2016 von 
allen Verhandlungspartnern unterzeichnet. Damit 
schließt sich Bremen den Ländern Hamburg, Nord-
rhein-Westfalen, Bayern und Sachsen an, die bereits 
entsprechende Kodizes verabschiedet haben. 

Der Rahmenkodex ist rechtlich nicht bindend. Er 
ist als Grundlage für die Entwicklung hochschul-
interner Verfahren gedacht und kann damit als 
Selbstverpflichtung für die Bereitstellung von 
guten Beschäftigungsverhältnissen verstanden 
 werden. Er soll unter anderem ein stärkeres Ver-
antwortungsbewusstsein bei Führungskräften und 
Hochschul leitungen fördern. An der knappen Haus-
haltssituation und damit an der Anzahl befriste-
ter Beschäftigungsverhältnisse ändert er hingegen 
nichts. 

Der Rahmenkodex schafft Grundlagen für die ver-
besserte Ausgestaltung befristeter Arbeitsverhält-
nisse, zum Beispiel hinsichtlich der Transparenz 
und Planbarkeit auf Qualifikationsstellen. So  sollen 
Erstverträge grundsätzlich eine Mindestlaufzeit von 
drei Jahren haben. Darüber hinaus soll  mindestens 
ein Drittel der Arbeitszeit als Qualifikationszeit zur 
Verfügung stehen. Spätestens sechs Monate vor Aus-
laufen des Vertrages soll zudem ein Status- und 
Beratungsgespräch zur weiteren Karriereplanung 
der Beschäftigten stattfinden. Mit entsprechenden 
Verfahren können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ihre wissenschaftlichen Karrierechancen realistisch 
und zeitnah einschätzen.

Die Hochschulen erklären sich außerdem dazu be  -
reit, die Vergabe von Lehraufträgen zugunsten 
der Schaffung von sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung stärker zu beschränken. Ferner sind 
sie aufgefordert, Personalentwicklungskonzepte für 
Dauerstellen in der Wissenschaft aufzustellen, um 
Karrierewege neben der Professur zu schaffen. Mit 
der Unterzeichnung des Rahmenkodexes haben sie 
sich dazu verpflichtet, entsprechende hochschul-
interne Verfahren einzuleiten. Eine Evaluation 
 dieser Prozesse und eine Weiterentwicklung des 
Rahmenkodexes sind vorgesehen.

 

Lehrbeauftragte arbeiten zu Honoraren, die eher 
eine Aufwandsentschädigung als ein Einkommen 
darstellen. Deshalb sind sie für die Hochschul etats 
wesentlich kostengünstiger als sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigtes Lehrpersonal. Lehrbeauf-
tragte, die außerhalb der Hochschule keine exis-
tenzsichernde Arbeit haben, sind jedoch langfristig 
in einer Situation prekärer Selbstständigkeit. Außer-
dem stehen sie als externe Kräfte nicht im  gleichen 
Umfang für die Studierendenbetreuung zur Ver-
fügung wie fest angestellte Lehrende. Darunter 
 leidet die Lehrqualität, wie auch der Wissenschafts-
rat in seinen Empfehlungen zur Weiterentwicklung 
des Hochschulsystems des Landes Bremen festhält. 8

Ein Rahmenkodex als 
 Selbstverpflichtung 

Um die Beschäftigungsbedingungen an den Bre-
mer Hochschulen nachhaltig zu verbessern, haben 
Gewerkschaften, Personalräte, Arbeitnehmer-
kammer, der Kollegiumsrat der akademischen 
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der  Universität 
Bremen und die Frauenbeauftragten mit der 
 Senatorin für Wissenschaft und den Leitungen der 
Hochschulen in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe 
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Handlungsfelder

Verlässliche Grundfinanzierung schaffen
Eine langfristige Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen an den Hochschulen ist ohne eine stabile 
Grundfinanzierung schwer möglich. Hoch schulen 
brauchen Planungssicherheit, denn nur so kann 
unbefristete Beschäftigung geschaffen und  Qualität 
in Lehre und Forschung aufrechterhalten  werden. 
Das Land sollte sich also für ein ausgewogenes 
 Verhältnis von Drittmitteln und Grundmitteln ein-
setzen. 

Langfristig muss sich das Land für eine  gerechtere 
Verteilung der Mittel von bundesweiten Wettbe-
werben einsetzen. Denn die Exzellenzinitiative 
ermöglicht zum Beispiel eine extreme Konzentra-
tion von öffentlichen Geldern auf einige wenige 
Universi täten und exzellente Fachbereiche. Es 
besteht die Gefahr, dass andere Fachbereiche 
benachteiligt werden. Außerdem ist die Abhängig-
keit der Universität Bremen von diesen Drittmitteln 
enorm. Die Exzellenzförderung des Bundes läuft 
2017 aus, geht aber in eine weitere Förderphase. 
In dieser sollen acht bis elf Universitäten dauerhaft 
gefördert werden. Bisher reichte ein herausragen-
der Exzellenzbereich aus, zukünftig müssen es zwei 
sein, um eine Förderung zu erhalten. Die Univer-
sität muss sich aktuell erneut bewerben und wird 
dabei von der Landesregierung unterstützt. Gelingt 
die Fortführung nicht, ist auch eine Anschlussfinan-
zierung des Landes nicht gesichert. 

Insgesamt sollte sich die Landesregierung für die 
Verstetigung von Bundesmitteln, insbesondere der 
Hochschulpaktmittel, einsetzen. Mit der Lockerung 
des Kooperationsverbotes ist die Beteiligung des 
Bundes an der Grundfinanzierung jetzt möglich. Mit 
einer dauerhaften Beteiligung des Bundes können 
sowohl ein konstant hohes Studienangebot als auch 
gute Beschäftigungsbedingungen gesichert werden.

Grundsätze des Rahmenkodexes ins 
 Hochschulgesetz aufnehmen
In der Präambel des Kodexes heißt es: „Gute Be-
schäftigungsbedingungen des Hochschul personals 
sind unabdingbar, um den Erfolg der Bremer Hoch-
schulen zu verstetigen und weiterhin zu ver-
bessern.“ Die zentralen Grundsätze des Rahmen-
kodexes müssen bei der anstehenden Novellierung 
des Hochschulgesetzes 2017 berücksichtigt  werden. 
Dazu hat sich die Senatorin für Wissenschaft mit der 
Unterzeichnung verpflichtet. In erster Linie sollte 
der Rahmenkodex im BremHG verankert werden. 
Nach dem Vorbild Niedersachsens und Nordrhein- 
Westfalens sollten die „Aufgaben der Hochschulen“ 
ergänzt werden durch eine Formulierung zur guten 
Beschäftigung, wie: „Die Hochschulen tragen den 
berechtigten Interessen ihres Personals an guten 
Beschäftigungsbedingungen angemessen Rech-
nung.“ In diesem Zusammenhang sollte auch auf 
den Rahmenkodex verwiesen werden, wie es eben-
falls in Nordrhein-Westfalen geschehen ist. 

Aus dem Rahmenkodex ergeben sich zudem zwei 
konkrete Änderungen für das BremHG. Die Arbeits-
zeitanteile für Qualifikationen sollten korrigiert 
werden. Im Kodex heißt es, dass „mindestens ein 
Drittel der Arbeitszeit“ für die Qualifikation zur 
Verfügung stehen soll. In der aktuellen Fassung 
des BremHG werden nur „bis zu einem Drittel“ zu -
gestanden. Außerdem sollten auch die im Kodex 
vereinbarten Mindestvertragslaufzeiten für Quali-
fikationsstellen in entsprechenden Paragrafen auf-
genommen werden.

Für die Beschäftigten müssen mehr unbefristete 
Stellen für Daueraufgaben in Forschung und Lehre 
geschaffen werden. Dies empfiehlt auch die Hoch-
schulrektorenkonferenz, um Verbleibs- und Auf-
stiegschancen an den Hochschulen zu erhöhen. 10 
Hochschulen müssen aufzeigen, auf welchen Positi-
onen Daueraufgaben erledigt werden, die eigentlich 
Dauerstellen erfordern. Als Grundlage nachhaltiger 
Personalplanungskonzepte der Fachbereiche sollte 
das Grundverständnis des Prinzips „Dauerstellen für 
Daueraufgaben“ in das Hochschulgesetz aufgenom-
men werden. 

10 Vgl. HRK (2014), S. 3.
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bis zum Sommer 2017 das Gesamtangebot der Aus-
bildungsplätze auf 7.800 besetzte Plätze zu stei-
gern. Um die Lücke weiter zu verkleinern, stellt der 
Bremer Senat mit einem Landesprogramm zusätz-
liche Ausbildungsmöglichkeiten zur Verfügung. Be-
sondere Bedeutung kommt dem erfolgreichen Über-
gang Schule-Beruf zu. Zentrales Reformprojekt der 
Landesregierung ist dabei die Jugendberufsagentur, 
die Anfang Mai 2015 ihre Arbeit aufgenommen hat.

Ausbildungsmarkt:  
Aufwärtstrend mit Luft nach oben

Im Jahr 2016 hat sich der leichte Aufwärtstrend 
am Ausbildungsmarkt stabilisiert. Die Zahl der Aus-
bildungsangebote im Land Bremen ist zum zwei-
ten Mal in Folge auf nun 7.265 besetzte Plätze ge -
stiegen. Das sind 177 Plätze oder 2,4 Prozent mehr 
als im Vorjahr. 1 Das Ergebnis ist erfreulich und 
 dennoch bleibt viel zu tun. Denn von der verein-
barten Zielmarge einer Gesamtzahl von 7.800 Plät-
zen bis 2017 ist es noch weit entfernt.

Die Bilanz im Einzelnen: Die dualen betrieblichen 
Ausbildungsplätze nahmen um 165 auf 5.961 zu. 
Das entspricht einem Zuwachs von 2,8 Prozent.  
Die Zugewinne gingen wie schon im Vorjahr 
wesentlich auf das Konto der Kammern der Freien 
Berufe (+66 Plätze) und der Handwerkskammer 
(+45 Plätze). Industrie und Handel haben ebenfalls 

  Am Ausbildungsmarkt entscheidet sich, wie 
gut es einer Gesellschaft gelingt, jungen Menschen 
Lebensperspektiven zu eröffnen und Betriebe mit 
dem erforderlichen Fachkräftenachwuchs zu ver-
sorgen. Im Land Bremen reicht das Ausbildungs-
angebot seit vielen Jahren nicht aus, um die Nach-
frage von interessierten jungen Menschen zu 
befriedigen. In drei Handlungsfeldern soll Abhilfe 
geschaffen werden.

Die Partner des Ausbildungspakts „Bremer Verein-
barung“ haben sich gemeinsam zum Ziel gesetzt,  

In aller Kürze:

Am Ausbildungsmarkt entscheidet sich, wie gut es gelingt, jungen 
Menschen Lebensperspektiven zu eröffnen und Betriebe mit dem 
erforderlichen Fachkräftenachwuchs zu versorgen. Im Land Bremen 
reicht das Ausbildungsangebot seit vielen Jahren nicht aus. In drei 
Handlungsfeldern soll deshalb Abhilfe geschaffen werden. 
 Der Ausbildungspakt „Bremer Vereinbarung“, in dem alle Arbeit-
geber im Land Bremen repräsentiert sind, hat sich darauf verstän-
digt, bis zum Sommer 2017 800 zusätzliche Ausbildungsplätze zu 
schaffen. Trotz der Stabilisierung des leichten Aufwärtstrends bei 
den besetzten Lehrstellen ist die Zielmarke bisher nicht erreicht.
 Das Landesprogramm „Ausbildungsgarantie“ ist auf einem 
guten Weg und trägt erste Früchte. Es will jungen Menschen, denen 
es angesichts der Lehrstellenlücke nicht gelungen ist, einen Aus-
bildungsplatz zu finden, kompensatorische und innovative Wege zum 
Berufsabschluss eröffnen. 
 Zwei Jahre nach dem Start der Jugendberufsagentur ist es zu 
früh, ihren Erfolg am langfristigen Ziel zu bewerten, mehr junge 
 Menschen erfolgreich zum Berufsabschluss zu führen. Die ersten 
Zwischenergebnisse zur Vermittlung von interessierten Bewerberin-
nen und Bewerbern in Ausbildung können jedoch nicht zufrieden-
stellen. Die Anstrengungen müssen intensiviert werden. 

Regine Geraedts

Berufsausbildung in  
Bremen – ein erster 
Lichtstreif am Horizont
 

Entwicklung des Ausbildungsmarkts 2016
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Abbildung 1: 
Entwicklung Gesamtausbildungsangebot Land Bremen

Quelle: Tabellen Bremer Vereinbarung, mehrere Jahrgänge
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3 Nach Bremer Vereinbarung, Tabellen zum Aus-

bildungs markt 2016, vorläufige Fassung vom 12.01.2017; 

Veränderungen noch möglich.

4 Vgl. BIBB-Erhebung zum 30.09., Tabelle 57 – 2016, 

abgerufen am 26.01.2016. Berücksichtigt sind aus-

schließlich die marktvermittelten Ausbildungsplätze. Auf 

der Angebotsseite sind deshalb die schulischen Aus-

bildungsplätze nicht berücksichtigt.

mehr Ausbildungsplätze realisiert (30 Plätze). 2 
Auch in den Laufbahnausbildungen im öffentlichen 
Dienst  wurden 39 Plätze mehr geschaffen als im 
Vorjahr.

Hinzu kommen 1.085 vollschulische Plätze an 
 Schulen, an denen unter anderem Gesundheits- und 
Sozialberufe ausgebildet werden. Hier hat es trotz 
des hohen Fachkräftebedarfs in diesen Feldern ins-
gesamt keine nennenswerte Ausweitung der Kapa-
zitäten gegeben.

Der Senat hat mit dem Landesprogramm „Aus-
bildungsgarantie“ 43 zusätzliche Schulplätze ein-
gerichtet, sodass die Gesamtzahl auf 1.128 anstieg. 
Außerdem sind 42 außerbetriebliche Ausbildungs-
plätze bei Trägern entstanden. 3 Die Gesamtbilanz 
der realisierten Ausbildungsangebote für das Jahr 
2016 verbesserte sich dadurch auf 7.350 Plätze.

Dabei ist aber auch anzumerken, dass die Entwick-
lung in den beiden Städten Bremen und Bremer-
haven sehr unterschiedlich verlief. Während in 
Bremen fast 200 Ausbildungsplätze hinzugewon-
nen werden konnten, gingen auf dem ohnehin sehr 
angespannten Ausbildungsmarkt in Bremerhaven 
mehr als 20 Plätze verloren. Für junge Menschen in 
Bremerhaven ist es erneut schwieriger geworden, 
eine Lehrstelle zu finden.

Die Lücke zwischen Angebot und 
Nachfrage bleibt groß

Doch das reicht nicht aus, um allen  interessierten 
jungen Menschen im Land Bremen Chancen zu 
 bieten. Um die Verhältnisse auf dem Ausbildungs-
markt beschreiben und bewerten zu können, hat das 
Bundes institut für Berufsbildung den Indikator der 
Angebots-Nachfrage-Relation entwickelt. Demnach 
standen im Land Bremen 2016 für 100 insti tutionell 
erfasste Bewerberinnen und Bewerber nur 88 Aus-
bildungsplätze zur Verfügung. 4 

Die Berechnung hat auf der Nachfrageseite aller-
dings einen blinden Fleck. Es bezieht die Jugend-
lichen aus anderen Bundesländern nicht mit ein, 
weil sie in diesem Kontext statistisch nicht erfassbar 
sind. In Einpendelregionen wie dem Land Bremen 
fallen sie real jedoch stark ins Gewicht. So bewegen 
sich jedes Jahr viele Jugendliche aus dem Umland 
auf dem Bremer Ausbildungsmarkt. Von ihnen 
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5 Nach Bremer Vereinbarung, Tabellen zum Aus-
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6 Eine im Jahr 2017 erscheinende Studie der Arbeit-

nehmerkammer wird sich mit dieser Frage ein gehend 

befassen.

7 Vgl. Bremische Bürgerschaft, Landtag, Druck sache 

19 / 173: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom  

15. Oktober 2015, Stand der Ausbildungsgarantie. Dazu 

Antwort des Senats vom 24. November 2015.

„Die Berichterstattung der 
Agentur für Arbeit verstellt den 
Blick auf die Realitäten am 
Ausbildungsmarkt.“

hatten allein 2.200 mit ihren Bewerbungen Erfolg 
und konnten für das Ausbildungsjahr 2016 einen 
Vertrag mit einem Bremer oder Bremerhavener 
Betrieb abschließen (Einpendlerquote 37 Prozent). 5 

Von den Bremer Jugendlichen gehen zudem die-
jenigen nicht in die Berechnung ein, die sich erfolg-
los ohne die Unterstützung der Berufsberatung der 
Agentur für Arbeit beworben haben. Die Nach-
frage der Jugendlichen ist demnach deutlich unter-
erfasst und das reale Platzdefizit größer als aus-
gewiesen. Zu bedenken ist auch, dass die Lücke für 
unterschied liche Berufe sehr verschieden ausfällt. 6 

Landesprogramm Ausbildungs-
garantie trägt erste Früchte

Mit dem Landesprogramm „Ausbildungsgaran-
tie“ will der Senat jungen Menschen eine Perspek-
tive eröffnen, denen es aus eigenen Bemühungen 
nicht gelungen ist, einen Ausbildungsplatz zu fin-
den. Zur Programmatik gehören klassische Förder-
programme für Betriebe und flankierende Ange-
bote, wie die passgenaue Vermittlung, die bei den 
Wirtschaftskammern angeschlossen ist, oder die 
Vermeidung von Abbrüchen bei bereits im Betrieb 
angekommenen Auszubildenden durch das Projekt 
„Bleib dran“, das von der Arbeitnehmerkammer 
unterstützt wird. Der Kern der Ausbildungsgaran-
tie sind aber einerseits kompensatorische Ange-
bote – wie die Finanzierung zusätzlicher  schulischer 
und außerbe trieb   licher Ausbildungsplätze – und 
andererseits inno       va  tive Projektansätze – wie die 
 Bremer Berufsqualifizierung, die Jugendlichen im 
Übergangs system das Absolvieren des ersten Aus-
bildungsjahres ermöglicht.

Mit Beginn des Ausbildungsjahres 2015/2016 ist 
die Ausbildungsgarantie gestartet, sodass sich nun 
nach einem Jahr erste Ergebnisse auswerten lassen. 
Von besonderem Interesse sind dabei die Kernan-
gebote des Landesprogramms.
 Von den geplanten 70 zusätzlichen schulischen 
Ausbildungsplätzen in Erziehungs- und Gesund-
heitsberufen wurden 43 besetzt. Die Auslastung 
blieb deshalb unter den Erwartungen, weil im sel-
ben Jahr in der ursprünglich mit eingeplanten 
Altenpflegeausbildung die Anzahl der Regel klassen 
verdoppelt worden ist. Deshalb empfahl sich die 
weitere Aufstockung aus Landesmitteln zunächst 
nicht mehr. Die zusätzlichen 45 außerbetrieblichen 
Ausbildungsplätze bei Trägern wurden mit einer 
Auslastung von 93 Prozent sehr gut angenommen. 7 

Mit der Berufsqualifizierung (BQ) betrat das Land 
Bremen 2015 echtes Neuland. Erstmals wurden 
berufsvorbereitende Bildungsgänge im Übergangs-
system zu einer schulisch abgebildeten Ausbildung 
umgestaltet, sodass Jugendliche ihre Zeit nicht 
mehr in einer Warteschleife verbringen mussten, 
wenn sie am Markt erfolglos geblieben und auf das 
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und Bildung, Vorlage Nr. L 59 / 19 für die Sitzung der 

Deputation für Kinder und Bildung am 19.10.2016, Bremer 

Berufsqualifizierung – Bericht über die Umsetzung im 

ersten Jahr 2015 / 2016 vom 04.10.2016.

9 Verwaltungsvereinbarung über die Zusammen arbeit 

im Rahmen einer Jugendberufsagentur in der Freien 

Hansestadt Bremen.

Noch viel Schatten bei der 
 Jugend berufsagentur

Für das Gelingen des Landesprogramms kommt der 
Jugendberufsagentur eine wichtige Schlüsselfunk-
tion zu, die im Mai 2015 ihre Türen geöffnet hat. 
Junge Menschen unter 25 Jahren sollen seither dort 
alle Unterstützung gebündelt unter einem Dach vor-
finden, die sie auf ihrem Weg bis zum Berufsab-
schluss brauchen. Dafür wollen die Vertragspartner 
Agentur für Arbeit und Jobcenter sowie die Jugend-
hilfe und die Bereiche Bildung und Arbeit auf 
 Ressort- beziehungsweise Magistratsebene rechts-
kreisübergreifend zusammenarbeiten.

Die Jugendberufsagentur muss im Beratungsprozess 
frühzeitig genug erkennen, wer aufgrund der Enge 
des Markts keinen Ausbildungsplatz findet und mit 
einem passenden Angebot der Ausbildungs garantie 
weiterkommen kann. Das ist im 2016 begonnenen 
Ausbildungsjahr nicht immer gelungen. So blieben 
beispielsweise Plätze der BQ für einige Ausbildungs-
berufe selbst nach Beginn des Ausbildungsjahres 
unbesetzt, obwohl Jugendliche zeitgleich nach einer 
solchen Ausbildungsstelle suchten: In dem neuen 
BQ-Berufsbild Fachkraft für Lagerlogistik ging es 
um 22 junge Menschen, die bis zum 30. Septem-
ber nicht mit einer Ausbildungsstelle versorgt wer-
den konnten. Auch die systematische  Planung von 
Programmen und Maßnahmen lässt noch auf sich 
warten, die – so will es die zwischen den Partnern 
der Jugendberufsagentur abgeschlossene Verwal-
tungsvereinbarung 9  – konkret an den Bedarfen der 
 jungen Menschen ansetzen soll. Zudem fehlen noch 
immer die Servicestellen, denen ursprünglich bei 
der Bedarfserhebung eine wichtige Rolle zugedacht 
war.

Das Herzstück der Jugendberufsagentur ist das 
Matching, also das Zusammenbringen von Ange-
bot und Nachfrage bei den marktvermittelten Aus-
bildungsplätzen. Das Gelingen dieses komplexen 
Prozesses bilanziert die Ausbildungsstatistik der 
Agentur für Arbeit.

Übergangssystem verwiesen waren. Idealtypisch  
soll die Übernahme in ein Vertragsverhältnis bei 
einem Betrieb noch während der BQ, spätestens 
aber mit Beginn des zweiten Ausbildungsjahres 
erfolgen. 
 Insgesamt wurden 120 BQ-Plätze eingerich-
tet. Dabei wurden die passenden Ausbildungsgänge 
von einem Beteiligungskreis nach einem abge-
stimmten Kriterienkatalog ausgewählt. Die Berufe 
sollten bei Jugendlichen nachgefragt sein und 
zugleich  sollten keine Mitnahmeeffekte oder Fehl-
anreize für den Rückzug von Betrieben aus ihrer 
Ausbildungsverant wortung entstehen.
 Im September 2015 konnten 81 junge Men-
schen eine BQ in den Bildungsgängen  Kaufleute 
im Einzelhandel, Kaufleute für Büromanagement, 
Anlagenmechanikerin / Anlagenmechaniker für 
Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik, Industrie-
mechanikerin / Industriemechaniker und Feinwerk-
mechanikerin / Feinwerkmechaniker beginnen.
 29 von ihnen brachen die Teilnahme ab. Die 
Quote liegt mit 36 Prozent zehn Prozentpunkte 
über der durchschnittlichen Vertragslösequote im 
betrieblichen System. Das könnte auf eine noch 
nicht gefestigte Berufswahl bei den Bewerbe rinnen 
und Bewerbern beziehungsweise auf ein noch nicht 
ausreichend fundiertes Auswahlverfahren bei den 
Schulen hindeuten. Es sollte in jedem Fall eine 
wichtige Zielsetzung sein, diese Quote zu senken. 
Dafür sollten die Schulen ihre Erfahrungen mit dem 
neuen Instrument systematisch auswerten.
 Für elf Jugendliche in der BQ trat der Ideal fall 
ein, dass sie im laufenden Schuljahr einen Ausbil-
dungsvertrag abschließen konnten. Von den übri-
gen Teilnehmenden sind 33 direkt im Anschluss in 
einen Ausbildungsbetrieb gewechselt, acht führ-
ten ihre Ausbildung stattdessen bei einem  Träger 
fort. Fast zwei Drittel der jungen Menschen in BQ 
sind demnach in Ausbildung eingemündet. Das 
Ziel der Anrechnung des ersten schulischen Ausbil-
dungsjahres auf die Gesamtausbildungszeit konnte 
davon wiederum für knapp 60 Prozent erreicht 
werden. Für den ersten Durchlauf sind das ermuti-
gende Ergebnisse, die nun weiter ausgebaut werden 
 sollten. 8 
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In den vergangenen Jahren hat es in Bremen und 
auch bundesweit vielfache Kritik an dieser Statis-
tik gegeben. Selbst das Bundesinstitut für Berufs-
bildung warnt, sie sei für die Darstellung des „Aus-
maßes der Probleme auf dem Lehrstellenmarkt 
ungeeignet“. 10  Misslich ist, dass die Agentur für 
Arbeit als  Partner der Jugendberufsagentur für 
sich vor Ort keinen Weg für eine transparentere 
Berichterstattung  findet. Der Blick der interessierten 
Öffentlichkeit auf die Realitäten am Ausbildungs-
markt wird dadurch verstellt.

In der Gesamtschau ist die Bilanz für die Betriebe 
positiv zu bewerten. Sie können die von ihnen 
gemeldeten Ausbildungsplätze in beiden  Städten 
fast alle besetzen. Für die Jugendlichen ist die 
 Situation dagegen dramatisch. Nur etwas mehr als 
jede / jeder Dritte mündet in Ausbildung ein.
 Die Abbildung 2 gibt einen Überblick über die 
Ergebnisse des Berufsberatungsjahres der Agentur 
für Arbeit und ihrer Ausbildungsvermittlung.

Die Berufsberatung der Agentur für Arbeit ist ein 
Kernelement der Jugendberufsagentur. In Bremen- 
Stadt wird sie offenbar von einem eher kleinen Teil 
der jährlich rund 5.600 Schulentlassenen einge-
schaltet, denn nur 1.350 Schülerinnen und Schü-
ler des aktuellen Abgangsjahres sind institutio-
nell als Bewerberinnen und Bewerber erfasst. Die 
Anzahl der sogenannten „Altbewerberinnen und 
Altbe werber“ ist dagegen hoch und steigt Jahr um 
Jahr. Das ist ein deutlicher Hinweis auf Probleme 
beim Übergang in Ausbildung. Weil die Einschalt-
quote bei den Schulentlassenen unterdurchschnitt-
lich scheint, die Betriebe aber offenbar einen gro-
ßen Anteil der zu besetzenden Stellen melden, hat 
die Berufsberatung gute Ausgangsbedingungen für 
ihre Vermittlungsarbeit. Denn ihr stehen – anders 
als in der Marktrealität – mehr Ausbildungsplätze 

Abbildung 2: 
Bilanz der Ausbildungsvermittlung der Agentur für Arbeit zum 30.09.2016

10 Vgl. Ulrich, Joachim Gerd: Wie groß ist die „Lehr-

stellen lücke“ wirklich? Vorschlag für einen alternativen 

Berechnungsmodus, S. 15. In: BWP 3 / 2006, S. 12 – 16.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Bewerber für Berufsausbildungsstellen,  

Bremen und Bremerhaven, September 2016
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Bremen Bremerhaven

Angebot Anteil Anteil

über die Agentur angebotene Ausbildungsplätze     

von Betrieben angebotene Ausbildungsplätze 3.582  1.115  

außerbetriebliche Ausbildungsplätze 429  78  

Angebot gesamt 4.011  1.193  

davon unbesetzt geblieben 110 2,7 % 28 2,3 %

Nachfrage

als Bewerber/innen registriert waren    

aus aktuellen Schulabgangsklassen 1.350 39,5 % 704 51,2 %

„Altbewerber/innen“ 2.065 60,5 % 670 48,8 %

Bewerber/innen gesamt 3.415 100,0 % 1.374 100,0 %

Verbleib der Bewerber/innen

einen Ausbildungsplatz gefunden haben 1.286 37,7 % 500 36,4 %

keinen Ausbildungsplatz gefunden haben 623 18,2 % 311 22,6 %

  darunter am 30.9. immer noch suchend, aber 
 vorerst eine Alternative gefunden 449 13,1 % 278 20,2 %

  am 30.9. immer noch suchend: keinen Ausbil-
dungsplatz und auch keine Alternative gefunden 174 5,1 % 33 2,4 %

keinen Vermittlungsauftrag mehr erteilt haben 1.506 44,1 % 563 41,0 %

 darunter mit unbekanntem Verbleib 1.068 31,3 % 304 22,1 %



Abbildung 3: 
Erfolgreiche Bewerberinnen und Bewerber bei der Berufsberatung 
im Bundesländervergleich 2016 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Der Ausbildungsstellenmarkt im 

September 2016
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Und noch ein Befund wirkt alarmierend: In Bremen- 
Stadt weiß die Jugendberufsagentur nach der 
Berufsberatung von fast einem Drittel der Jugend-
lichen (31,3 Prozent) nichts über deren Verbleib. 
Wenn kein Jugendlicher verloren gehen soll, ist 
 dieser Anteil zu hoch. In Bremerhaven ist er mit 
22,1 Prozent mit deutlichem Abstand niedriger.
Für Bremen-Stadt legt die Zusammenschau der 
eher niedrigen Einschaltquote von aktuell Schul-
ent lassenen und der hohen Zahl Jugendlicher, die 
sich wieder aus der Berufsberatung verabschieden, 
die Interpretation nahe, dass die Akzeptanz für das 
Beratungsangebot ausbaufähig ist.

Die Jugendberufsagentur lebt vom  Zusammenspiel 
der Partner mit ihren unterschiedlichen An     ge boten.  
Dazu ist ein Hand-in-Hand-Arbeiten notwendig, das 
bereits in der Schule beginnt und von dort einen 
Bogen spannt bis zum Abschluss einer Ausbildung 
und schließlich den erfolgreichen Übergang in 
Berufstätigkeit. Zwei Jahre nach dem Start ist es zu 
früh, den Erfolg über das langfristige Ziel zu bewer-
ten, mehr junge Menschen erfolgreich zum Berufs-
abschluss zu führen. Die ersten Zwischenergebnisse 
zur Vermittlung von interessierten Bewerberinnen 
und Bewerbern in Ausbildung können jedoch nicht 
zufriedenstellen und zeigen, dass noch viele Schritte 
zu gehen sind.

zur Verfügung als Bewerberinnen und Bewerber 
nachfragen. Dennoch verhilft sie nur 37,7 Prozent 
der Jugendlichen zum Erfolg. 18,2 Prozent werden 
nicht in einen Ausbildungsplatz vermittelt, darunter 
können insgesamt 5,1 Prozent auch nicht mit einer 
Alternative im Übergangssystem versorgt werden. 
44,1 Prozent halten den Vermittlungsauftrag aus 
unterschiedlichen Gründen nicht bis zum 30. Sep-
tember aufrecht und sind, sollten sie das Passende 
für sich gefunden haben, ohne die Unterstützung 
der Berufsberatung zum Erfolg gekommen. 

In Bremerhaven ist die Ausgangssituation für die 
Berufsberatung deutlich schwieriger, weil sie im 
Verhältnis zu den Bewerberinnen und Bewerbern 
auf weniger Angebote zurückgreifen kann. Die 
erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerber er -
reichen einen Anteil von 36,4 Prozent. 22,6 Prozent 
werden nicht in einen Ausbildungsplatz vermittelt, 
darunter können insgesamt 2,4 Prozent auch nicht 
mit einer Alternative im Übergangssystem versorgt 
werden.

Im Bundesländervergleich gibt das Land Bremen 
mit seiner Berufsberatung beim Anteil der erfolg-
reichen Bewerberinnen und Bewerber das Schluss-
licht zwar an Berlin ab, bleibt aber abgeschlagen  
an zweitletzter Stelle.
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Fazit und Handlungsempfehlungen

Die Arbeitnehmerkammer steht hinter dem Vor-
haben, allen jungen Menschen auf ihrem Weg zum 
Berufsabschluss professionelle Beratung und Beglei-
tung zu ermöglichen und dabei niemanden ver-
loren gehen zu lassen. Mit der Jugendberufsagentur 
soll ein solches Angebot für die Ratsuchenden unter 
einem Dach einfach erreichbar sein.

Die Umsetzung einer solchen rechtskreisüber-
greifenden Zusammenarbeit mit rechtlich eigen-
ständigen Partnern ist fraglos eine komplexe 
Heraus forderung und braucht Zeit. Doch wenn 
das Zu  sammenspiel erst einmal klappt, können 
in besonderem Maße Jugendliche davon profitie-
ren, die sozial oder am Markt benachteiligt sind. 
Die Arbeit an einer voll funktionsfähigen und breit 
akzeptierten Jugendberufsagentur muss  deshalb 
unbedingt weitergehen und zügig intensiviert 
 werden. 

Dabei sollten die Prioritäten für die nächsten 
Schritte auf zwei Teilprojekten liegen, die aus 
 unserer Sicht für das Gelingen der Jugendberufs-
agentur zentral sind. Zum einen sollte das im Ver-
waltungsvertrag verabredete Projekt in Angriff 
genommen werden, in guter Kooperation mit 
allen Beteiligten das Konzept für das Matching zu 
optimie ren und weiterzuentwickeln. Zum  anderen 
sollte ein umfassendes Monitoring aufgebaut 
 werden, das nach den Verabredungen der Bremer 
Vereinbarung einen qualitativen Beitrag zur Opti-
mierung des Übergangssystems leisten soll. Dabei 

müssen sich die Maßnahmeangebote an den tat-
sächlichen Bedarfen der Jugendlichen orientieren 
und pass genaue, anschlussfähige Wege in Ausbil-
dung weisen oder abschlussorientierte Alternativen 
bieten. Die BQ hat in ihrem ersten Durchgang die 
Potenziale eines solchen Vorgehens aufgezeigt.

Ein wichtiger Beitrag ist das Landesprogramm „Aus-
bildungsgarantie“. Schon nach dem Startjahr trägt 
es erste Früchte. Das positive Ergebnis ist aber nicht 
nur ein Gewinn, sondern auch ein unmittelbarer 
Auftrag. Denn die bisherigen Erfahrungen zeigen 
auch, wo umgedacht oder nachjustiert werden kann 
und an welchen Schnittstellen die Zusammenarbeit 
verbessert werden muss. Die Landesregierung hat 
damit im vergangenen Jahr einen ersten wichtigen 
Schritt getan, um die Chancen von Jugendlichen 
auf einen Berufsabschluss zu erhöhen, die sonst 
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„Die ersten Erfolge der ‚Ausbildungsgarantie‘ 
sind ein Gewinn, aber auch ein Auftrag zum 
Weitermachen und Besserwerden.“

 keinen Ausbildungsplatz gefunden hätten. Jetzt gilt 
es weitere zu tun. Dabei haben die Akteure mit den 
 Bremer Vereinbarungen, der Jugendberufsagentur 
und dem Landesprogramm Ausbildungsgarantie nun 
drei Instrumente in der Hand, die es im Interesse 
der Bremer Jugendlichen auszubauen, qualitativ 
weiterzuentwickeln und umfassend zu nutzen gilt.
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Einleitung

  Am Ende des vergangenen Jahrhunderts 
 wurden bundesweit, so auch in Bremen, die wohl-
fahrtsstaatlichen Aspekte der Wohnungspolitik der 
Nachkriegsjahre als gelöst angesehen. Die Stadt-
gemeinde Bremen verfolgte in diesem Zusammen-
hang die Strategie eines Rückzugs der öffent lichen 
Hand aus diesem Bereich der Daseinsvorsorge 
und setzte auf die Kräfte des Marktes in Form von 
Privati sierung und Deregulierung. Zwei ehemalige 
 kommunale Wohnungsbauunternehmen mit über 
10.000 Wohneinheiten (WE) wurden privatisiert 
und es folgte die Umsetzung von Stadtsanierungs-
programmen mit dem Ziel, nicht mehr am Markt 
nachgefragte Wohnungen zurückzubauen, um pro-
blematischen Quartiersentwicklungen entgegen-
zuwirken. In den vergangenen Jahren stellt sich 
die Situation ganz anders dar. Die Arbeitnehmer-
kammer Bremen hat mit dem im November 2013 
veröffentlichten Bericht zur sozialen Lage das 
 Defizit an bezahlbarem Wohnraum in der Stadtge-
meinde Bremen beschrieben. Dabei wurde festge-
stellt, dass die Zielstellung des Bremer Senates, eine 
ausreichende und bedarfsgerechte Wohnungsversor-
gung sicherzustellen und einer sozialen Segregation 
entgegenzuwirken, einen vorausschauenden Ein-
satz von kommunalen Instrumenten der Wohnungs-
politik erfordert. Die angemessene Wohnungsver-
sorgung von Haushalten mit geringem Einkommen 
kann nicht von privaten Akteuren der Wohnungs-
wirtschaft erwartet werden und erfordert verstärkte 
städtische und öffentliche Verantwortung. An die-
sem Ziel muss sich Wohnungspolitik letztendlich 
messen lassen – gleichzeitig muss es gelingen, mög-
lichst viele der individuellen Wohnvorstellungen 
unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen in einer 
klugen Stadtentwicklungsstrategie im engeren Sinne 
zu berücksichtigen. 

In aller Kürze:

Der Wohnungs- und Immobilienmarkt in der Stadt Bremen ist nach 
wie vor durch eine überdurchschnittliche Preisdynamik gekennzeich-
net. Gleichzeitig wächst die Bevölkerung und es kommt zu einer 
erhöhten Nachfrage nach preiswerten Ein- bis Zweizimmerwohnun-
gen oder familiengerechten Wohnungen. Trotz der zunehmenden 
Wohnbautätigkeit, der Auflage von Wohnraumförderungsprogrammen 
und mietrechtlichen Maßnahmen hat sich die Situation nicht ent-
spannt: Im Durchschnitt unserer erneuten Mieterbe fragung werden 
inzwischen rund 36 Prozent des dem Haushalt zur Ver fügung ste-
henden Nettoeinkommens für das Wohnen aufgewendet.  Dennoch 
zeigt sich, dass der preisgebundene Wohnungsbau durchaus für 
Arbeitnehmer haushalte Entlastungen bringen kann und Möglich-
keiten bietet, in den Genuss einer bezahlbaren Neubauwohnung zu 
kommen. Gleichzeitig müssen die Anstrengungen intensiviert wer-
den, Mietpreis steigerungen im Bestand zu reduzieren. Ergänzend sind 
weitere zielgruppengerechte Entwicklungen von Neubauflächen not-
wendig, um das bestehende defizitäre Wohnungsangebot in unter-
schiedlichen Marktsegmenten zu ergänzen und attraktive Angebote 
zu schaffen. Dabei gilt es, insbesondere dem mittleren Preisniveau 
für Familien oder altengerechtes Wohnen besondere Aufmerksam-
keit zu schenken.

Kai-Ole Hausen

Wohnen in Bremen –  
aktuelle Situation auf dem 
Bremer Wohnungsmarkt
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Anhaltend hoher Nachfragedruck 
dynamisiert den Wohnungsmarkt

Seit 2011 sind in Bremen Bevölkerungszuwächse 
festzustellen und es lassen sich 557.464 Einwohner 
per 31.12.2015 mit dem Hauptwohnsitz und  
12.479 ge meldete Einwohner mit dem Nebenwohn-
sitz Bremen zählen. 1  Dabei ist die gegenwärtige 
Bevölkerungszunahme vor allem durch internatio-
nale Wanderungsbewegungen gekennzeichnet. 
Sowohl die Umland- als auch die Binnenfernwan-
derungen weisen negative Salden auf und auch die 
Fertilitätsrate reicht noch nicht aus, um die Sterbe-
fälle zu kompensieren. Dennoch wird bei der jüngs-
ten Bevölkerungsprognose der  Bremer Landes-
regierung weiterhin von einem weiteren Anstieg 
ausgegangen, der einen entsprechenden Nach-
fragesog entfalten wird. Zudem bewegt sich der 
Wohnungs- und Immobilienmarkt gegenwärtig 
in einem sehr dynamischen Kapitalmarktumfeld. 
Bedingt durch niedrige Zinsen, fehlende Anlage-
alternativen und viel freies Kapital entwickeln sich 
Immobilien zunehmend zu einer eigenen „Asset“-
Klasse, in der die hohe sozialpolitische Bedeutung 
des Gutes „Wohnen“ zugunsten von kapitalmarkt-
orientierten Renditeerwartungen  ver   nach lässigt 
wird. Das hat zur Folge, dass das wesentliche woh-
nungsbaupolitische Steuerungselement – die Preis-
gestaltung der Bodenpreise und deren spätere 
Vermarktungsmöglichkeiten – zu politischen Ziel-
konflikten hinsichtlich der Entwicklung vielfältig 
gemischter Stadtquartiere einerseits und möglichst 
hoher Verkaufserlöse mit entsprechenden positiven 
Haushaltswirkungen andererseits, führt. Deutlich 
wird dieses Dilemma bei einem Blick auf die Boden-
richtwertkarte: Um bis zu 40 Prozent sind die Preise 
für Grundstücke zwischen 2013 und 2015 angestie-
gen, wie der Gutachterausschuss für Grundstücks-
werte feststellt. 2  Die Durchschnittspreise erhöhten 
sich dabei um rund 15 Prozent, in inner städtischen 
Quartieren sogar um 20 Prozent. Besonders teuer 
sind die Grundstücke in der Östlichen Vorstadt 
und damit auch im Hulsberg-Quartier, wo auf dem 
Gelände des Klinikums Mitte – und damit im Eigen-
tum der Kommune – rund 1.000 WE entstehen 
 sollen. Viele potenzielle Interessenten haben sich 
in dem aufwendigen Bürgerbeteiligungsverfahren 
engagiert und darauf vertraut, dort eine neue Woh-
nung zu finden. Durch die hohen Grundstückspreise 
wird dies vermutlich scheitern, auch wenn hier in 

Teilbereichen geförderter Wohnungsbau realisiert 
werden soll. Es zeigt sich an diesem Prozess bei-
spielhaft, dass soziale Durchmischung von Wohn-
gebieten nicht nur durch hochpreisigen Wohnungs-
bau einerseits und preisgebundene Mietwohnungen 
andererseits erreicht werden kann, sondern dass 
vielmehr auch etwas für das mittlere Preisniveau 
getan werden muss – sowohl für den Eigentums-  
als auch für den Mietmarkt. 

Der Neubaubedarf besteht nach wie vor bei kleine-
ren und familiengerechten Miet- und Eigentums-
wohnungen in zentrumsnahen Lagen. Dabei ist  
zu beachten, dass der Wohnungsmarkt im Wesent-
lichen über den Bestand „atmet“ und eine ent-
sprechende Elastizität aufweisen muss, um 
eine breite Wohnungsversorgung zu gewähr-
leisten. Die grundsätzlich benachteiligte Situation 
einkommens schwacher Bevölkerungsgruppen auf 
den Wohnungs märkten wird zudem durch den fest-
gestellten Trend der Aufwertung bestimmter inner-
städtischer Quartiere verschärft. Dabei ist man 
allerdings weitestgehend auf Beobachtungen ange-
wiesen – steigende Mieten und verstärkte Nachfrage 
sind dabei aber Indizien. Sogenannte Pull-Faktoren 
sind zudem die zentrale Lage des jeweiligen Stadt-
teils, die Nähe zu Bildungseinrichtungen und städ-
tischer Infrastruktur und die daraus entstehende 
urbane Lebensweise. Ohne eine deutliche Zunahme 
der jährlich fertiggestellten Wohnungen wird sich 
der bereits bestehende Nachfrageüberhang am 
Wohnungsmarkt noch einmal deutlich vergrößern. 
Diese Entwicklung ist vor allem deshalb problema-
tisch, weil zum Beispiel die Familiengründung einen 
entscheidenden Faktor bei der Wohnstandortwahl 
darstellt. Denn sie ist nicht nur mit Veränderungen 
im Einkommen verbunden, sondern auch mit sehr 
bewussten Entscheidungen darüber, in welchem 
nachbarschaftlichen Umfeld die Kinder aufwach-
sen sollen. Deshalb ist die von der Landesregierung 
gestartete Wohnungsbauoffensive sehr zu begrü-
ßen und sollte sich aus unserer Sicht unbedingt an 
dem prognostizierten Bedarf orientieren, um eine 
entsprechende Angebotsorientierung zu gewähr-
leisten. 3  So sind die aktuellen Baufertigstellungen 
– 2015 wurden immerhin 1.356 neue Wohnungen 
errichtet und 2014 waren es 1.079 – Anspruch und 
Ansporn zugleich. Damit sind erstmals wieder die 
Fertigstellungszahlen des Jahres 2006 (1.247 WE) 
erreicht. 4  

1 Daten: Statistisches Landesamt Bremen 2017.

2 Siehe Eiken Bruhn: Stadtnahe Bauflächen gesucht. 

In: taz Bremen vom 30.01.2017, S. 24.

3 Vgl. GEWOS: Aktualisierung und Fortschreibung der 

Wohnungsmarktprognose bis 2030 für die Hansestadt 

Bremen, Bericht Februar 2015.

4 Vgl. Statistisches Landesamt Bremen.
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Abbildung 1: 
Einkommensgrenzen im geförderten Wohnungsneubau (in Euro)

Quelle: GEWOBA; http://www.gewoba.de/leistungen/neubau-stadtentwicklung/wohnberechtigungsschein/ 
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bis 550 Wohnungen ermöglichen. Gleichzeitig ver-
langsamen diese Programme den Abbau von Woh-
nungen mit einer entsprechenden Sozialbindung. So 
gibt es aktuell noch circa 7.000 geförderte Wohnun-
gen in der Stadtgemeinde – diese Zahl würde sich 
jedoch ohne Förderprogramme bis zum Jahr 2025 
auf circa 2.700 reduzieren (Stand 31.12.2016). Als 
berechtigte Haushalte gelten bei den neuen Förder-
programmen Antragsteller, deren Einkommen maxi-
mal 60 Prozent über dem Einkommen liegt, das für 
eine Wohnberechtigung nach dem Wohnraumförde-
rungsgesetz maßgeblich ist. Für Arbeitnehmerhaus-
halte gelten folgende erhöhte Einkommens grenzen, 
durch die der Kreis der Berechtigten erheblich er -
weitert wird.

Renaissance des sozialen 
 Wohnungsbaus
 
Zusätzlich wirken inzwischen die vom Senat be-
schlossenen Wohnraumförderungsprogramme der 
Jahre 2012, 2015 und 2016 mit einem Darlehens-
volumen von 120 Millionen Euro. Es ist ein wirk-
sames Instrument, um der räumlichen Polarisierung 
von Mieterhaushalten innerhalb der Stadt Einhalt 
zu gebieten und Marktmechanismen bis zu einem 
gewissen Grad außer Kraft zu setzen. So wurden 
mit den ersten beiden Förderprogrammen insgesamt 
977 Sozialwohnungen in der Stadt Bremen ange-
meldet, von denen bis Ende 2016 470 planerisch 
abgeschlossen, im Bau oder fertiggestellt waren. Das 
3. Programm wird eine Förderung von circa 500 
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„Besonders schwer haben es Alleinerziehende auf 

dem Wohnungsmarkt. Als Zwei- bis Dreipersonen-

haushalte stehen sie in direkter Konkurrenz zu 

 Paarhaushalten ohne Kinder beziehungsweise Paar-

haushalten mit einem Kind.“ 

Mieterbefragung 2016 

Etwa 60 Prozent der Haushalte in der Stadt  Bremen 
sind Miethaushalte und eine Vielzahl von Faktoren 
wirken auf die Mietpreisbildung ein. Um Anhalts-
punkte für die Dynamik der Bestandsmieten- 
Entwicklung zu erhalten, wurde vom Statistischen 
Landesamt Bremen im Auftrag der Arbeitnehmer-
kammer im Jahr 2016 erneut eine Mieterbefragung 
durchgeführt. Besonderes Augenmerk wurde dabei 
auf die Betrachtung des Zusammenhangs von Haus-
haltseinkommen und Miethöhe gelegt, um die an ge-
spannte Situation des Wohnungsmarktes zu messen. 
Die Ergebnisse der Mieterbefragung 2013 zeigten, 
dass die Wohnkosten kontinuierlich steigen und 
ein Haushalt damals im Durchschnitt etwa 34 Pro-
zent des zur Verfügung stehenden Nettoeinkom-
mens für das „Wohnen“ (inklusive Nebenkosten) 
aufwenden musste. Inwiefern diese „Wohnkosten-
belastungsquote“ 5  in einem zunehmend größer 
werdenden Missverhältnis steht und ob die er -
griffenen wohnungsbaupolitischen Maßnahmen 
erste Wirkungen zeigen, stand im Mittelpunkt der 
erneuten Be  fragung.

Insgesamt wurden von Juli bis September 2016 
erneut rund 13.000 Fragebögen an zufällig ausge-
wählte Haushalte im ganzen Stadtgebiet verschickt. 
Im Ergebnis lagen rund 2.600 Antworten vor. 
Damit haben rund 600 Haushalte beziehungsweise 
 Menschen mehr an der Befragung im Vergleich zu 
2013 teilgenommen. Ein wesentlicher Unterschied 
war zudem die explizite Frage nach dem persön-
lichen Status. Demnach entfielen rund 50 Prozent 
der Antwortenden auf die Gruppe der Arbeitneh-
mer, gefolgt von den Rentnern mit 21,6 Prozent 
und Erwerbslosen mit 9,6 Prozent. 

Die Wohnsituation der befragten Haushalte wird 
anhand verschiedener Kennzahlen beschrieben. Bei 
der Größe ergaben sich geringfügige Ab  weichungen 
im Vergleich zur 2013er-Befragung – die Hälfte 
aller befragten Haushalte hatte drei Räume bei 

einer Wohnungsgröße von 62 Quadratmetern (m²), 
2013: 63 m². Deutlich erhöht hat sich aber die 
durchschnittliche Wohndauer. Diese liegt im Ver-
gleich um gut zwei Jahre höher, bei nun 9,7 Jahre. 
Dies könnte ein erster Hinweis für eine geringere 
Mobilität von Mieterhaushalten sein, aber auch auf 
eine höhere Wohnzufriedenheit hinweisen.

Die Aufwendungen für Warm- beziehungsweise 
Kaltmiete belaufen sich auf Werte von durchschnitt-
lich 576,21 Euro beziehungsweise 436,05 Euro für 
eine Wohnung. Dies entspricht im Durchschnitt 
rund 36 Prozent des dem Haushalt zur Verfügung 
stehenden Nettoeinkommens und hat sich demnach 
gegenüber 2013 um zwei Prozentpunkte erhöht. Die 
Abbildung 2 zeigt dabei die Ver teilung der Anteile 
für die Warmmiete am Nettoeinkommen. Sehr viele 
Haushalte geben dabei weiterhin 30 bis 40  Prozent 
ihres Haushaltseinkommens fürs  Wohnen aus. 
Immerhin rund neun Prozent der befragten Haus-
halte geben zwischen 50 bis unter 60 Prozent ihres 
Nettohaushaltseinkommens für die Miete aus.  
59 Prozent aller Haushalte  zahlten bereits über 
30 Prozent für die Warmmiete. Der  Mittelwert bei 
Arbeitnehmer-Haushalten lag bei 614,96 Euro und 
der Anteil der Warmmiete am Einkommen des 
Haushaltes belief sich auf etwa 32 Prozent und 
weist damit eine Belastungsquote auf, die im Allge-
meinen als vertretbar erscheint. Mit 38,4 Prozent 
lag der Anteil der Warmmiete bei Haus halten von 
Rentnern deutlich höher, ebenso wie bei Stu denten 
und Erwerbslosen mit Werten von 43,2 Prozent 
beziehungsweise 48 Prozent.

5 Die Mietbelastungsquote eines Haushalts bezeich-

net den Anteil am Haushaltsnettoeinkommen, der für 

die Bruttokaltmiete aufgebracht werden muss. In der 

hier verwendeten Wohnkostenbelastungsquote ist 

zusätzlich nach den Betriebskosten, den Kosten der 

Heizung und den Stromkosten gefragt worden.
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Abbildung 2: 
Anteil des Nettoeinkommens an der Warmmiete

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen
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entspricht einer Steigerung von rund 23 Prozent. 
Hierbei ist aber zu beachten, dass auch – teure – 
Neubauwohnungen den Durchschnittswert erhöhen.

Besonders schwer haben es Alleinerziehende auf 
dem Wohnungsmarkt. Als Zwei- bis Dreipersonen-
haushalte benötigen sie Wohnungsgrößen von 40 m² 
bis 80 m² und stehen dabei in direkter Konkur-
renz zu Paarhaushalten ohne Kinder beziehungs-
weise Paarhaushalten mit einem Kind. Alleiner-
ziehende wohnen in relativ kleinen Wohnungen 
von 65,15 m² (2013: 71,7 m²) und weisen damit 
bei den Mehrpersonenhaushalten den geringsten 
Wert auf. Sie geben dabei überdurchschnitt liche 
39  Prozent (2013: 41 Prozent) ihres Haushalts-
nettoeinkommens für die Miete aus. Eine weitere 
Gruppe, die deutlich auffällt, sind die Haushalte, 
die nach den abgeleiteten Einkommensverhältnissen 
von Armut gefährdet sind. 6  So konnten 247 Haus-
halte ermittelt werden, die dieser Gruppe zuzu-
ordnen sind. Demnach handelt es sich besonders 

Es zeigen sich zudem deutliche Unterschiede in 
Bezug auf Wohnungsgröße, Wohndauer und Miet-
höhe hinsichtlich der Anbieter auf dem Wohnungs-
markt. Die Wohnungen von Genossenschaften und 
Wohnungsbaugesellschaften sind zwar im  Mittel 
kleiner als die der privaten Vermieter. Zudem ist 
die durchschnittliche Warmmiete mit 497 Euro 
(2013: 488 Euro) bei den Wohnungsbaugenossen-
schaften am niedrigsten, bei privaten Vermietern 
müssen dagegen durchschnittlich 680 Euro (2013: 
618 Euro) bezahlt werden. Anhand dieser Zahlen 
wird die besondere Rolle der Wohnungsbaugesell-
schaften und Genossenschaften deutlich. Sie stützen 
wesentlich das Segment der kleinen und mittleren 
Wohnungsgrößen und bieten hier im Vergleich zur 
Privatvermietung ein deutlich moderateres Miet-
niveau. 

Besonders private Vermieter werden versuchen, bei 
Neuvermietungen entgangene Mieter höhungen am 
Markt durchzusetzen. Haushalte mit einer Wohn-
dauer von zehn Jahren zahlen in der Umfrage 
durchschnittlich 639,35 Euro für die Warmmiete 
beziehungsweise 8,71 Euro je m². Haushalte mit 
einer Wohndauer von nur einem Jahr zahlen durch-
schnittlich 726 Euro Warmmiete beziehungsweise 
10,71 Euro je m². Die Erhöhung um zwei Euro je m²  

6 Vgl. EU-SILC nach Haushaltstypen und Median-

einkommen.
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Abbildung 3: 
Situation Arbeitnehmer-Einpersonenhaushalt auf dem Mietwohnungsmarkt

N=535 / Quelle: Statistisches Landesamt Bremen
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7 Bremische Bürgerschaft, Landtag, Drucksache 

18 /  1758 vom 24.02.2015: Mitteilung des Senats vom  

24. Februar 2015, Bremer Bündnis für Wohnen –  

2. Wohnraumförderungsprogramm, S. 5.

häufig um Haushalte von Rentnern (24,3 Prozent), 
gefolgt von Studenten (23,5 Prozent) und Erwerbs-
losen (21,9 Prozent). Aber auch Arbeitnehmerhaus-
halte (19 Prozent) lassen sich dieser Kategorie 
zu ordnen. Diese Gruppe unterscheidet sich in Hin-
sicht auf die Ausstattung mit Wohnraum sowie 
der Einkommensanteile, die sie für die Miete auf-
wenden  müssen, deutlich von der Umfrage insge-
samt. Im Durchschnitt wenden diese Haushalte 
einen Anteil des Einkommens an der Warmmiete in 
Höhe von 65,4 Prozent auf – wobei hier durchaus 
auch Transfer leistungsempfänger miteinbezogen 
sein können. Bei den Arbeitnehmern dieser Gruppe 
liegt der Wert bei 55 Prozent. Die durchschnittliche 
Wohnungsgröße liegt bei 47,57 m² im Vergleich zu 
67,05 m² insgesamt.

Ist das bremische Wohnraumförde-
rungsprogramm zielgruppengerecht?

Interessant ist in diesem Zusammenhang die 
Frage, welche Haushalte in einer öffentlich ge  för-
derten Wohnung wohnen und ob sich das aufge-
legte Wohnraumförderungsprogramm, was Größe 
und Preis angeht, am Bedarf orientiert. Mit den 
jetzt 977 angemeldeten Wohnungen des sozialen 
Wohnungsbaus sind verschiedene Ziele definiert, 
unter anderem: „Zielgruppe der Förderung sollen 
auch zukünftig Haushalte mit kleineren und mittle-
ren Einkommen sein, wobei Haushalte mit geringen 
Einkommen, (…) besonders berücksichtigt werden 
sollen.“ 7  Im Wohnraumförderungsprogramm des 
Bremer Senats sind für Einpersonenhaushalte der-
zeit Mieten von 6,50 Euro pro m² und eine Wohn-
größe von 50 m² vorgesehen beziehungsweise 
 werden gefördert. Wir wollten wissen, ob mit diesen 
Vorgaben die Zielgruppe auch erreicht wird. Dafür 
haben wir aus der Befragung alle Einpersonen- 
Arbeitnehmerhaushalte isoliert, die mit hoher 
Wahr   scheinlichkeit einen Wohnberechtigungs  schein 
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Abbildung 4: 
Situation Arbeitnehmer-Haushalt mit einem Kind auf dem Mietwohnungsmarkt

N=106 / Quelle: Statistisches Landesamt Bremen
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8 Vgl. Weser-Kurier vom 14.11.2015: Interview mit 

 Bausenator Joachim Lohse. „Wir können die  Aufgabe 

bewältigen“; http://www.weser-kurier.de/bremen/ 

bremen-politik-wirtschaft_artikel,-Lohse-Wir- koennen-

die-Aufgabe-bewaeltigen-_arid,1251660.html.

Die gleiche Rechnung haben wir für einen Arbeit-
nehmerhaushalt mit einem Kind angestellt (zwei 
Erwachsene, ein Kind). Hier gibt es geförderte Woh-
nungen mit bis zu 75 Quadratmetern, ebenfalls zum 
Preis von 6,50 Euro pro m². Die Abbildung 4 zeigt, 
dass die im Förderprogramm angebotenen Wohnun-
gen für diese Zielgruppe gegebenenfalls zu klein 
sein könnten. Das Programm kann für einkommens-
schwächere Familien aber tatsächlich Entlastungs-
effekte erzielen. Mit höheren Mietansätzen im ge -
förderten Wohnungsbau – Bausenator Lohse hat in 
der Presse Quadratmeterpreise bis acht Euro für 
vorstellbar gehalten – 8  würde man die niedrigen 
Einkommensgruppen nicht mehr erreichen.

für diese geförderten Wohnungen bekämen. Dabei 
wird deutlich, dass die 6,50 Euro je m², die im 
Neubau programm in der Regel verlangt werden, 
hart an der Belastungsgrenze entsprechender Haus-
halte sind.

Die Abbildung 3 zeigt, dass Arbeitnehmer mit 
einem Haushaltseinkommen zwischen 1.000 und 
1.500 Euro aktuell im Schnitt 53 Quadratmeter 
bewohnen, dafür 6,50 Euro je m² bezahlen und 
insgesamt rund 35 Prozent ihres Haushaltsein-
kommens für Miete aufwenden. Sie könnten also 
mit dem  Programm gut erreicht werden. Dage-
gen ist ein Arbeitnehmer, der monatlich nur bis 
zu 1.000 Euro zur Verfügung hat, schon heute mit 
Mietkosten belastet, die gut 47 Prozent dieses  
Einkommens  ausmachen und zahlt im Schnitt  
6,30 Euro pro m². Für ihn könnte das Angebot im 
ge  förderten Wohnungsbau schon zu teuer sein. 
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Schlussfolgerungen für eine 
 differenzierte Wohnungsbaupolitik

Insgesamt hat die Wohnbelastungsquote in der 
Mieter befragung zugenommen. Es ist also bislang 
nicht gelungen – auch wenn es dafür noch zu früh 
ist –, deutliche Effekte in Bezug auf die Miethöhe 
zu erzielen. Dennoch zeigt sich, dass die im Bereich 
des Wohnungsneubaus entwickelte Liste mit städ-
tischen wie auch privaten Wohnbauflächen erste 
Impulse setzt und so dazu beiträgt, eine zielge-
richtete Innenentwicklung voranzutreiben. Aller-
dings wird sich erst in ein paar Jahren zeigen, ob es 
mit der Ausweitung des Wohnungsangebots gelun-
gen ist, die Immobilien- und Mietpreissteigerungen 
zu senken (sogenannte Sickereffekte). Dabei orien-
tiert sich Bremen mit seiner Wohnungsbaupolitik 
durchaus an sozialen Zielsetzungen und es wurden 
geeignete Instrumente entwickelt, um preiswerte 
Mietwohnungen im Neubausegment durchzuset-
zen. Die getroffenen Verabredungen im „Bündnis 
für  Wohnen“ sind dabei im Wesentlichen einge-
halten worden und die erfolgten Bemühungen 
aller Akteure, obgleich schwieriger Rahmenbedin-
gungen, sind anerkennenswert. Allerdings gelingt 
es nicht, trotz der vergleichsweise hohen Sozial-
wohnungsanteile (25 Prozent bei Neubauvorhaben) 
an den Baufertigstellungen, den jährlichen Verlust 
von  mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnun-
gen durch das Auslaufen früherer Förderungen zu 
kompensieren. Außerdem werden bei dieser Form 
der Neubauförderung von Sozialwohnungen ledig-
lich zeitlich befristete Mietpreisbindungen von  
20 Jahren in privaten Wohnungsbeständen umge-
setzt. Damit können kurzfristige Versorgungsziele 
erreicht werden, eine dauerhafte Sicherung eines 
preiswerten und der öffentlichen Steuerung unter-
liegenden Wohnungsmarktsegments wird dabei 
nicht erreicht. Es wäre wünschenswert, die Vor-
züge langfristiger Bewirtschaftungseffekte stärker 
wahrzunehmen. Dabei könnten öffentliche Woh-
nungsunternehmen im Hinblick auf Sozialverträg-
lichkeit und des öffentlichen Interesses künftig eine 

wichtigere Rolle übernehmen. Auch die Umsetzung 
eines kommunalen Wohnungsbauprogramms wäre 
vor dem Hintergrund dieser Überlegungen durch-
aus sinnvoll.

In diesem Zusammenhang soll auf die Übernahme 
der Bremer Landesbank (BLB) durch die Nord-
deutsche Landesbank verwiesen werden und auf 
die wohnungsbaupolitischen Chancen, die sich 
dadurch ergeben. Es ist zu erwarten, dass im Zuge 
des Übernahmeprozesses sowohl die Anteile der 
Wohnungsbaugesellschaft BREBAU, an der die 
BLB 48,84  Prozent der Anteile hält, als auch die 
Anteile an der GEWOBA, die dort zu 7,76 Prozent 
 liegen, veräußert werden sollen. Es ist dringend ge -
boten, die Anteile an beiden Unternehmungen für 
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9 Siehe Radio Bremen vom 15. Juni 2016: Übernahme 

der Landesbank. Wo die BLB beteiligt ist; http://www.

radiobremen.de/politik/dossiers/blb/landesbank108.

html.

bereits in der Region wohnen und die Familien-
gründungsphase abgeschlossen haben, wieder in 
die Stadt zu bekommen. So gilt es jetzt, gemein-
sam mit zum Beispiel dem größten privaten Arbeit-
geber der Stadt, dem Mercedes-Benz-Werk, auf 
den Flächen der Galopprennbahn oder der Oster-
holzer Feldmark, Quartiere zu entwickeln, die an 
die spezifischen Bedarfe angepasst sind. Dabei 
könnten in Dialogverfahren Erwartungen ermittelt 
und  richtige Haus- und Wohnungstypen entworfen 
 werden. Auch eine Infrastruktur – wie Kindergär-
ten, deren Öffnungszeiten mit den Schichtarbeits-
plänen abgestimmt sind – könnten hier zeitgleich 
mitent wickelt werden. Hierbei bietet sich auch die 
Verab redung entsprechender Kooperationsverfahren 
zwischen Belegschaftsvertretern, Werksleitungen 
und der planenden Verwaltung bei der Entwicklung 
und Umsetzung an. Gleichzeitig müssen Nachver-
dichtungspotenziale in Ortsteilen wie dem Bunten-
tor, Walle, Hastedt oder Woltmershausen gehoben 
werden. Eine erweiterte Angebotsorientierung der 
Wohnungsbaupolitik für die mittleren Einkommens-
gruppen ist auch deshalb notwendig, um den sich 
wieder verstärkenden Trend der weiteren Umland-
wanderung von Arbeitnehmerhaushalten zu begeg-
nen.

die Kommune zu sichern und den jeweiligen bereits 
vorhandenen Gesellschafteranteilen hinzuzufügen. 
Denn so kann größerer Einfluss auf die jeweilige 
Bewirtschaftung der Bestände genommen werden, 
zumal auch wichtige Stadtentwicklungsprojekte mit 
ihnen verbunden sind (zum Beispiel Hafenkante 
in der Überseestadt). 9  Eine Weiterentwicklung 
der Geschäftstätigkeit im Sinne einer Landesent-
wicklungsgesellschaft, deren Aufgabe die bauliche 
Erschließung und wohnliche Nutzung von Flächen 
im Auftrag der Kommune ist, wäre dabei anzustre-
ben. Damit könnte sowohl die Schaffung erschwing-
lichen Wohnraums als auch die Förderung infra-
strukturell unterentwickelter Gebiete – flankiert von 
sozialen und wirtschaftlichen Aufgaben – vorange-
trieben werden.

Die Liegenschaftspolitik in Bremen orientiert sich 
an kaufmännischen Grundsätzen und veräußert 
städtische Grundstücke in der Regel im Bieterver-
fahren zum höchsten Gebot. Zwar wurde grund-
sätzlich auch die Möglichkeit sogenannter Konzept-
verfahren – bei denen nicht nur der Preis bewertet 
wird, sondern auch die spätere Nutzung Berücksich-
tigung findet – vorgesehen, diese finden allerdings 
in der Praxis bislang keine Anwendung. Auch wird 
die Möglichkeit, die hohen Baulandpreise durch die 
Vergabe von Erbbaurechten zu reduzieren, nicht 
genutzt. Beides sollte künftig stärker zum Einsatz 
gebracht werden. Ergänzend sollte auch erneut 
die Möglichkeit zur Unterstützung der Eigentums-
bildung von Schwellenhaushalten (Miete / Eigen-
tum) in Form einer kommunalen Eigenheimförde-
rung geprüft werden. 

Dennoch muss es gelingen, auch für die verschiede-
nen Zielgruppen – etwa Auszubildende, Studierende 
oder wissenschaftliche Mitarbeiter – attraktive und 
bezahlbare Wohnangebote zu entwickeln. Dabei gilt 
es zum Beispiel, die Entwicklung des Güldenhaus- 
Quartiers in der Alten Neustadt zu forcieren, aber 
auch rund um die Universität Flächen zu aktivie-
ren. Weiterhin ist es unbedingt notwendig, den 
 vielen Arbeitnehmern, die in Bremen arbeiten, aber 
in der Region wohnen, entsprechende Wohnange-
bote zu machen. Dabei ist der Zeitpunkt entschei-
dend, denn es ist unwahrscheinlich, Haushalte, die 
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1 Vgl. Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer 

Regierungskoalition für die 19. Wahlperiode der 

 Bremischen Bürgerschaft 2015 – 2019; Sozialdemokrati-

sche Partei Deutschlands, Landesorganisation Bremen 

und BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN, Landesverband Bremen, 

S. 40.

2 Vgl. Brake, K. / Herfert, G. (Hrsg.): Reurbanisierung, 

Materialität und Diskurs in Deutschland, Januar 2012.

3 Vgl. Fricke, A. / Siedentop, S. / Zakrzewski, P. (Hrsg.): 

Reurbanisierung in baden-württembergischen Stadt-

regionen, Hannover 2015; Adam, Brigitte et al.: Diver-

genzen und Konvergenzen in Großstadtregionen – klein-

räumige Analysen. BBSR-Analysen KOMPAKT 01 / 2015.

Unterstrichen wird diese zentrale Zielvor stellung 
durch Erklärungen des Bürgermeisters Carsten 
 Sieling. Dabei ist das Wachstum der Stadt sowohl 
eine Zustandsbeschreibung als auch ein politisches 
Ziel mit vielfältigen Herausforderungen. Mit neuem 
Wohnungsbau und gezielter Wirtschaftsentwicklung 
will Bremen dafür sorgen, dass mehr Menschen 
nach Bremen ziehen, was unter anderem auch für 
die Konsolidierung des bremischen Haushalts als 
wichtig erachtet wird (Steuereinnahmen; Finanzie-
rung städtischer Angebote und Infrastrukturen).

Dass Städte nach jahrelangen Bevölkerungsver-
lusten wieder wachsen, zeichnet sich seit einigen 
 Jahren nicht nur in Bremen ab. Die Entwicklung 
der sogenannten Reurbanisierung, die als Gegen-
bewegung zur Suburbanisierung – also der Abwan-
derung ins Umland – gesehen werden kann, wird 
auch in der Stadtforschung seit einiger Zeit ver-
mehrt thematisiert. 2  Für diesen Trend zurück in 
die Städte werden verschiedene Ursachen disku-
tiert: Neben urbanen Qualitäten und einer allge-
meinen Veränderung der Lebensweisen spielt dabei 
vor allem der Arbeitsmarkt eine bedeutende Rolle. 
 Studien zeigen jedoch die Vielschichtigkeit und 
Diversität der ablaufenden Prozesse. Re- und Sub-
urbanisierung, Wachstum und Schrumpfung von 
 Städten oder von Stadtteilen laufen mitunter paral-
lel und in einem engen räumlichen Kontext ab. 3  

  „Bremen ist eine wachsende Stadt […] und 
soll auf dem Niveau vergleichbarer Großstädte 
weiter wachsen“. 1 So steht es in der aktuellen Koa-
litionsvereinbarung (2015) von SPD und Grünen. 

In aller Kürze:

„Bremen als wachsende Stadt“ – so hat die aktuelle Landesregie-
rung 2015 ein zentrales Leitbild und Ziel dieser Legislatur formuliert. 
Zeitgleich haben Arbeitnehmerkammer und iaw mit einem neuen 
Forschungsprojekt begonnen, für Bremen differenzierte Analysen 
der Wachstums- und Zuwanderungsentwicklungen durchzuführen. 
Erste Ergebnisse zeigen, dass Bremen zwar durchaus an Einwohnern 
gewinnt, das Wachstum jedoch im Vergleich mit anderen Groß städten 
eher unterdurchschnittlich ausfällt. Die Datenanalysen machen drei 
Trends deutlich: Erstens wächst Bremen fast ausschließlich durch 
Auslandszuwanderung, zweitens hat die Abwanderung von zumeist 
einkommensstarken 30- bis 50-Jährigen ins Umland  wieder er heb-
lich an Dynamik gewonnen und drittens ist zuletzt auch die Zahl der 
Wanderungsgewinne bei den 18- bis 25-Jährigen spürbar ge  sunken. 
Eine Motivbefragung zeigt zudem, dass infrastrukturelle Aspekte für 
den Zuzug nach Bremen nur wenig von Bedeutung sind, wohnungs-
bezogene Motive dagegen bei den Gründen für einen geplanten 
Um- beziehungsweise Fortzug dominieren. Herausforderung für die 
 bremische Stadtpolitik wird es sein, die Attraktivität Bremens – 
gerade im Vergleich zum Umland – für verschiedene gesellschaft-
liche Gruppen zu verbessern. Neben einer Ausdifferenzierung des 
Wohnungsangebotes ist hierfür die Qualität von sozialer Infrastruktur 
sowie einer leistungsfähigen Verwaltung, die diese Prozesse managen 
und unterstützen kann, von zentraler Bedeutung.

Verena Andreas, René Böhme, Fabian Fortmann, Jens Holtermann, Guido Nischwitz – Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

Bremen will wachsen!
 

Neuere Wachstumstrends und ihre Konsequenzen
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4 Eigene Analyse (iaw 2016).

5 Die Geburtenrate der Stadt Bremen steigt seit 2011 

(1,24) wieder deutlich an und erreichte 2015 mit 1,46 

das höchste Niveau seit 1972. Trotz dieser Ent wicklung 

ist städtisches Bevölkerungswachstum in Bremen – 

nicht wie in anderen Städten, die zum Teil deutlich 

höhere Geburtenraten aufweisen – zurzeit nur durch 

Wanderungs gewinne möglich, weshalb der Analyse der 

Wanderungsbewegungen ein besonders hoher Stellen-

wert zukommt. 

6 Mit Binnenfernwanderungen sind die Wanderungs-

verflechtungen zwischen Bremen und dem übrigen 

Bundesgebiet, ohne die zum stadtbremischen Umland 

gehörigen niedersächsischen Gemeinden, gemeint.

Von zentraler Bedeutung sind für Bremen vor allem 

die Bewahrung und Steigerung der Attraktivität der 

Stadt für den Zuzug qualifizierter Arbeitskräfte sowie 

die Integration von Zuwanderern.“

nachzulesen. Was war zwischen dieser aktu ellen 
Einschätzung und den optimistischen Annahmen 
aus der Analyse der bis Ende 2013 verfügbaren 
Daten geschehen? Aus der Entwicklung bis 2013 
ließ sich vorsichtig ein Trend für die Stadt  Bremen 
als eine wachsende Stadt ablesen. Zwei Jahre 
 später – mit einem aktualisierten und sehr viel 
 differenzierteren Blick auf den Entwicklungsgang 
–  lassen sich viel fundiertere Aussagen treffen. Ge-
messen am Ziel, die Umlandwanderung zu  stoppen 
und möglichst gut qualifizierte und einkommens-
starke Einwohner zu gewinnen, ergeben sich eher 
ernüchtern  de Befunde. Basis hierfür sind die vom 
iaw durchgeführten Datenanalysen, Sonderaus-
wertungen und eine eigene Erhebung, auf die im 
Folgenden kurz eingegangen wird. 

Zuwanderungstrends nach Bremen 

Ein wesentlicher Aspekt städtischen Bevölkerungs-
wachstums bei anhaltend niedrigen Geburtenraten 
in Bremen 5  sind Hinzugewinne durch Wanderungs-
überschüsse. Daher wurden durch das iaw Wande-
rungstrends der Stadt Bremen differenziert nach 
Herkunftsgebieten sowie Altersklassen und Staats-
angehörigkeiten untersucht. 

Die Wanderungsentwicklungen im  betrachteten 
Zeitraum (2000 – 2015) lassen sich in zwei 
 Phasen unterteilen. Die erste Phase von 2000 bis 
2009/2010 war dadurch gekennzeichnet, dass die 
Bevölkerung der Stadt Bremen vornehmlich durch 
Wanderungsüberschüsse aus Binnenfernwanderun-
gen 6  gewachsen ist und sich das Wanderungsde-
fizit gegenüber dem niedersächsischen Umland 
 deutlich reduziert hat. Bei den Auslandswanderun-
gen war eine Entwicklung hin zu einer ausgegliche-
nen  Wanderungsbilanz zu beobachten. 

Außerdem zeigt sich, dass nicht alle Städte gleich 
stark wachsen. So weist Bremen im Vergleich zu 
anderen deutschen Großstädten zwischen 2011 und 
2015 mit 2,5 Prozent ein unterdurchschnitt liches 
Wachstum auf. Berlin, München oder Frankfurt 
 liegen im selben Zeitraum mit Wachstumsraten von 
rund sechs bis acht Prozent deutlich vorn. Unange-
fochten an der Spitze rangiert die Stadt Leipzig mit 
einem Wachstum von fast zehn Prozent. 4

Bremen hat sich bis vor Kurzem kaum mit den zu 
beobachtenden Entwicklungstrends der Reurbani-
sierung und des Wachstums beschäftigt. Es fehlte 
an aussagefähigen und belastbaren Befunden, um 
 diesen Trend und die daraus resultierenden Hand-
lungserfordernisse sichtbar zu machen. Dies bezieht 
sich auf die Kernbereiche städtischen Lebens, Ar -
beitens und der Daseinsvorsorge: Arbeits- und Woh-
nungsmarkt, Verkehr und Mobilität sowie soziale 
Infrastruktur (Kitas, Schulen etc.) und Nahversor-
gung. Von zentraler Bedeutung sind für Bremen vor 
allem die Bewahrung und Steigerung der Attrakti-
vität der Stadt für den Zuzug qualifizierter Arbeits-
kräfte sowie die Integration von Zuwande rinnen 
und Zuwanderern aus anderen Ländern in die 
Gesellschaft und den Arbeitsmarkt.

Aus diesen Gründen und zeitgleich mit der Positio-
nierung der neuen Landesregierung haben Arbeit-
nehmerkammer und iaw 2015 beschlossen, mit 
einem neuen Forschungsprojekt das Thema „Wach-
sende Stadt“ intensiver zu betrachten.

Im Rahmen des Vorhabens „Bremen als wach-
sende Stadt“ wurde eine umfassende Analyse der 
Wachstums- und Wanderungsentwicklungen durch-
geführt, um hieraus Handlungsbedarfe für verschie-
dene Politikfelder abzuleiten. Erste Befunde der 
iaw- Analysen waren unter anderem am 16.01.2017 
auf der Titelseite des Weser-Kuriers mit der Schlag-
zeile: „(…) Wachsende Stadt: Rot-grünes  Projekt 
kann	Abwanderung	ins	Umland	nicht	stoppen“, 
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Abbildung 1: 
Wanderungssaldo der Stadt Bremen nach Herkunfts- und Zielgebieten (2000 – 2015)

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen (2016), eigene Berechnung, eigene Darstellung (iaw 2017)
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Seit 2009 / 2010 haben sich die Wanderungsdyna-
miken allerdings deutlich verändert: Die Abwan-
derung ins Umland nimmt wieder deutlich zu und 
erreichte 2015 das Niveau von 2000. Auch der 
Saldo der Binnenfernwanderungen fiel erstmals 
seit 1986 wieder in den negativen Bereich. Dem-
gegenüber sind Bevölkerungszugewinne aus Aus-
landszuwanderungen deutlich angestiegen (siehe 
Abbildung 1). Seit 2014 basiert Bremens Bevölke-
rungswachstum ausschließlich auf Zuwanderungen 
aus dem Ausland.

Der starke Anstieg des Auslandswanderungssaldos 
lässt sich einerseits durch den höheren Zuzug von 
Geflüchteten erklären. So hat sich beispielsweise 
die Wanderungsbilanz Bremens gegenüber Syrien 
stark erhöht. 2010 lag der Saldo noch bei 39, 2015 
bei 3.513 Menschen. Andererseits hatte Bremen 
seit 2010 auch gegenüber europäischen Nicht-EU-
Ländern (vor allem den Balkanstaaten) und den 
EU-28-Staaten, hier insbesondere einzelnen (süd-)
osteuropäischen Ländern, erhebliche Wanderungs-
zugewinne zu verzeichnen (EU-28-Saldo 2010:  
456 Einwohner, EU-28-Saldo 2015: 2.656 Ein-
wohner).

Die negative Entwicklung des Binnenwanderungs-
saldos lässt sich zu großen Teilen auf den Rück-
gang von Wanderungsgewinnen Bremens gegenüber 

Niedersachsen erklären. Aus den nicht zum Bremer 
Umland zugehörigen niedersächsischen Gemeinden 
waren im Analysezeitraum konstant Wanderungs-
überschüsse zu verzeichnen. Diese haben sich seit 
2010 drastisch reduziert (Saldi: 2010: +1.291 Ein-
wohner, 2015: +142 Einwohner). Der Einbruch des 
Binnenfernwanderungssaldos ist insbesondere auf 
die rückläufigen Zugewinne in der Altersgruppe  
der 18-25 Jährigen, den sogenannten Bildungswan-
derern (Ausbildung, Studium), zurückzu führen. Der 
innerdeutsche Wanderungssaldo in dieser Alters-
gruppe wies 2010 noch einen Wanderungsüber-
schuss von etwa 2.171 Einwohnern aus, 2015 
waren es nur noch 587. Auffällig ist auch die Ent-
wicklung bei den 30- bis 50-Jährigen. In dieser 
Altersgruppe sind die Wanderungsverluste seit 2010 
kontinuierlich angestiegen.

Der Vergleich der Bremer Entwicklung mit ausge-
wählten Referenzstädten (Nürnberg, Dortmund, 
Leipzig, Hannover, Oldenburg) zeigt gewisse Ge-
meinsamkeiten auf. Dazu zählen insbesondere der 
Anstieg der Auslandszuwanderung und der Umland-
wanderung in den 2010er-Jahren. Auch lassen 
sich für eine Vielzahl an Großstädten mit mehr als 
500.000 Einwohnern ab 2014 negative Gesamt-
wanderungssalden bei der deutschen Bevölkerung 
feststellen. Diese Trends schlagen sich in der Stadt 
Bremen besonders stark nieder. 
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7 Jeweils mit Ausnahme des direkt angrenzenden 

Bundeslands.

8 Vgl. Statistisches Landesamt Bremen (2016); 

 Statis tisches Bundesamt (2017); eigene Berechnung iaw 

(2017).

9 Eigene Berechnung iaw (2017): So  verzeichneten 

 Frankfurt, Stuttgart, München, Berlin und Leipzig 

Wachstumsraten der SVB am Arbeitsort zwischen  

10 und 15 Prozent. In Duisburg, Essen, Düsseldorf und 

Dortmund war das Beschäftigungswachstum geringer 

als in Bremen.

10 Die Daten für die Differenzierung der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten am Wohnort nach Berufs-

abschluss liegen nur für den Zeitraum Juni 2013 bis Juni 

2015 vor.

11 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2016): Beschäfti-

gungsstatistik, Stand Mai 2015, Sonderauswertung für 

das iaw, eigene Berechnung iaw (2017).

sich der Arbeitsmarkt allerdings zwischen 2011  
und 2015 erheblich dynamischer als in Bremen 
 entwickelt (+9,9 Prozent). 9 

Der Anstieg der SVB am Arbeitsort in der Stadt 
 Bremen beruhte auf Zuwächsen im Dienstleistungs-
bereich, welcher zwischen 2011 und 2015 um  
10,1 Prozent (+18.429 Stellen) gewachsen ist. Das 
produzierende Gewerbe hingegen schrumpfte in 
diesem Zeitraum um 3,4 Prozent (-2.102 Stellen). 
Innerhalb der Stadt verortete sich das Stellenwachs-
tum weitestgehend in den Stadtteilen mit überregio-
nal profilierten Gewerbegebiete (Häfen, Neustadt, 
Woltmershausen, Hemelingen) sowie in den Stadt-
teilen Burglesum, Schwachhausen und Walle (Stadt-
entwicklungsgebiet Überseestadt).

Die Zahl der SVB am Wohnort hat sich zwischen 
2011 und 2015 ebenfalls erhöht. Der Anstieg betrug 
hier 15.175 Stellen (+8,5 Prozent). Für den Zeit-
raum 2013 bis 2015 10  können die Zuwächse hier 
nach Berufsabschlüssen differenziert werden.  
25,9 Prozent der neuen SVB am Wohnort waren 
ohne Abschluss, 40,9 Prozent hatten einen aner-
kannten Berufsabschluss und 33,2 Prozent einen 
akademischen Abschluss. Differenziert man hier im 
Weiteren nach Stadtteilen, verschärft die Wohn-
ortwahl der SVB die Bildungssegregation. So wie-
sen Stadtteile mit hohem Akademikeranteil auch 
die höchsten Zuwächse bei SVB mit akademischer 
 Bildung auf (siehe Schwachhausen +78,9 Prozent). 
Stadtteile mit geringem Akademikeranteil  konnten 
nur eingeschränkt von dem Anstieg profitieren 
(siehe Blumenthal +7,2 Prozent). 11  

Das zunehmend ambivalente Wanderungsverhältnis 
Bremens zu Niedersachsen fällt im Vergleich zu den 
Städten Hannover und Oldenburg auf. Im Gegen-
satz zu Bremen haben die Wanderungsgewinne 
 dieser Städte gegenüber Niedersachsen in den ver-
gangenen Jahren zugenommen. Auch in Bezug auf 
das übrige Bundesgebiet 7  kann Bremen im Ver-
gleich zu den betrachteten Referenzstädten in den 
vergangenen Jahren keine positiven Wanderungs-
salden mehr erzielen.

Entwicklung der Beschäftigung und 
der Arbeitslosigkeit 

Im Kontext des Themas „Wachsende Stadt“ kommt 
der Entwicklung der Beschäftigung und des bre-
mischen Arbeitsmarktes sowie der Arbeitslosigkeit 
eine wichtige Bedeutung zu.

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig 
 Be  schäftigten (SVB) am Arbeitsort in der Stadt 
 Bremen ist mit einem Zuwachs von 16.300 Stellen 
(+6,7 Pro  zent), zwischen 2011 und 2015, deutlich 
angestiegen. Davon entfielen 5.260 Stellen  
(32,2 Prozent) auf ausländische  Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Zum Vergleich: Auf Bundes-
ebene wuchsen die SVB am Arbeitsort in diesem 
Zeitraum um 7,4 Prozent. Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ohne deutsche  Staatsangehörigkeit 
machten hier einen Anteil von 40,1 Prozent 
aus. 8  Im  Mittel der 15 größten deutschen Städte hat 
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Abbildung 2: 
Bevölkerungsentwicklung der Stadt Bremen auf Ortsteilebene zwischen 2011 und 2015

Quelle: eigene Darstellung und Berechnung (iaw 2017), Kartografie: Geoinformation Bremen (2015); Bundesamt für 

Kartografie und Geodäsie (2015), Datengrundlage: Statistisches Landesamt Bremen (2016)
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12 Beispielsweise stieg die Zahl der Arbeitslosen, 

die aus Ländern der EU-Osterweiterung stammten 

 zwischen 2011 und 2015 um 173 %. Bei Arbeitslosen aus 

nichteuropäischen Asylherkunftsländern betrug der 

Anstieg 193 % und bei Arbeitslosen aus GIPS-Staaten 

80 %.

13 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2016): Migrations- 

Monitor Arbeitsmarkt Oktober 2016, Hannover; Statis-

tisches Landesamt Bremen (2016); eigene Berechnung 

iaw (2017).

Die Zahl der Arbeitslosen hat sich zwischen 2011 
und 2015 nur leicht reduziert (-1,2 Prozent). Deut-
lich wird eine große Diskrepanz zwischen der Ent-
wicklung bei deutschen Staatsangehörigen (-2.234 
Arbeitslose; Verringerung um 10,7 Prozent) und bei 

Ausländern (+1.912 Arbeitslose; Anstieg um  
28,9 Prozent). 12  Mit dieser Entwicklung liegt die 
Stadt Bremen im bundesdeutschen Durchschnitt, 
schneidet aber im Vergleich zu den beiden anderen 
Stadtstaaten schlechter ab. 13 
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Wachstums- und Schrumpfungs-
trends im Stadtgebiet

Zwischen 2011 und 2015 wuchs die Bevölkerung 
der Stadt Bremen um 2,5 Prozent. Die Abbildung 2 
veranschaulicht, wie ungleich sich das Wachstum 
innerhalb der Stadt verteilte. Insgesamt 15 Orts-
teile haben in diesem Zeitraum sogar an Bevölke-
rung verloren. Stärkste Gewinner unter den Orts-
teilen mit mindestens 1.000 Einwohnern sind 
Neuenland mit +11,4 Prozent sowie die Bahnhofs-
vorstadt (+11,7 Prozent) und die Alte Neustadt 
(+9,2 Prozent). Das starke Wachstum dieser bei-
den  zentralen Ortsteile deutet auf einen Trend zur 
Reurbanisierung. Ortsteile mit einem Wachstum 
von über acht Prozent sind Horn und Lehe, die von 
der Nähe zur Universität und hoher Bautätigkeit 
im Untersuchungszeitraum profitierten. Viele Orts-
teile mit einer unterdurchschnittlichen Entwick-
lung befinden sich in Bremen-Nord, allen voran der 
Ortsteil Grohn mit einem Bevölkerungsrückgang 
von 3,1 Prozent. Ohne Auslandszuwanderung, ins-
besondere im Jahr 2015, wäre der Bremer Norden 
weiter geschrumpft. Der neu entstandene Ortsteil 
Überseestadt durchbrach zwar 2015 erstmals die 
1.000- Einwohner-Marke, ist mit einem Wachstum 
von über 400 Prozent im Untersuchungszeitraum 
aber nicht mit dem Rest Bremens vergleichbar und 
wurde daher in der Analyse nicht berücksichtigt.

14 So sind in den Antworten Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer mit einem Zuzug nach Bremen nach 2010 

überrepräsentiert. Bei Auslandszuwanderern und Aus-

landszuwanderinnen dominieren dagegen Zuzüge vor 

dem Jahr 2000.

Die Untersuchung des Wachstums in Bremen geht 
über die reine Betrachtung der Bevölkerungsent-
wicklung hinaus. In Anlehnung an die Methodik 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) wurden im Untersuchungszeitraum 
auch die Entwicklungen des Gesamtwanderungs-
saldos, der SVB am Wohnort, der Bevölkerung im 
erwerbs fähigen Alter und der Arbeitslosenziffer 
analysiert und zu einem Trendindex zusammenge-
fasst. Vorläufige Ergebnisse: Es gibt Wachstumszen-
tren, die in allen Indikatoren eine positive Entwick-
lung durchliefen, Beispiele sind die Alte Neustadt 
oder die Bahnhofsvorstadt. Dagegen sieht man sich 
in einigen Ortsteilen des Stadtteils Gröpelingen mit 
einer negativen Entwicklung des Arbeitsmarktes 
bei ansonsten positiven Entwicklungstrends kon-
frontiert. Auch gibt es „gesättigte“ Ortsteile mit 
hohem Mietpreisniveau, die im Untersuchungszeit-
raum  keinen Bevölkerungszuwachs erzielten, jedoch 
einen hohen Rückgang der Arbeitslosigkeit aufwie-
sen (Fesenfeld, Bürgerweide).
 

Wanderungsmotive

Was motiviert Menschen, ihren Wohnsitz nach 
 Bremen zu verlagern? Und wie viele erwägen aus 
welchen Gründen einen Um- oder Fortzug? Gibt es 
Unterschiede nach sozioökonomischen Merk malen? 
Für die politische Steuerung einer wachsenden 
Stadt sind Antworten auf diese Fragen zentral. Doch 
während in einzelnen Großstädten Bürgerbefragun-
gen zum Thema der Zuzugs- und Fortzugsmotive 
bereits längere Tradition oder in den vergangenen 
Jahren Einzug gehalten haben, gibt es in Bremen zu 
dieser Thematik bisher wenige Informationen.

Im Rahmen der im Jahr 2016 stadtweit durchge-
führten Mieterumfrage der Arbeitnehmerkammer 
Bremen konnten dank der Zusammenarbeit mit dem 
Statistischen Landesamt erstmals auch Fragen zum 
Wanderungsverhalten der Bürgerinnen und  Bürger 
integriert werden. Auch wenn die Ergebnisse auf-
grund der geringen Stichprobengröße und des 
Fokus auf zugezogene Mieter und Mieterinnen nicht 
repräsentativ sind, 14  so geben die Befunde doch 
erste Hinweise auf Wanderungsmotive in der Stadt 
Bremen. Mithilfe einer regelmäßig stattfindenden 
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Abbildung 3: 
Fortzugsmotive

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Ergebnisse der Mieterumfrage 2016; 

 Mehrfachnennung möglich, n=1.572
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Befragung aller Zu- und Fortziehenden wäre es 
möglich, die nachfolgend formulierten Hypothesen 
zu überprüfen und im Sinne von konkreten Hand-
lungsempfehlungen für die politische Steuerung 
auszugestalten.

Die Ergebnisse der Befragung lassen sich in vier 
Teilbereiche untergliedern: So thematisierte eine 
erste Frage den vorherigen Wohnort. Hierbei gab 
die Mehrzahl der Befragten (ca. 50 Prozent) an, aus 
anderen Regionen Deutschlands mit Ausnahme von 
Niedersachsen nach Bremen gezogen zu sein. Aus 
dem Ausland nach Bremen zugewanderte  Menschen 
bildeten mit etwa 30 Prozent die zweitgrößte 
Gruppe. Zugezogene aus dem Umland oder aus 
Nieder sachsen machten zusammen die übrigen  
20 Prozent aus. Bei Kontrolle von sozioökonomi-
schen Variablen fällt auf, dass insbesondere Zu -
gezogene aus dem Umland oder dem sonstigen 
Nieder sachsen überdurchschnittlich hohe Einkom-
men erzielen und qualifiziert sind.

Die zweite Frage behandelte die Gründe für den 
Zuzug nach Bremen. Zwei Einzelaspekte wurden 
hier am häufigsten genannt: zum einen berufs- 
beziehungsweise ausbildungsbezogene Zuzüge und 
zum anderen familiäre Gründe. Infrastrukturelle 

Motive (beispielsweise medizinische Versorgung, 
ÖPNV, Kultur-, Freizeit- und Einkaufsangebot) 
waren dagegen tendenziell weniger von Bedeutung. 
Wohnungsbezogene Aspekte und die Qualität be -
ziehungsweise Nähe zu Schulen und Kindertages-
stätten sind als Zuzugsgrund kaum von Relevanz.

Drittens sollten die Befragten angeben, ob sie einen 
Umzug planen und wenn ja, wohin. Etwa die Hälfte 
gab dabei an, dass ein Umzug geplant sei. Mehr als 
ein Drittel derjenigen mit Umzugsplänen favorisiert 
einen Wohnortwechsel ins Umland, weitere 20 Pro-
zent in übrige Gebiete Niedersachsens. Alarmierend 
für Bremen ist, dass nur etwa jeder Fünfte innerhalb 
Bremens umziehen möchte. Die Kontrolle sozio-
ökonomischer Variablen zeigt zudem, dass Men-
schen, die einen Umzug ins Umland planen, über-
durchschnittlich hohe Einkommen haben.

In einer vierten Frage wurden Gründe für den ge-
planten Fortzug erfasst. Aus Abbildung 3 lässt sich 
die Vielzahl an verschiedenen Motiven ent nehmen. 
Als zentrale Punkte haben sich wohnungsbe zogene 
Motive herausgestellt (hellblaue Säulen). Die Über-
prüfung sozioökonomischer Variablen macht deut-
lich, dass Menschen, die einen Fortzug wegen 
Eigentumserwerb, der Qualität von Kitas und 
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Schulen angeben, überdurchschnittlich qualifiziert 
sind und vergleichsweise hohe Einkommen erzie-
len. Ferner zeigt sich, dass die Aspekte „größere 
Wohnung“ und „Qualität und Nähe zu Kindertages-
stätten und Schulen“ vor allem bei Haushalten mit 
Kindern benannt werden. Pensionäre geben dage-
gen überdurchschnittlich oft familiäre Gründe oder 
die Suche nach einer günstigeren Wohnung an.

Zusammenfassend lässt sich Folgendes fest halten: 
Erstens spielen infrastrukturelle Motive für den 
Zuzug nach Bremen gerade im Vergleich zu den 
Motivbefragungen anderer Städte eine untergeord-
nete Rolle. Zweitens wird das ambivalente Verhält-
nis zum Umland deutlich: Viele Bremerinnen und 
Bremer erwägen einen Umzug ins Umland, die Fort-
ziehenden verfügen über ein überdurchschnittlich 
hohes Einkommen. Und drittens deutet sich an, dass 
der Wohnungsmarkt und das Wohnumfeld wesent-
liche Gründe für Fortzugspläne darstellen.

Zusammenfassung und 
 Schluss folgerungen 

Zusammenfassend kann festgehalten werden: 
 Bremen ist eine wachsende Stadt, jedoch mit sehr 
unterschiedlich ausgeprägten räumlichen Wachs-
tumsschwerpunkten. Das Bevölkerungswachstum 
basiert im Wesentlichen auf Auslandszuwanderun-
gen. Hierdurch werden die wieder an  steigenden 
Wanderungsverluste Bremens gegenüber dem 
nieder sächsischen Umland und dem restlichen 
Bundes gebiet ausgeglichen. 

Die Entwicklungen der Wanderungstrends und die 
Ergebnisse der Motivbefragung bergen hohe  Risiken 
für die Stadt Bremen. Es zeigt sich deutlich, dass 
insbesondere die Gruppe der gut verdienenden  
30- bis 50-Jährigen Bremen wieder verstärkt Rich-
tung Umland verlässt. Darüber hinaus erreichen die 
Zugewinne bei den 18- bis 25-Jährigen (Bildungs-
wanderer) nicht mehr das Niveau der vergangenen 

„Es zeigt sich deutlich, dass  insbesondere 
die Gruppe der gut verdienenden 30- bis 
50-Jährigen Bremen wieder verstärkt 
 Richtung Umland verlässt.“

Jahre. Die neuen Träger des Bevölkerungswachs-
tums, das zeigt die Entwicklung der Arbeitslosensta-
tistik, haben zum Teil Schwierigkeiten bei der Integ-
ration in den Arbeitsmarkt und bedürfen besonderer 
Aufmerksamkeit. Dies gilt zukünftig umso stärker 
für Geflüchtete, die sich neben den persönlichen 
Heraus forderungen eines Neustarts in Bremen auch 
noch mit zahlreichen institutionellen Barrieren kon-
frontiert sehen. Erforderliche Maßnahmen betreffen 
Angebote zur sprachlichen Förderung, zur Fort- und 
Ausbildung oder eine zeitnahe Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Abschlüssen. 

Die kleinräumige Analyse der Wachstumstrends in 
Bremen lässt die These zu, dass der Wohnungsmarkt 
in vielen zentrumsnahen Wohnlagen wie Schwach-
hausen oder Findorff sehr angespannt ist und weite-
res Bevölkerungswachstum dadurch ausbleibt. Auch 
die verstärkte Abwanderung der 30- bis 50-Jährigen 
ins Umland könnte unter anderem durch Angebots-
defizite auf dem Bremer Wohnungsmarkt bedingt 
sein. 

Neben der Bereitstellung von Wohnraum für ver-
schiedene Zielgruppen sind das Angebot und die 
Qualität von sozialer Infrastruktur und eine leis-
tungsfähige Verwaltung von zentraler Bedeutung. 
Dies belegt eine im Januar 2017 von Radio Bremen 
veröffentlichte Umfrage. Dabei sind die Qualität der 
Schulen und das Betreuungsangebot insbesondere 
für Familien, die Bremen in Richtung Umland ver-
lassen (wollen), wichtige Entscheidungskriterien. 
Dies wird auch durch die Motivbefragung der Mie-
terinnen und Mieter in Bremen unterstützt.

Wichtig für Bremen sind nun fundiertere Unter-
suchungen der skizzierten Entwicklungen. Hierzu 
gehört auch die Ermittlung von Zu- und Fortzugs-
motiven sowie die Einordnung der Attraktivität 
von Bremen als Wohn- und Arbeitsort. Darauf auf-
bauend bedarf es einer zielgruppen- und umset-
zungsorientierten Handlungsstrategie. Neben den 
Herausforderungen, die sich aus den Integrations-
erfordernissen der Auslandszuwanderung ergeben, 
braucht es dringend Ansätze, um dem Fortzug der 
gut ausgebildeten und verdienenden Bürgerinnen 
und Bürger entgegenwirken zu können. Das Aus-
bleiben von jüngeren Zuwandernden erfordert wie-
derum andere Reaktionen, um deren Ansprüche an 
ein attraktives, innovatives und kreatives Umfeld zu 
berücksichtigen.
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Sozial- und Rentenversicherung lag eine traditio-
nelle Arbeitsteilung in ehelichen Lebensgemein-
schaften nahe – mit entsprechend negativen 
Er    werbs  anreizen für verheiratete Frauen und ins -
besondere für Mütter. 2 

Im vergangenen Jahrzehnt wurde die Familien-
politik in Deutschland dann grundlegend reformiert. 
Die von Renate Schmidt vorbereiteten und durch 
Ursula von der Leyen durchgesetzten Reformen, 
wie das Elterngeld und der Ausbau der Krippen-
betreuung, förderten eine nachholende Integration 
von Müttern in den Arbeitsmarkt. Genau betrachtet, 
waren es vor allem vier Reformphasen und Reform-
schritte, deren Wechselwirkungen sich im vergange-
nen Jahrzehnt gegenseitig verstärkt haben:

 der Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz im Jahr 1996 für Kinder ab dem vollende-
ten dritten Lebensjahr sowie das Teilzeit- und 
Befristungsgesetz (TzBfG) aus dem Jahr 2001;

 das Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) aus 
dem Jahr 2004 sowie die Einführung des 
 Elterngeld- und Elternzeitgesetztes (BEEG) im 
Jahre 2006;

 die Neufassung des Unterhaltsrechts im Jahr 
2008 mit dem Signal, dass die Ehe Frauen keine 
lebenslange Versorgung mehr garantiert wie in 
der Vergangenheit (nacheheliche Soli darität). 
Bei einer Scheidung droht eine Gefährdung 
durch Armut, sofern durch eine eigene Erwerbs-
tätigkeit nicht die Existenz gesichert werden 
kann.

 das Kinderförderungsgesetz (KiföG) zum Ausbau 
der Tagesbetreuung für unter dreijährige Kinder 
aus dem Jahr 2008 und der Rechtsanspruch für 
Kinder dieser Altersgruppe seit 2013.

  Der deutsche Wohlfahrtsstaat galt bis zur Jahr-
tausendwende, im Vergleich zu anderen euro-
päischen Ländern, als relativ konservativ. 1  Es 
dominierte noch immer die Orientierung am 
männlichen Ernährermodell. Insbesondere durch 
das Ehe gattensplitting sowie die Regelungen der 

In aller Kürze:

Um die strukturelle Rücksichtslosigkeit gegenüber Familien auf 
den Arbeitsmärkten und in den Unternehmen zu verringern, hat die 
Bundes regierung in den vergangenen zehn Jahren eine nachhaltige 
Familienpolitik forciert. Sie beruht auf drei Schwerpunkten: Geld, 
Zeitpolitik und Ausbau der Betreuungs- und Bildungsinfrastruktur. 
Ist für die Geldleistungen an Familien vor allem die Bundes politik 
zuständig, müssen die Bundesländer die Infrastruktur für  Familien  
ausbauen. Aber auch die (regionalen) Unternehmen und Ver-
waltungen sind in der Pflicht. Sie müssen Müttern und Vätern durch 
flexible Arbeitszeitregelungen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
ermöglichen. Im Bundesland Bremen wurde, trotz der Haushalts-
notlage, massiv in den Ausbau von Krippen- und Kitaplätzen inves-
tiert. Dennoch liegt Bremen, im Vergleich mit den (westdeutschen) 
Bundes ländern, vor allem jedoch mit Berlin und Hamburg, auf einem 
hinteren Platz. Und genau zu dem Zeitpunkt, als bereits im dritten 
Jahr in Folge wieder erheblich mehr Kinder in Bremen leben, sich 
wieder mehr Frauen und Männer für Kinder entscheiden und Mütter 
mit Kindern unter drei Jahren – durch den Rechtsanspruch auf einen 
Krippenplatz – viel häufiger schon früh wieder erwerbstätig sind, ver-
langsamt sich der Krippenausbau. Um diesen Entwicklungen nicht 
weiter hinterherzulaufen, braucht Bremen eine breiter angelegte 
familienpolitische Strategie: mit regelmäßigen Elternbefragungen zu 
ihrem Bedarf, einem Familien-Monitoring und einer abgestimmten 
Sozial-, Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Tarifpolitik. 

Thomas Schwarzer

Bremen braucht  
eine familienpolitische  
Strategie
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4 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2016).3 Vgl. Spiess / Wrohlich (2008).

Diese Reformen, darunter vor allem das Elterngeld, 
gelten als Bruch mit der traditionellen (west-)deut-
schen Familienpolitik. 3  Das vorherige, so  genannte 
Erziehungsgeld wurde noch als „Aufwertung von 
(privaten) Erziehungsleistungen“ verstanden und 
konnte für zwei Jahre beantragt werden. Da -
gegen wurde das neue Elterngeld als „Lohnersatz-
leistung“ angelegt und lediglich verkürzt für 12 bis 
14 Monaten gewährt, um eine zügigere Rückkehr 
in den Arbeitsmarkt zu fördern. Außerdem wur-
den durch die sogenannten „Partnermonate“ erst-
mals auch finanzielle Anreize für Väter eingeführt, 
wenn sie ihre Erwerbsarbeit unterbrechen und sich 
zumindest für zwei Monate um Kinder und Familie 
 kümmern.

Entwicklung der Erwerbsquoten und 
der Erwerbsmuster in Deutschland 
und Bremen 

Die aktuelle familienpolitische Strategie zielt vor 
allem darauf, nicht allein die Erwerbstätigenquote 
der Frauen und insbesondere der Mütter weiter zu 
erhöhen. Erhöht werden soll möglichst auch die 
wöchentliche Arbeitszeit der Mütter und im Gegen-
zug sollen die überwiegend in Vollzeit erwerbs-
tätigen Väter ihre Arbeitszeit reduzieren. Doch ent-
wickelt sich in einer Großstadt wie Bremen die 
Arbeitsteilung der Familien in diese Richtung? Und 
gibt es überhaupt gesicherte regionale Daten, um 
diese Entwicklungen in Bremen zu beurteilen und 
dann politisch entsprechend zu beeinflussen?

In Deutschland sind immer mehr Menschen zwi-
schen 15 und 65 Jahren aktiv in den Arbeitsmarkt 
integriert. So stieg in den vergangenen zehn Jahren 
der Anteil der Erwerbstätigen um fast zehn Prozent-
punkte von 65,5 Prozent im Jahr 2005 auf 74 Pro-
zent im Jahr 2015. 4

Abbildung 1: 
Erwerbstätigenquote Männer 2005 bis 2015

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2016)
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Bei den Männern stieg die Erwerbstätigenquote vor 
allem zwischen 2005 und 2012 deutlich von 71,3 
auf rund 77,9 Prozent an. Seitdem liegt sie  re lativ 
stabil bei rund 78 Prozent (2015). Ähnlich, aber 
auf unterschiedlichen Niveaus verlief dieser Anstieg 
in den einzelnen Bundesländern. In Bayern zum 
Beispiel lag die Erwerbstätigenquote der Männer 
bereits im Jahr 2005 bei 77,3 Prozent und stieg bis 
2015 weiter auf 82,2 Prozent. Eine etwas andere 
Entwicklung zeigt sich für das Bundesland  Bremen. 
Hier lag die Quote der erwerbstätigen Männer im 
Jahr 2005 mit 63,9 Prozent etwas höher als in 
 Berlin und stieg dann ebenfalls um fast zehn Pro-
zentpunkte auf 72,8 Prozent im Jahr 2012. Seitdem 
ist die Erwerbstätigenquote der Bremer Männer 
jedoch leicht auf 70,7 Prozent im Jahr 2015 zurück-
gegangen, dem niedrigsten Wert aller Bundesländer.

Deutlicher als bei den Männern und stetig anstei-
gend entwickelte sich die Erwerbstätigenquote der 
Frauen in Deutschland: von 59,6 Prozent im Jahr 
2005 auf 69,9 Prozent im Jahr 2015. Auch bei den 
Frauen verlief der Anstieg der Erwerbstätigenquote 
in den einzelnen Bundesländern auf unterschied-
lichen Niveaus. In Bayern und Baden- Württemberg 
lag die Erwerbstätigenquote der Frauen im Jahr 
2005 mit rund 63 Prozent am höchsten und stieg 
bis ins Jahr 2015 um rund zehn Prozentpunkte 
auf 73 Prozent. Am niedrigsten war hingegen die 
Erwerbstätigenquote der Frauen im Jahr 2005 in 
Bremen mit lediglich 54,5 Prozent. Aber auch im 
Land Bremen stieg sie seitdem um mehr als zehn 
Prozentpunkte auf 65 Prozent im Jahr 2015.

Abbildung 2: 
Erwerbstätigenquote Frauen 2005 bis 2015

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2016)
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5 Vgl. Institut für Demoskopie Allensbach (2015).

Elternteil. Diese Kluft ist gerade in Großstäd-
ten wie Bremen und Bremerhaven, aber auch in 
 Berlin besonders groß.

In den meisten Familien werden die zentralen und 
häufig auch mittelfristig entscheidenden Weichen 
zur Aufteilung der Familien- und der Erwerbsarbeit 
nach der Geburt und nach der Elternzeit des ersten 
Kindes gestellt. Aus diesem Grund hat das Familien-
ministerium Ende 2014 eine repräsentative Umfrage 
unter rund 2.000 Familien mit Kindern unter sechs 
Jahren durchführen lassen. 5  Danach haben vor 
der Geburt noch über 70 Prozent der Frauen und 
 Männer in Vollzeit gearbeitet. 

 Nach der Elternzeit behalten lediglich 15 Pro-
zent diese Aufteilung bei. Genauer gesagt, be -
halten vor allem die Väter ihre Vollzeittätigkeit 
bei und arbeiten weiterhin zwischen 42 und  
43 Stunden in der Woche.

 Dagegen reduzieren die meisten Mütter ihren 
Arbeitsumfang zum Teil deutlich: 16 Prozent der 
Mütter arbeiten in einer längeren Teilzeit von 
25 bis 34 Stunden; jede vierte Mutter arbeitet in 
einer kürzeren Teilzeit von 15 bis 24 Stunden – 
die insgesamt größte Gruppe – 14 Prozent der 
Mütter arbeiten Teilzeit mit bis zu 14 Stunden.

 Die zweitgrößte Gruppe bilden mit 17 Prozent 
die Mütter, die nicht berufstätig sind und das 
„klassische“ Modell leben.

 Das derzeit viel diskutierte partnerschaftliche 
Modell, in dem auch der Vater in Teilzeit zwi-
schen 25 bis 34 Stunden arbeitet, prakti zieren 
hingegen lediglich vier Prozent der be  fragten 
Familien. Gleichwohl wünscht sich fast ein 
 Drittel von ihnen ein Erwerbsmodell mit einer 
längeren Teilzeit von Mutter und Vater. 

Entwicklungen in Bremen
Deutlich angestiegen ist im Bundesland Bremen 
nicht allein die Erwerbstätigenquoten der Frauen, 
sondern auch die der erwerbstätigen, verheirateten 
Mütter in der Stadt Bremen: von rund 31 Prozent 
im Jahr 2005 auf 43 Prozent im Jahr 2015. Diese 
Entwicklung konnte durch eine Sonderauswertung 
des Mikrozensus nachverfolgt werden. Die Daten 
dafür bereitet das Statistische Landesamt Bremen 
auf. Für den Bericht zur sozialen Lage der Familien 
in Bremen konnte auf dieser Datengrundlage außer-
dem der genauere zeitliche Umfang aufgeschlüsselt 
werden, in dem Mütter und Väter im Jahr 2015 in 
der Stadt Bremen in Vollzeit und Teilzeit erwerbs-
tätig sind.

Was bedeuten diese Entwicklungen für das Bundes-
land Bremen insgesamt? Bei den Männern und 
auch bei den Frauen startet Bremen im Jahr 2005 
von einem vergleichsweise niedrigen Niveau. In 
den folgen den zehn Jahren steigt die Erwerbstäti-
genquote der Männer dann überdurchschnittlich 
stark. Bei den Frauen war der Anstieg von 54,5 auf 
65 Prozent gleich hoch wie in Bayern (von 63 auf 
73 Prozent) und in Deutschland insgesamt (von 
59,6 auf 69,9 Prozent). Bei der Integration in den 
Arbeitsmarkt haben die Männer leicht aufgeholt 
und die Frauen im Land Bremer bleiben zumindest 
nicht hinter der allgemeinen Entwicklung zurück.

Diese für alle Bundesländer gut nachzuverfol-
genden Entwicklungen in den vergangenen zehn 
 Jahren sind möglich, weil die erforderlichen Daten 
für Männer und Frauen dazu regelmäßig aufbe-
reitet werden. Das gilt jedoch nicht gesondert für 
 Mütter und Väter mit Kindern. Außerdem muss 
berücksichtigt werden, dass die Quote der Erwerbs-
tätigkeit lediglich aussagt, dass eine Person zumin-
dest eine Stunde oder mehr pro Woche arbeitet. Sie 
sagt also nichts darüber aus, wie umfangreich die 
Erwerbs tätigkeit genau ist. Für die Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern und über 
ihren Arbeitszeitumfang müssen deshalb Sonder-
auswertungen herangezogen werden. Diese ermög-
lichen zwar Aussagen zur Situation in Deutschland, 
nicht jedoch in vergleichbarer Form auch für das 
Land Bremen oder die Städte Bremen und Bremer-
haven. Deshalb werden nachfolgend einige Teil-
ergebnisse für Deutschland und dann für die Stadt 
Bremen dargestellt.

Entwicklungen in Deutschland
 Das traditionelle Familienmodell, mit einem 

alleinverdienenden Vater und einer Mutter zu 
Hause bei den Kindern (unter 18 Jahren) lebt 
in Deutschland lediglich noch eine Minderheit. 
Bevorzugten im Jahr 1996 noch 40 Prozent der 
Familien dieses Modell, waren es im Jahr 2013 
rund 30 Prozent.

 Ein Blick auf die aktuelle Situation im Jahr 2015 
zeigt einen weiteren Rückgang dieser Familien-
form bei den Familien mit kleinen Kindern unter 
sechs Jahren auf 17 Prozent (!).

 Im selben Zeitraum, jedoch entgegengesetzt zur 
steigenden Erwerbstätigkeit von Frauen und von 
Müttern, verdoppelte sich der Anteil jener Fami-
lien, in denen weder der Vater noch die Mut-
ter erwerbstätig sind. Ihr Anteil stieg zwischen 
1996 und 2013 von rund sechs auf fast elf Pro-
zent an. Dadurch verschärft sich die materi-
elle Kluft zwischen Familien mit zwei Erwerbs-
tätigen und Familien ohne Erwerbseinkommen 
beziehungsweise mit einem alleinerziehenden 
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Abbildung 3: 
Mütter und Väter in Teilzeit, Vollzeit in der Stadt Bremen 2015 (in Prozent)

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen, Mikrozensus Sonderauswertung 2016
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Bei den Müttern mit Kindern im Schulalter (6 bis 
17 Jahre) arbeiten zwischen 20 und 27 Prozent in 
Vollzeit. Die größte Gruppe sind mit 50 bis 57 Pro-
zent Mütter, die in unterschiedlich langer oder kur-
zer Teilzeit arbeiten, die jedoch nicht noch weiter 
differenziert werden kann. Zwischen 20 bis 28 Pro-
zent der Mütter mit schulpflichtigen Kindern sind 
nicht erwerbstätig. Sie leben entweder das klassi-
sche Ernährermodell oder sind arbeitslos.

Eine tief greifende Veränderung zeigt sich bei 
den Müttern mit ganz kleinen Kindern unter drei 
 Jahren. Sie konnten bereits nach der Geburt ihrer 
 Kinder mit dem 2013 gerade eingeführten Rechts-
anspruch auf einen Krippenplatz kalkulieren. Trotz 
einem besonders betreuungsintensiven, kleinen 
Kind in der Familie, sind fast 30 Prozent  dieser 
Mütter in Vollzeit beschäftigt und weitere fast  
30 Prozent in Teilzeit. Auch wenn diese (hoch-
gerechneten) Ergebnisse mit einer gewissen Vor-
sicht zu interpretieren sind, deuten sie einen  
„Kulturwandel“ in den Bremer Familien mit 
 Kindern unter drei Jahren an.

Väter mit Kindern über zehn Jahren, die ihre 
Grund schulzeit abgeschlossen haben, arbeiten wei-
terhin „klassisch“ mit einem hohen Anteil von über 
80 Prozent in Vollzeit. Nicht erwerbstätige, arbeits-
lose Väter bewegen sich ungefähr im Rahmen der 
Bremer Arbeitslosenquote von um die zehn Prozent. 
Teilzeit ist bei diesen Vätern mit fünf bis acht Pro-
zent eher die Ausnahme.

Bei den Vätern mit jüngeren Kindern unter zehn 
Jahren ist auch in Bremen eine Veränderung 
der Erwerbsmuster zu erkennen. Diese Väter ar -
beiten lediglich noch zu 70 Prozent in Vollzeit. 
Durch  diesen Rückgang steigt jedoch nicht allein 
der Anteil von Vätern, die nun in Teilzeit erwerbs-
tätig sind. Deutlich erhöht ist ebenso der Anteil 
nicht erwerbstätiger, arbeitsloser Väter, insbeson-
dere wenn die Kinder im Krippen- und Kita-Alter 
unter sechs Jahren sind. Die Veränderung bei den 
Erwerbsmustern der Familien mit jüngeren Kindern 
verweisen nicht allein auf eine gewisse, langsame 
Umverteilung der unbezahlten Familienarbeit und 
der bezahlten Erwerbsarbeit zwischen Müttern und 
Vätern. Gleichzeitig kommt es auch zu einem deut-
lichen Anstieg nicht erwerbstätiger Väter.
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Abbildung 4: 
Betreuungsquoten von Kindern unter drei Jahren 2007 bis 2016 nach  Bundesländern

Quelle: Statistisches Bundesamt
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„Die neueren familienpolitischen Maßnahmen, wie 

das Elterngeld und vor allem der Rechtsanspruch 

auf einen Betreuungsplatz entfalten erhebliche 

 Wirkungen in den Familien.“

Bilanz des Krippen- und 
 Kita- Ausbaus in Bremen 

In vielen Bundesländern, Städten und Ge  meinden 
ist die Situation der öffentlichen Haushalte, trotz 
derzeit sprudelnder Steuereinnahmen, weiter-
hin angespannt – nicht allein in Bremen. Der vom 
Bund unterfinanzierte und gleichzeitig  kosten- und 
personalintensive Krippenausbau ist deshalb für 
Haushaltsnotlageländer wie Bremen oder Nord-
rhein-Westfalen eine besondere Herausforderung. 
Nicht ohne Grund befindet sich Bremen im Jahr 
2016 mit einer Betreuungsquote von 27 Prozent 
und Nordrhein-Westfalen mit 25,7 Prozent beim 
Ländervergleich auf den hinteren Plätzen. Aber 
auch in „wohlhabenderen“ Bundesländern wie 
 Bayern und Baden-Württemberg verläuft der Aus-
bau, zumindest aus der Perspektive vieler Eltern, 
viel zu schleppend (siehe Abbildung 4). 

Aus der Perspektive Bremens ist ein Blick auf die 
anderen beiden Stadtstaaten Berlin und Hamburg 
aufschlussreich. Beide Stadtstaaten hatten bereits 
im Jahr 2007 einen viel weitergehenden Ausbau-
stand mit fast 40 Prozent (Berlin) beziehungsweise 
mit 22 Prozent erreicht (Hamburg). Dabei pro-
fitierte Berlin von dem historisch gewachsenen, 
umfangreichen Krippenangebot im östlichen Teil 

Es scheint so, dass die neueren familienpolitischen 
Maßnahmen, wie das Elterngeld und vor allem der 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz erheb-
liche Wirkungen entfalten. Diese neuen Möglich-
keiten nützen vor allem den vielen gut qualifizier-
ten Frauen, die mitten im Berufsleben stehen und 
sich für Kinder entscheiden. Neben diesen Ent-
wicklungen zeigen sich, wie schon oben für die 
Väter beschrieben, auch beharrliche Tendenzen. 
Immerhin sind mehr als 40 Prozent der Mütter mit 
 Kindern unter drei Jahren nicht erwerbstätig oder 
arbeitslos.
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Abbildung 5: 
Zahl der Betreuungsplätze für unter Dreijährige in der Stadt Bremen  
2012 bis 2016

Quelle: Statistisches Bundesamt und Landesamt, Ergebnisse der Bevölkerungsfort schreibung; 

ab 2011 auf der Grundlage des Zensus 2011. Bremer Institut für Arbeitsmarkt forschung und 

Jugendberufshilfe (BIAJ.de). Deputationsvorlage der Senatorin für Kinder und Bildung vom 

09.08.2016 für das Kindergartenjahr 2016 / 2017 und eigene Berechnungen

Haushaltsform 2012/2013 2013/2014 2014/2015 2015/2016 2016/2017

Kita 2.737 3.424 3.748 3.883 4.156

Tagespflege 695 735 856 850 707

insgesamt 3.432 4.159 4.604 4.733 4.863

Anteil Kinder unter 3 Jahren 25,6% 30,6% 32,0% 30,9% 31,0%

Kinder unter 3 Jahren 13.427 13.575 14.387 15.298 15.701
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6 Im Bremischen Gesetz zur Förderung von Kindern 

in Tageseinrichtungen und Tagespflege (BremKTG) ist 

in § 2 festgelegt, dass die Förderung bereits bei einer 

Betreuungsdauer von mindestens zehn Stunden pro 

Woche erfüllt ist. Und zehn Stunden, verteilt auf zwei 

oder drei Tage die Woche, bieten Krabbelgruppen und 

Spielkreise.

der Stadt. Gleichwohl zeigt sich, dass sich in bei-
den Großstädten nicht an den durchschnittlichen 
Ausbauzielen der westlichen Flächenländer orien-
tiert wurde, sondern richtigerweise an dem wesent-
lich höheren Bedarf moderner Großstadtgesellschaf-
ten. Um dem absehbar steigenden Betreuungs- und 
Förderbedarf gerecht zu werden, wurden außerdem 
in Hamburg bereits im Sommer 2003 und in Ber-
lin Anfang 2006 neue, professionellere Personal-, 
Organisations- und Steuerungsstrukturen aufgebaut 
(Gutscheinsystem). 

In Bremerhaven und Bremen wurde erstmals 
2013/2014 über einen weit höheren Betreuungs-
bedarf öffentlich diskutiert, als die (bundesweit) 
verfolgte Zielquote von 39 Prozent. Nach einer 
überfälligen, erstmals durchgeführten repräsen-
tativen Elternbefragung brauchten rund 48 Pro-
zent der Eltern von Kleinkindern unter drei Jah-
ren in der Stadt Bremen einen Betreuungsplatz. 
Über diesen von Eltern geltend gemachten Bedarf 
hinaus, sei in den nächsten Jahren eine Nachfrage 
von über 50 Prozent zu erwarten. Die oben darge-
stellten Erwerbsmuster der Mütter und Väter mit 
 Kindern unter drei Jahren deuten sogar auf eine zu 
erwartende Nachfrage von 60 Prozent hin. Bedacht 
 werden muss dabei jedoch auch, dass in der Eltern-
befragung immerhin rund 17 Prozent der Familien 
angegeben haben, durch Großeltern bei der Kinder-
betreuung unterstützt zu werden. Trotz dieser 

erheblich höheren Nachfrage der Eltern erreichte 
der Zuwachs an weiteren Krippenplätzen zwischen 
2012 und 2016 jedoch nicht das Ausbautempo wie 
zwischen 2007 und 2012.

Gleichwohl wurde versucht, der (bundesweit) ver-
folgten Zielquote von 39 Prozent und dem Rechts-
anspruch ab 2013 gerecht zu werden. Dazu wurden 
in der Stadt Bremen „haushaltsbedingt“ verschie-
dene Notlösungen umgesetzt. Investiert wurden 
die knappen Finanzmittel bewusst nicht in erster 
Linie in Gebäude, sondern in Betreuungsplätze. In 
der Stadt schon vorhandene Kindergartengruppen 
der Drei- bis Sechsjährigen wurden für jüngere Kin-
der quasi nach „unten“ geöffnet. Seit August 2012 
 können bereits zweijährige Kinder, die jedoch zwi-
schen August und Dezember drei Jahre alt werden, 
schon vor ihrem dritten Geburtstag eine Kita besu-
chen. Außerdem wurde die Zahl der Angebote in 
der Kindertagespflege erhöht sowie niedrigschwel-
lige Krabbelgruppen und Spielkreise eingerichtet. 
Letztere bieten Betreuungsmöglichkeiten für wenige 
Stunden an nicht allen Tagen der Woche. 6  Dadurch 
konnte im Kindergartenjahr 2013/2014 für knapp 
45 Prozent der unter dreijährigen Kinder ein 
Betreuungsangebot gemacht werden. Durch diese 
zusätzlichen Angebote werden deutlich mehr  Kinder 
unter drei Jahren in der Stadt Bremen betreut, als 
Krippenplätze faktisch vorhanden sind (siehe Ab -
bildung 5).
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7 Damit liegt Bremen beim U-3-Ausbau hinter den 

wohlhabenderen Großstädten wie München (34 Pro-

zent), Stuttgart (36 Prozent) und Frankfurt (37  Prozent) 

zurück und deutlicher hinter Hamburg (43 Prozent) 

sowie den ostdeutschen Großstädten Berlin (46 Pro-

zent), Leipzig (47 Prozent), Dresden (54 Prozent) und 

Rostock (58 Prozent). Dagegen ist die U-3-Betreuungs-

quote in der Stadt Bremen etwas höher als in den Ruhr-

gebietsstädten Essen und Dortmund (beide 26 Pro-

zent), aber auch als in Nürnberg (28 Prozent) und Köln 

(29 Pro  zent). In Bremerhaven (21 Prozent) ist der Ausbau 

für die Jüngsten hingegen ähnlich begrenzt wie in Ober-

hausen (20 Prozent), Salzgitter (19 Prozent) und Duis-

burg (18 Prozent).

Sichtbar werden zwei Entwicklungen. Tatsächlich 
war der jährliche Zuwachs an Betreuungs plätzen bis 
zum Kindergartenjahr 2013/2014 größer und hat 
sich seitdem deutlich abgeschwächt. In den zwei 
Jahren von 2014 bis 2016 sind lediglich rund  
260 neue Plätze für unter Dreijährige entstanden. 
Weil es außerdem aktuell fast 2.300 Kinder unter 
drei Jahren mehr gibt in der Stadt Bremen als 2012, 
steigt die Betreuungsquote nicht weiter an. Trotz 
der begrenzten Zahl neuer Plätze stagniert sie und 
etwa jedes dritte Kind hat aktuell einen Betreuungs-
platz (31 Prozent). 7 

Bedarf an Ganztagsplätzen  
steigt weiter

In der Stadt Bremen hat es in der beschrie benen 
Phase seit 2012 zusätzliche, weitere umfang reiche 
Investitionen in den Krippen- und Kita- Ausbau gege-
ben. Wie in Deutschland insgesamt, besucht auch 
in Bremen im Jahr 2016 lediglich eine Minder heit 
der Vorschulkinder eine traditionelle Halbtagsbe-
treuung von vier Stunden: Bei den unter Dreijähri-
gen sind es lediglich noch 14 Prozent, 576 der ins-
gesamt 4.156 Kinder in der Tagesbe treuung; in der 
Kindertagesbetreuung bei den Drei- bis Sechsjähri-
gen gehen lediglich noch drei Prozent in eine vier-
stündige oder fünfstündige Be  treuung ohne Mittag-
essen (372 von insgesamt 14.427  Kindern) und in 
dieser Altersgruppe der Kita-Kinder haben dement-
sprechend 44 Prozent eine sechs stündige Betreu-
ungszeit (mit Mittagessen), zehn Prozent haben eine 
siebenstündige Betreuung und weitere 40 Prozent 
einen achtstündigen Ganztagsplatz. Insbesondere 
die Zahl der Ganztagsplätze stieg  zwischen 2012 
und 2016 um über 1.200 Plätze an. Für die Fami-
lien mit Kindern im Vorschulalter ist diese Entwick-
lung für ihre Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
ein enormer Fortschritt. 
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„Zur besseren Armutsprävention für 
 Familien und Kinder ist ein Programm für 
integrierte Familienzentren überfällig.“

Doch genau zu dem Zeitpunkt, als im dritten Jahr 
in Folge die Zahl der jüngsten Kinder in der Stadt 
erheblich stärker steigt als vorausberechnet, Frauen 
und Männer sich wieder häufiger für Kinder ent-
scheiden, der Rechtsanspruch auf einen Krippen-
platz breit genutzt wird und unerwartet viele 
Geflüchtete in der Stadt Zuflucht suchen, verlang-
samt sich der Krippenausbau aufgrund strategischer 
Fehlplanungen, personeller Engpässe und neuer 
Ressortzuschnitte. 

Forderungen der 
 Arbeitnehmerkammer

Eine moderne und gerechte Familienpolitik muss 
nach Ansicht der Arbeitnehmerkammer eine gut 
aufeinander abgestimmte Sozial-, Bildungs-, Arbeits-
markt- und Tarifpolitik sein. Sonst kann die weiter-
hin bestehende strukturelle Rücksichtslosigkeit 
gegenüber Familien – trotz der erfolgten Reformen 
– auf den Arbeitsmärkten und in den Unternehmen 
nicht weiter verringert werden.

 Konkret heißt das, dass zum Beispiel der  weitere 
Krippen-, Kita- und (ganztägige) Grundschul-
ausbau nicht allein anhand von Zahlen der 
geborenen und zugezogenen Kinder sowie der 
Anmeldungen in den Einrichtungen geplant und 
gesteuert werden kann. Erforderlich sind ein 
Familien-Monitoring mit regelmäßigen Eltern-
befragungen zum Bedarf (Plätze und Stunden-
umfang) und Analysen der Erwerbstätigen-
quote von Müttern und Väter hinsichtlich ihres 
Erwerbsumfangs in Teilzeit und Vollzeit und 
ihres Einkommens (durch repräsentative Eltern-
befragungen oder durch Auswertungen des 
Mikro zensus).

 Zur besseren Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sollte die Stadtpolitik noch stärker als 
 bisher die Infrastruktur für die Ein- bis Drei-
jährigen ausbauen. Als ein politisches  Signal (!) 
schlägt die Arbeitnehmerkammer eine komplette 

Befreiung gerade dieser Plätze von Elternbei-
trägen vor. Ausgehend davon kann, Schritt für 
Schritt, in den nächsten Jahren – planbar – die 
mittlerweile auch in der Bundes politik disku-
tierte Beitragsfreiheit in den Kita- und Hortbe-
reich „aufwachsen“. Diese Priori tätensetzung 
würde bewirken, dass zentrale Weichenstellun-
gen, die in den Familien vor allem zu Beginn 
einer „Kinderphase“ gestellt werden (müssen), 
angesichts geringerer materieller „Zwänge“ 
gestaltet werden könnten. Eine Voraussetzung 
für mehr Geschlechtergerechtigkeit.

 Zur besseren Armutsprävention für Familien 
und Kinder muss die, in der bisherigen Ausbau-
planung festgelegte (abstrakte) Zielquote von 
50 Prozent (der Ein- bis Dreijährigen) für alle 
Bremer Ortsteile zügig umgesetzt werden. Dazu 
sollte jedoch konkret die systematische Weiter-
entwicklung vor allem der großen Einrichtun-
gen von KiTa Bremen in den WiN-Gebieten zu 
Familienzentren Priorität erhalten. Ein entspre-
chendes Konzept für integrierte Familienzentren 
(Betreuung, Beratung, Bildung) und die dafür 
erforderlichen Ressourcen sind überfällig. Das 
gilt ebenso für die erforderlichen Ressourcen zur 
besseren personellen und organisatorischen Aus-
stattung der Elterngeldstelle, des Standesamtes 
und der Familienhilfe sowie der Umsetzung des 
neuen Unterhaltsrechts. Bremen muss zukünftig 
seinen Amtspflichten gerecht werden können.

 Neben den benannten sozial-, familien- und 
 bildungspolitischen Zielen muss außerdem in 
der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik ver-
stärkt der Blick auf Mütter gerichtet werden, 
die (kurz) vor der Geburt eines Kindes nicht 
erwerbstätig sind. Diese Gruppe ist in Bremen 
und Bremerhaven überdurchschnittlich groß. 
Hand in Hand mit Angeboten der Kindertages-
betreuung, sind begleitende Berufsausbildun-
gen, Weiterbildungen, Umschulungen und Job-
An gebote erforderlich. Hier sind die Stadtpolitik 
und die Arbeitsagentur in stärkerem Umfang als 
 bisher gefragt.
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Jahrtausendwende wurde dieses Ziel zugunsten der 
Beitragsbegrenzung geopfert. Unter Verweis auf den 
demografischen Wandel wurde ein auskömmliches 
Rentenniveau für nicht länger finanzierbar erklärt 
und schrittweise abgesenkt, um einen Beitragssatz 
von 22 Prozent im Jahr 2030 nicht zu überschrei-
ten. Dies bedeutet allerdings keineswegs, dass die 
Gesamtbelastung für die Beschäftigten lang fristig 
konstant bleibt oder gar sinkt: Zur Aufrechter hal-
tung des Lebensstandards im Alter sind sie nun zur 
zusätzlichen Vorsorge gezwungen, die ihren finan-
ziellen Aufwand letztlich drastisch steigen lässt. 
Mit anderen Worten: Die Bewältigung des demo-
grafischen Wandels wird finanziell einseitig auf die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verschoben 
– Gewinner der Reformpolitik sind allein die Arbeit-
geber und die Versicherungswirtschaft.

Immer mehr verliert die GRV nun die Fähigkeit, die 
Lebensrisiken Alter, Erwerbsunfähigkeit und Tod 
anhaltend abzusichern. So ist das „Nettorenten-
niveau vor Steuern“ seit dem Jahr 2000 von etwa 
53 bereits auf 48 Prozent abgesunken und könnte 
bis 2045 weiter auf knapp 42 Prozent zurückgehen. 
Darüber hinaus wurde in den vergangenen Jahr-
zehnten auch der soziale Ausgleich zugunsten von 
Arbeitslosen und Geringverdienern reduziert, sodass 
Erwerbsverläufe immer „idealer“ sein müssen und 
dennoch zu vergleichsweise niedrigeren Ansprüchen 
führen. Dass die Rentner in Bremen ganz  erheblich 
von der Lohn- und Preisentwicklung abgekoppelt 
wurden, zeigt Abbildung 1 zu allgemeinen Steige-
rungs- und Anpassungsraten. Seit dem Jahr 2000 
sind die Löhne im Land um ein Drittel und die Ver-
braucherpreise um ein Viertel gestiegen, die gesetz-
lichen Renten wurden jedoch insgesamt nur um 
ein gutes Sechstel erhöht. Damit haben die Rentner 
nicht nur den jahrzehntelang gesicherten Anschluss 
an die Beschäftigten verloren, sondern darüber hin-
aus sogar erheblich an Kaufkraft eingebüßt.

Von Lebensstandardsicherung  
ins Nirgendwo

  Nach der „großen Rentenreform“ von 1957 war 
die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) auf die 
Lebensstandardsicherung ausgerichtet: Sie sollte 
nach einem vollständigen Erwerbsleben das erzielte 
Einkommen weitgehend ersetzen und die  Rentner 
mit regelmäßigen Anpassungen dauerhaft am 
wachsenden Wohlstand teilhaben lassen. Mit den 
grundlegenden Alterssicherungsreformen seit der 

In aller Kürze:

Durch die grundsätzlichen Rentenreformen der vergangenen Jahre 
hat die gesetzliche Rentenversicherung ihre traditionelle Fähigkeit 
zur Lebensstandardsicherung und strukturellen Armutsvermeidung 
schrittweise verloren, wobei die Entwicklung im Land Bremen be-
sonders dramatisch ist. Der Plan, die aufgerissenen Lücken durch 
verstärkte private und betriebliche Vorsorge auszugleichen, ist bis-
her erkennbar nicht aufgegangen und dürfte auch zukünftig nicht 
zum Erfolg führen. Eine Korrektur dieses „Mehrsäulenfehlers“ durch 
eine Rückkehr zu einer starken Rentenversicherung mit hohem Leis-
tungsniveau und sozialem Ausgleich ist längst überfällig. Tatsächlich 
hält die Alterssicherungspolitik allerdings am Paradigmenwechsel 
fest und bemüht sich weiterhin um eine Stärkung der Zusatzvor-
sorge auf Kosten der bewährten Sozialversicherung. Daran ändern 
auch einzelne Leistungsverbesserungen nichts, die ohnehin nur ein-
zelne Gruppen betreffen. Aktuelle Reformmaßnahmen wie die „Flexi-
rente“ oder das „Betriebsrentenstärkungsgesetz“ gehen nicht nur 
am Kern der Problematik vorbei, indem sie das anhaltend sinkende 
gesetzliche Rentenniveau hinnehmen, sondern schaffen teils sogar 
noch weitere Probleme.

Dr. Magnus Brosig

Rentenpolitik  
aus Bremer Perspektive
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Abbildung 1: 
Entwicklung von Löhnen, Preisen und Renten in Bremen (Index 2000 = 100)

Quellen: DRV Bund (2016): Rentenversicherung in Zeitreihen; Statistisches Bundesamt.  

Die Preissteigerung wurde aufgrund von Datenlücken für das Land Bremen anhand bundes-

deutscher Zahlen berechnet.
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„Immer mehr verliert die GRV nun die  
Fähigkeit, die Lebensrisiken Alter, Erwerbs-
unfähigkeit und Tod anhaltend abzusichern.“

Anwartschaften erwerben konnten. Gerade im Land 
Bremen macht sich diese Mischung aus allge meinem 
Leistungseinschnitt und Arbeitsmarktproblemen 
deutlich in den durchschnittlich ausgezahlten Ren-
ten bemerkbar, wie die folgende Abbildung zeigt.

Das Problem eines sinkenden Rentenniveaus wird 
noch dadurch verstärkt, dass Neurentner häufiger 
auf problematische Erwerbskarrieren mit Phasen 
der Arbeitslosigkeit und Niedriglohnbeschäftigung 
zurückblicken müssen, also insgesamt geringere 

—  133



Abbildung 2: 
Durchschnittliche Zahlbeträge in Euro für Renten und  
Bruttobedarf in der Grundsicherung im Alter (Bremen)

EM-Rente = Erwerbsminderungsrente

Quellen: DRV Bund (2016): Rentenversicherung in Zeitreihen; Statistisches Bundesamt
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Altersrenten der Männer sind seit dem Jahr 2000 
bei steigenden Preisen nahezu konstant geblieben, 
ihre Erwerbsminderungsrenten sind sogar in ab so-
luten Zahlen deutlich zurückgegangen und Bremer 
Frauen konnten bei beiden Rentenarten kaum von 
ihrer erheblich gestiegenen Erwerbsbeteiligung pro-
fitieren. Insgesamt liegen die ausgezahlten  Renten 
in Bremen nun vielfach unter dem durchschnitt-
lichen Bruttobedarf der Sozialhilfeleistung „Grund-
sicherung im Alter“, der für Regelsatz, Unterkunft 
und weitere Bedarfe mittlerweile etwa 800 Euro 
beträgt. Dies muss selbstverständlich nicht heißen, 
dass die Bezieher entsprechender Renten stets für-
sorgebedürftig sind – schließlich verfügen sie in 
den meisten Fällen über zusätzliche Alterseinkünfte, 
Vermögen oder ausreichende Partnereinkommen 
und müssen dank Wohneigentum häufig auch keine 
Miete zahlen. Ein erheblich wachsender Anteil der 
Senioren ist aber tatsächlich von Armut bedroht 
oder konkret betroffen – insbesondere in Bremen, 
wo ihre Armutsrisikoquote seit 2005 besonders 
stark von 8,9 auf 17,6 Prozent gestiegen ist und 
mehr als sechs Prozent der Menschen ab 65 Jahren 

auf die Grundsicherung angewiesen sind (gegenüber 
drei Prozent im Bund). Eine überdurchschnittliche 
Zunahme ist wegen des hohen Anteils von Teilzeit- 
und Niedriglohnbeschäftigten im Zwei-Städte-Staat 
auch weiterhin zu erwarten.

Die gesetzliche Rentenversicherung erreicht das Ziel 
Lebensstandardsicherung heute erkennbar nicht 
mehr. Gleichzeitig sind aber auch keine Anstren-
gungen unternommen worden, das System auf 
eine aus Sicht der Arbeitnehmerkammer auch kei-
neswegs ausreichende bloße Armutsvermeidung 
„umzupolen“. Mittlerweile befindet sich die GRV 
damit „im Nirgendwo“: Was sie zukünftig leisten 
soll und leisten kann, ist zunehmend unklar – ein 
für Rentner und Arbeitnehmer unhaltbarer Zustand.

Dass ein dauerhaft höheres Rentenniveau über alle 
Einkommensgruppen und Erwerbsverläufe hin-
weg deutliche Verbesserungen bewirken würde, 
führen die folgenden Modellrechnungen kon-
kret vor Augen. Sie zeigen für durchschnittlich 
Rentenversicherte in Westdeutschland sowie für 
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1 Siehe BMAS (2016a). Eine Umsetzung dieses und 

weiterer Konzeptbestandteile (siehe unten) noch vor der 

Bundestagswahl 2017 ist allerdings nicht zu erwarten.

Reformpolitik seit 2013

In der aktuellen Legislaturperiode ist es nicht zu 
einer Abkehr vom Paradigmenwechsel zulasten der 
GRV gekommen. Zwar wurden wieder einige Leis-
tungsverbesserungen vorgenommen, von denen 
allerdings nur einzelne Gruppen profitieren und die 
das allgemeine Rentenniveau insgesamt noch weiter 
sinken lassen. Zu diesem bereits an anderer Stelle 
besprochenen „Rentenpaket“ zählt die An  hebung 
neuer Erwerbsminderungsrenten – eine  weitere Ver-
besserung wurde grundsätzlich vereinbart –, die 
„Rente mit 63“ nach 45 Versicherungsjahren und 
die bislang bedauerlicherweise beitragsfinanzierte 
„Mütterrente“. Weitere Reformvorhaben wurden 
kürzlich umgesetzt oder werden teils wohl noch vor 
der Bundestagswahl 2017 beschlossen.

„Flexirente“
Das „Flexirentengesetz“ vom November 2016 soll 
den Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 
erleichtern, indem nun auch reguläre Renten durch 
Beiträge aus einer ergänzenden Beschäftigung auf-
gestockt werden können. Bisher waren diese „Voll-
rentner“ versicherungsfrei; der dennoch vom Arbeit-
geber für sie zu zahlende Beitrag führte nicht zu 
einer höheren Rente. Wesentliche Änderungen er-
geben sich auch für „Teilrentner“, deren Rente vor 
der Altersgrenze wegen eines Verdienstes über dem 
Freibetrag von 6.300 Euro pro Jahr gekürzt wird: 
Die Berechnung der verbleibenden Rente erfolgt ab 
dem 01.07.2017 stufenlos und wird damit tatsäch-
lich flexibler. Auch wenn die Handhabung  dieser 
„Flexirente“ kompliziert bleibt und ihre soziale 

Vollzeit beschäftigte im verarbeitenden und im 
Gastgewerbe in Bremen, welche Rente ihnen nach 
35, 40 oder 45 Beitragsjahren bei verschiedenen 
Renten niveaus nach heutigen Werten ausgezahlt 
würde (gegebenen falls sind darauf noch Steuern 
zu entrichten). Dabei liegt das Niveau aktuell bei 
48 und lag vor der Jahrtausendwende teils deut-
lich über 53 Prozent. Nach den Vorgaben des Sozi-
algesetzbuchs soll der Wert bis 2020 nicht unter 46, 
bis 2030 nicht unter 43 Prozent sinken; kürzlich 
regte das Arbeits- und Sozialministerium (BMAS) 
im Rahmen eines Gesamtkonzepts zur Alterssiche-
rung 1  darüber hinaus eine stabile Untergrenze von 
46 Prozent an. Die Arbeitnehmerkammer fordert 
hingegen die Rückkehr zu einem Rentenniveau von 
dauerhaft mindestens 50 Prozent.

Quellen: Statistisches Landesamt Bremen; eigene Berechnungen

Abbildung 3: 
Modellrenten in heutigen Werten nach Durchschnittsentgelt, Beitragsjahren und Rentenniveau 
 (Zahlbeträge in Euro)
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Nettorentenniveau vor Steuern

Bruttoverdienst (2015) Jahre 43 % 46 % 48 % 50 % 53 %

Rentenversicherte (alte Länder):  
35.363 € (Jahr) / 2.947 € (Monat)

45 1.093,10 1.169,37 1.220,21 1.271,05 1.347,31

40 971,65 1.039,44 1.084,63 1.129,82 1.197,61

35 850,19 909,51 949,05 988,59 1.047,91

Verarbeitendes Gewerbe,  
Vollzeit (Bremen):  
58.788 € (Jahr) / 4.899 € (Monat)

45 1.817,19 1.943,97 2.028,49 2.113,01 2.239,79

40 1.615,28 1.727,97 1.803,10 1.878,23 1.990,93

35 1.413,37 1.511,98 1.577,72 1.643,45 1.742,06

Gastgewerbe,  
Vollzeit (Bremen):  
25.155 € (Jahr) / 2.096 € (Monat)

45 777,56 831,81 867,98 904,14 958,39

40 691,17 739,39 771,54 803,68 851,90

35 604,77 646,97 675,09 703,22 745,42
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2 Siehe dazu Schäfer (2016). 3 Siehe BMAS (2016b), S. 129 ff.

Absicherung nicht unproblematisch ist, 2  kann sie 
zum schrittweisen Erwerbsausstieg doch ein durch-
aus sinnvoller Ansatz gerade für langjährig Beschäf-
tigte in Großbetrieben mit hohem Lohnniveau sein. 
Deren Anteil ist in Bremen überproportional hoch, 
sodass eine zukünftig häufigere Nutzung des Instru-
ments möglicherweise dazu führt, dass jüngere 
Arbeitnehmer nicht mehr im bisherigen Umfang 
„nachrücken“ können. Hinzu kommt ein grund-
sätzliches Problem: Der Ruhestand als vollständig 
arbeitsfreie Lebensphase gerät als sozialpolitische 
Errungenschaft in Gefahr, wenn die ohnehin schon 
erhöhte Altersgrenze noch durch einen Übergangs-
zeitraum von Rente plus Arbeit ergänzt wird. Das 
vordringliche Reformerfordernis liegt aber nicht in 
der Aufweichung des Ruhestands, sondern in der 
Ermöglichung sozialer Altersübergänge für alle.

Betriebliche Altersversorgung
Nach den Vorstellungen der Reformbefürworter 
soll die GRV zunehmend von privater und betrieb-
licher Vorsorge ergänzt werden, um mit diesem 
„Mehrsäulenmodell“ eine insgesamt weiter ange-
messene Alterssicherung zu gewährleisten. Das 
Bild der gleichberechtigten Säulen führt allerdings 
in die Irre – die geschwächte Rentenversicherung 
wird keineswegs von starken Partnern  flankiert. 
Nur etwa ein Drittel der Arbeitnehmer „riestert“ 
und auch die betriebliche Altersversorgung (bAV) 
ist alles andere als flächendeckend und dabei sehr 
ungleich verteilt. 3  Von ihr profitieren meist jene 
Beschäftigten, die ohnehin gute gesetzliche  Renten 
erwarten dürfen – also Beschäftigte mit hohen Löh-
nen, wie sie insbesondere in Branchen wie dem 
Finanzwesen oder der Industrie und in Großbetrie-
ben verbreitet sind. Die erheblichen Unterschiede 
– beispielsweise sind drei Viertel der Menschen mit 
Bruttoeinkommen über 5.500 Euro betrieblich abge-
sichert, Geringverdiener unter 1.500 Euro hin gegen 
nicht einmal zu 20 Prozent – führen insgesamt zu 
einer Vorsorgequote von nur rund 55 Prozent. In 
Bremen dürfte dieser Wert wegen des stärker polari-
sierten Arbeitsmarktes mit besonders vielen Gutver-
dienern einerseits und Geringverdienern (häufig in 
Teilzeitbeschäftigung) andererseits noch niedriger 
liegen: Zwar können wohl mehr Menschen als im 
Bundesdurchschnitt besonders hohe Betriebs  renten 
erwarten, ein ebenfalls überdurchschnittlicher 
Anteil verfügt hingegen vermutlich über keiner-
lei Anwartschaft. Vor Ort ist der Nachholbedarf auf 
dem Weg zu einer umfassenden Zusatzvorsorge also 
besonders ausgeprägt und es besteht noch weni-
ger als im Rest der Republik Grund zur Annahme, 
die bAV könne mittelfristig ein wirksamer „Lücken-
büßer“ für die GRV sein.

Nach Auffassung der Arbeitnehmerkammer ist 
die betriebliche Altersversorgung so zu reformie-
ren, dass sie Sicherheit bietet, annähernd flächen-
deckend verfügbar ist, die Beschäftigten nicht 
zusätzlich belastet und nicht auf Kosten der GRV 
durchgeführt wird. Der aktuelle Entwurf für ein 
„Betriebsrentenstärkungsgesetz“ dürfte dies schon 
deshalb nicht erreichen, weil er die Arbeitgeber 
nicht auf eine umfassende Teilnahme verpflich-
tet und er sieht sogar einige kontraproduktive 
Änderungen vor. Kernpunkte des neuen Modells 
sind die Abschaffung der bisherigen Arbeitgeber-
haftung für Anwartschaften und Leistungen sowie 

„Das Bild der gleichberech-
tigten Säulen führt in die Irre 
– die geschwächte Rentenver-
sicherung wird keineswegs von 
starken Partnern  flankiert.“
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Ost-West-Angleichung, Maßnahmen zur 
Armutsvermeidung und Versichertenkreis
Neben der Stärkung der Zusatzvorsorge sind auch 
im Bereich der GRV noch einige Änderungen vor-
gesehen oder kürzlich vorgeschlagen worden. So 
einigte sich die Große Koalition auf die Ein führung 
eines einheitlichen Rentenrechts, wodurch die 
Sonder regelungen für die neuen Länder schrittweise 
bis 2025 aufgehoben werden sollen. Leider ist für 
diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die eigent-
lich vollständig aus Steuermitteln finanziert  werden 
müsste, eine deutliche Beteiligung der Beitrags-
zahler vorgesehen.

Im Bereich der Armutsvermeidung wird es voraus-
sichtlich nicht mehr zur Umsetzung der im Koaliti-
onsvertrag vorgesehenen „solidarischen Lebensleis-
tungsrente“ kommen. Die im November 2016 vom 
BMAS angeregte Weiterentwicklung hin zu einer 
„gesetzlichen Solidarrente“ würde anders als das 
ursprüngliche Modell keine Zusatzvorsorge mehr 
erforderlich machen und die sehr unterschiedlichen 
Bedarfe in den Regionen berücksichtigen – sie wäre 
damit besser mit der Grundsicherung im Alter kom-
patibel, wohl wirksamer und auch zukunftstaug-
licher. Weiterhin wären aber recht lange Erwerbs-
karrieren erforderlich, die gerade in Großstädten 
wie Bremen und Bremerhaven mit einem hohen 

ein ausdrückliches Verbot von Leistungsgarantien, 
sodass die Beschäftigten den Ausbau ihrer Alters-
sicherung letztlich mit der Aufgabe von Sicherhei-
ten erkaufen müssten. Mit der geplanten „reinen 
Beitragszusage“, die ergänzend zu den bisherigen 
und weiter bestehenden Zusageformen durch Tarif-
verträge ermöglicht werden kann, soll nun das 
 Prinzip „zahlen und vergessen“ gelten: Die Unter-
nehmer wären nach Entrichtung ihrer Beiträge 
von jeder Haftung freigestellt und das Anlageri-
siko würde vollständig auf die Beschäftigten verla-
gert. Zukünftig könnte es sogar häufiger zu Kürzun-
gen laufender Betriebsrenten kommen, wenn das 
angesparte Kapital durch stark schwankende Anla-
gen unter ein Mindestmaß fällt. Eine weitere Neu-
erung könnte mit Blick auf die Akzeptanz der GRV 
gerade  zu fatale Wirkung entfalten: Alterseinkünfte 
aus freiwilliger Vorsorge (also etwa Betriebs- und 
Riester- Renten) sollen fortan nicht mehr voll ständig 
auf die Grundsicherung im Alter angerechnet und 
damit gegenüber verpflichtender Vorsorge privile-
giert werden. Wird dieser Vorschlag tatsächlich 
umgesetzt, so entsteht jedenfalls bei Menschen 
mit geringem Verdienst leicht der Eindruck, dass 
Pflichtbeiträge in die GRV letztlich verloren sein 
können, während sich freiwillige Vorsorge stets 
lohnt. Dem ohnehin geschwächten Vertrauen in die 
GRV würde dadurch ein Bärendienst erwiesen.
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Anteil Langzeitarbeitsloser häufig nicht zu erreichen 
sind. Außerdem wäre spätestens mit Ein führung 
dieses Modells das gesetzliche Renten niveau  wieder 
deutlich zu erhöhen. Bleibt dies aus, so käme es 
durch die Reform für immer mehr Beschäftigte zu 
einer „Grundrente durch die Hintertür“, weil sie 
die Höhe der „Solidarrente“ selbst bei einer  vollen 
Erwerbskarriere in Vollzeit kaum noch durch 
eigene Beiträge erreichen können. Dies kann nicht 
im Sinne eines Pflichtsystems sein, in dem sich 
Beitrags leistungen (fast) immer lohnen sollen.

Ein weiterer Bestandteil des „BMAS-Konzepts“ ist 
die verbesserte Absicherung von Selbstständigen, 
die heute mehrheitlich nicht zur Vorsorge verpflich-
tet sind. Jene, die vor dem 40. Lebensjahr eine ent-
sprechende Tätigkeit neu aufnehmen, wären bei 
einer Umsetzung verbindlich in der GRV versichert 
und würden so nicht nur deren Finanzlage ver-
bessern, sondern auch eine ausreichende eigene 
Alterssicherung aufbauen. Eine Weiterentwicklung 
hin zur Erwerbstätigenversicherung ist nach Auf-
fassung der Arbeitnehmerkammer angesichts des 
Bedeutungsgewinns der Selbstständigkeit notwen-
dig, gerade auch für das Land Bremen: Während die 
Erwerbstätigkeit hier von 2000 bis 2012 insgesamt 
lediglich um 5,8 Prozent stieg, nahm die Zahl der 
Selbstständigen um mehr als ein Viertel zu.

Fazit

Bei aller notwendigen Kritik am Para digmenwechsel 
in der Alterssicherung lässt sich immerhin fest-
stellen, dass es nach jahrelangen Einschnitten 
 wieder erste Leistungsverbesserungen gab oder 
geben soll. Diese beschränkten sich bislang aller-
dings auf einzelne Gruppen – ein wieder ange-
messenes Nettorentenniveau nicht unter 50 Prozent 
und die soziale Ausgestaltung des Altersübergangs 
stehen weiter aus. Während die „Rente mit 67“ für 
viele Beschäftigte vergleichsweise unproblematisch 
sein kann, wirkt sie für andere faktisch wie eine 
Rentenkürzung: Sie schaffen es nicht, bis zur Alters-
grenze durchzuhalten und sind zur Frührente mit 
dauerhaften Abschlägen gezwungen. Eine Rück-
kehr zur lebensstandardsichernden und tatsächlich 
erreichbaren gesetzlichen Rente wäre aber nicht 
nur sozial angemessen, sondern wegen der gleich-
mäßigen Finanzierung durch Unternehmer und 
Beschäftigte auch gerecht und insgesamt günsti-
ger. Für geringere Gesamtkosten könnten schließ-
lich umfassende Leistungen bei Alter und Erwerbs-
unfähigkeit zuverlässig und dauerhaft finanziert 
werden. 4  Die GRV befände sich damit nicht mehr 
im „Nirgendwo“, sondern hätte mit der Aufrecht-
erhaltung des Lebensstandards wieder ein klares 
und realistisches Sicherungsziel, an dem das der-
zeitige „Mehrsäulenmodell“ erkennbar scheitert. 
Durch das höhere Rentenniveau und den zusätz-
lich zu  stärkenden sozialen Ausgleich (etwa durch 
die Wieder einführung der Rente nach Mindest-
entgeltpunkten) würde nebenbei auch die ebenso 
geschwächte Fähigkeit zur Armutsvermeidung 
gestärkt, ohne sie – richtigerweise – in den Mittel-
punkt der Alterssicherungspolitik zu rücken.

4 Siehe Schäfer (2015), S. 27  f.

„Eine Rückkehr zur lebensstandardsichern-
den gesetzlichen Rente wäre sozial ange-
messen, gerecht und insgesamt günstiger.“
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Bürgerstraße 1
28195 Bremen
Telefon 0421.3 63 01 - 0
Telefax 0421.3 63 01 - 89
info@arbeitnehmerkammer.de
www.arbeitnehmerkammer.de

Eine Kammer für Arbeitnehmerinnen und  
Arbeitnehmer im Land Bremen

	 Die	Arbeitnehmerkammer	Bremen	vertritt	als	Körperschaft	des	öffent­
lichen Rechts die Interessen der Beschäftigten.

 Mitglieder der Arbeitnehmerkammer sind – so bestimmt es das   „Gesetz 
über die Arbeitnehmerkammer im Lande Bremen“ – alle im Bundes­
land Bremen abhängig Beschäftigten (mit Ausnahme der  Beamten). 
Zurzeit	sind	dies	319.041	sozialversicherungspflichtig	Beschäftig	te	und	
69.643 Minijobber. Auch Arbeitslose, die zuletzt ihren Ar beitsplatz im 
Land Bremen hatten, sind Mitglieder der Ar  beit nehmerkammer.

 Neben einer umfassenden Rechtsberatung bietet die Arbeitnehmer­
kammer ihren Mitgliedern zahlreiche Informationen zu den Themen 
Wirtschaft, Arbeit, Bildung und Kultur.

 Darüber hinaus berät sie Betriebs­ und Personalräte sowie die Politik 
und	öffentliche	Verwaltung	im	Land	Bremen.
	 Die	berufliche	Weiterbildung	übernimmt	die	Wirtschafts-	und	Sozial-

akademie (wisoak).
	 Zusätzlichen	Service	und	Vergünstigungen	gibt	es	mit	der	Kammer­

Card, die jedes Mitglied auf Wunsch kostenlos erhält.
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